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Zur  Einleitung. 

Der  politische  Status  des  bosnisch-hercegovinischen  Landes 
und  sein  Verhältnis  zu  Österreich-Ungarn. 

Die  Berliner  Kongreßakte,  geschlossen  zwischen 
Österreich-Ungarn,  Deutschland,  Frankreich,  Groß- 
britannien, Italien,  Rußland  und  der  Türkei  am 
13.  Juli  1878,  in  Österreich  nach  erfolgter  parlamen- 
tarischer Genehmigung  kundgemach  t im  Reichsgesetz- 
blatte 1879  Kr.  43,  verfügten  im  Art.  XXV : 

„Die  Provinzen  Bosnien  und  Hercegovina  wer- 
den von  Österreich-Ungarn  besetzt  und  verwaltet 
werden.  Da  die  österreichisch-ungarische  Regierung 
nicht  wünscht,  die  Verwaltung  des  Sandschaks  von 
Xovi  Bazar  . . . auf  sich  zu  nehmen,  wird  die  otto- 
manische  Verwaltung  dort  weiter  in  Wirksamkeit 
verbleiben.  Nichtsdestoweniger  behält  sich  Öster- 
reich-Ungarn, um  die  Aufrechterhaltung  des  neuen 
politischen  Zustandes  ebenso  wie  die  Freiheit  und 
Sicherheit  der  Kommunikationswege  zu  sichern,  das 
Recht  vor,  im  ganzen  Umfange  dieses  Teils  des  ehe- 
maligen. Vilajets  von  Bosnien  Garnisonen  zu  halten 
und  militärische,  sowie  Handelsstraßen  zu  besitzen. 

Zu  diesem  Zwecke  behalten  sich  die  Regierun- 
gen von  Österreich-Ungarn  und  der  Türkei  eine  wei- 
tere Verständigung  über  die  Details  vor.“ 

Damit  sind  die  genannten  Provinzen  von  dem 
\erbande  des  ottomanischen  Reichs  abgetrennt  und 
der  österreichisch -ungarischen  Doppelmonarchie  ange- 
gliedert worden. 

Geller,  Bosnisch-hercegovinische  Verfassungsgesetze.  ^ 
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Einleitung. 


Eine  Provinz  besetzen  und  verwalten 
heißt,  sie  in  Besitz  nehmen  und  auf  ihrem  Gebiefe  alle 
staatlichen  Funktionen  ausüben,  welche  in  den  Be- 
griff der  (Staats-)  Verwaltung  eingehen.  Das  Überein- 
kommen zweier  Staaten  dahin,  daß  gewisse  Provinzen 
des  einen  von  dem  anderen  „besetzt  und  verwaltet“ 
werden  sollen,  bedeutet  mithin  juristisch  nichts  an- 
deres als  eine  Übertragung  der  Staatsgewalt  hinsicht- 
lich dieser  Provinzen  von  dem  einen  Staate  auf  den 
anderen.  Der  erste  Satz  des  Art.  XXV  der  Kongreß- 
akte beurkundet  demnach  eine  im  Einverständnisse 
sämtlicher  Signatarmächte  erfolgte  Zession  der 
Staatsgewa  1 1 über  die  genannten  Provinzen  sei- 
tens des  osmanischen  Reichs  an  Österreich -Ungarn. 
Der  Mangel  jedes  determinierenden  Merkmals  der 
Prädikate:  „werden  besetzt  und  verwaltet“  schließt 
die  Unterstellung  einer  z e i 1 1 i c li  e n oder  inhalt- 
lichen Beschränkung  des  in  ihnen  ausgedrückten 
Willens  von  vornherein  aus.  Nur  in  gebietlicher 
Hinsicht  wird  dem  Umfange  der  Zession  im  zweiten 
Satze  des  ersten  Alinea  eine  Einschränkung  hinzuge- 
fügt. Diese  wird  indes  ausdrücklich  auf  den  W u n s c h 
der  österreichisch-ungarischen  Regierung  zurückge- 
führt und  bringt  mithin,  zumal  im  Zusammenhänge 
mit  dem  im  dritten  Satze  hinsichtlich  des  ausgenom- 
menen Gebietsteils  gemachten  V orbehalte  un- 
zweideutig zum  Ausdruck,  daß  die  hinsichtlich  der 
übrigen  Gebietsteile  auf  Österreich-Ungarn  übertra- 
genen Rechte  nach  jeder  Richtung  hin  völlig  unbe- 
schränkt sind. 

Daran  ändert  auch  nichts  die  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  der  Türkei  geschlossene ‘Konvention  vom 
21.  April  1879  (kundgemacht  in  der  „Wiener  Zeitung“ 
Nr.  127), 1 welche  der  Türkei  in  Bezug  auf  die  Ver- 


i Abgedruckt  bei  Bernatzik  Österr.  Verfassungsgesetze  unter  Nr.  196. 
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waltung  der  okkupierten  Provinzen  und  die  Behand- 
lung namentlich  ihrer  mohammedanischen  Einwohner 
gewisse  Zusagen  macht  und  überdies  im  Eingänge 
prinzipiell  erklärt,  daß  ,,die  Okkupation  Bosniens  und 
der  Hercegovina  die  Souveränitätsrechte  Seiner  kai- 
serlichen Majestät  des  Sultans  auf  diese  beiden  Pro- 
vinzen nicht  beeinträchtigt“.  Das  hat  rechtlich  nicht 
mehr  Bedeutung  als  wie  wenn  etwa  dem  seiner  väter- 
lichen Gewalt  entkleideten  Vater  von  dem  mit  dersel- 
ben bekleideten  Tutor  erklärt  würde,  daß  seine  Vater- 
schaft stets  anerkannt  und  sein  Kind  gut  behandelt 
werden  soll.  Von  den  „Souveränitätsrechten“  des  Sul- 
tans auf  die  von  Österreich-Ungarn  besetzten  und  ver- 
walteten Provinzen  ist  tatsächlich  nichts  als 
tantum  nominis  sonus  zurückgeblieben,  ein  leerer 
Schall  ohne  allen  positiv-praktischen  Inhalt.  Höchstens 
kam  ihrer  Anerkennung  die  Bedeutung  zu,  daß  die  be- 
setzten Provinzen,  wenn  etwa  Österreich-Ungarn  sie 
einmal  preisgeben  sollte,  dann  ohneweiters  wieder 
unter  die  Staatsgewalt  der  Türkei  zu  kommen  hätten. 

In  der  Tat  übte  auch  die  österreichisch -ungarische 
Regierung  seither  allein  die  volle  Staatsgewalt  über 
die  beiden  Provinzen  aus,  u.  zw.  nicht  bloß  nach  innen, 
der  Bevölkerung  gegenüber,  durch  Betätigung  der  ge- 
setzgebenden und  der  vollziehenden  Gewalt  nach  allen 
Richtungen  hin,  sondern  auch  nach  außen,  anderen 
Staaten  und  selbst  der  Türkei  gegenüber,  indem  sie 
im  zwischenstaatlichen  Verkehr  wie  die  beiden  Staats- 
gebiete der  Monarchie  auch  die  besetzten  Provinzen 
vertrat  und  den  Interessen  der  Angehörigen  der  letz- 
teren gleichermaßen  wie  jenen  der  Angehörigen  der 
ersteren  ihren  Schutz  zuteil  werden  ließ.2 

Beide  Provinzen  erhielten  nach  ihrer  Besetzung 
eine  einheitliche  Organisation  und  wurden  zu  einem 

2 Näheres  in  den  Erläuternden  Bemerkungen  zu  der  Regierungsvorlage  Nr.  2 
der  Beilagen  zu  den  stenogr.  Prot,  des  Abgeordnetenhauses.  XX.  Session  1909. 
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Gemeinwesen  für  sich  vereinigt,  gegliedert  ähnlich 
wie  jedes  der  alten  Länder  der  Monarchie  und  verwal- 
tet im  Innern  von  einer  Landesregierung  und  mannig- 
fachen ihr  unterstehenden  Kreis-  undBezirksbehörderü 
unter  der  obersten  Leitung  des  Gemeinsamen  Mini- 
steriums beider  Staaten  der  Monarchie,  das  sie  auch 
ebenso  wie  diese  Staaten  nach  außen  vertrat.  Durch 
das  oster r.  Gesetz  vom  20.  Dez.  1879  (unten  Kr.  1)  und  ; 
den  ung.  Gesetzartikel  LII:  1879  in  das  zwischen  bei- 
den  Staaten  bestehende  Zoll-  und  Handelsbündnis  und 
die  damit  zusammenhängenden  wirtschaftlichen  und 
rechtlichen  Beziehungen  aufgenommen,  traten  sie  bald 
auch  der  zwischen  jenen  pragmatisch  begründeten  j 
Wehrgemein schaft  als  dritter  Partner  bei  und  stellten 
dann  auch  regelmäßig  ihr  Kontingent  zum  gemein- 
samen Heer. 

Mach  den  Ereignissen,  die  sich  1908  in  der  Türkei 
vollzogen  hatten,  drohte  aber  die  im  Widerspruche  zu  i 
der  Wirklichkeit  aufrechterhaltene  nominelle  Souve- 
renität  des  Sultans  auf  dieses  seit  mehr  denn  30  Jah- 
ren mit  der  Monarchie  faktisch  wie  rechtlich  verbun- 
dene Gebiet  unliebsame  V erwücklungen  auszulösen. 
Dem  beschloß  die  österreichisch-ungarische  Regierung 
durch  einen  solennen  Akt  vorzubeugen,  der  an  Stelle  ! 
jener  scheinbaren  Souveränität  des  Sultans  die  wirk- 
liche des  österreichischen  Kaisers  und  ungarischen 
Königs  manifestierte  und  zu  allgemeiner  Anerkennung  i 
brachte.4  In  mehreren  am  7.  Oktober  1908  in  der 
,,  Wiener  Zeitung“  veröffentlichten  Staatsakten  vom 
5.  d.  M.  erklärte  daher  der  Monarch,  „die  Rechte  seiner 
Souveränität  auf  Bosnien  und  die  Hercegovina  zu  er-  ' 
strecken“  und  die  für  sein  Haus  „geltende  Erbfolge-  ! 

3 Eine  gute  summarische  Übersicht  über  die  Organisation  von  Bosnien  und 
der  Hercegovina  in  H i ckm a n n s Geogr.-stat.  Taschen-Atlas  von  Österreich-Ungarn3, 

S.  83  fg. 

4 Näheres  über  die  Motive  dieses  Staatsakts  in  der  in  Note  2 erwähnten 
Regierungsvorlage. 
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Ordnung  auch  für  diese  Länder  in  Wirksamkeit  zu 
setzen“.  Gleichzeitig  wurden  den  letzteren  „verfas- 
sungsmäßige Einrichtungen“  verheißen  (unten  Er.  1 * 
bis  7) . 

Die  dagegen  von  der  ottomanischen  Regierung 
wie  von  mehreren  der  Signatarmächte  erhobenen  Re- 
klamationen wurden,  nachdem  mit  der  ersteren  in 
einem  Protokolle  vom  26.  Februar  19095  ein  gütliches 
Übereinkommen  getroffen  worden  war,  wodurch  „die 
(oben  erwähnte)  Konvention  vom  21.  April  1879 
ebenso  wie  der  Protest  der  Flohen  Pforte  gegen  die 
Entschließung  der  österreichisch-ungarischen  Regie- 
rung betreffend  Bosnien  und  die  Hercegovina“  besei- 
tigt wurde,  vorbehaltlos  zurückgezogen. 

Die  rechtliche  wie  die  faktische  Zugehörigkeit 
Bosniens  und  der  Hercegovina  zum  Bestände  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  erscheint  sonach  auch 
formell  allseitig  anerkannt. 

Die  ihnen  verheißenen  „verfassungsmäßigen  Ein- 
richtungen“ erhielten  diese  Länder  durch  das  am 
22.  Februar  1910  promulgierte,  weiter  unten  unter 
Er.  9 abgedruckte  „Landesstatut“  vom  17.  desselben 
Monats,  das  die  Bevölkerung,  der  es  zugleich  die  all- 
gemeinen staatsbürgerlichen  Rechte,  wie  sie  den  Ein- 
wohnern Österreichs  und  Ungarns  zustehen,  dann  das 
Recht  der  Selbstverwaltung  in  lokalen  Angelegen- 
heiten gewährleistet,  zur  Mitwirkung  an  der  Gesetz- 
gebung durch  einen  von  ihr  zu  beschickenden  Land- 
tag beruft. 

Die  Wahlordnung  für  den  Landtag  ist  der  in  die- 
sen Ländern  ebenso  durch  die  eigenartigen  Besitzver- 
hältnisse wie  durch  die  Mannigfaltigkeit  der  im  Le- 
ben stark  betonten  Religionsbekenntnisse  bedingten 
gesellschaftlichen  Differenzierung  der  Bevölkerung 

5 Regierungsvorlage  Nr.  4 der  Beilagen  zu  den  stenogr.  Prot,  des  AbgH.  , 
XX.  Session  1909. 
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angepaßt  und  gewährt  allen  Schichten  und  Klassen 
derselben  die  Möglichkeit,  ihre  Interessen  in  der  Ge- 
* setzgebung  geltend  zu  machen  und  ihre  Wünsche  zum 
Ausdruck  und  zu  Gehör  zu  bringen. 

Dem  Landtage  ist  im  großen  und  ganzen  die 
gleiche  Kompetenz  eingeräumt,  wie  sie  den  gesetz- 
gebenden Kammern  der  beiden  Staaten  der  Monarchie 
zu  steht.  Ausgeschlossen  von  seinem  Wirkungskreise 
sind  im  besonderen  jene  Angelegenheiten,  welche  nicht 
allein  Bosnien  und  die  ILercegovina,  sondern  auch 
die  beiden  anderen  Staaten  der  Monarchie  oder  einen 
derselben  betreffen,  und  damit  auch  die  Beschlußfas- 
sung über  alles,  was  mit  den  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten zusammenhängt.  In  diesen  Belangen  bleibt  die 
Entscheidung  nach  wie  vor  ausschließlich  den  Yertre- 
tungskörpern  der  beiden  Staaten  Vorbehalten. 

Durch  die  neuen  Yerfassungsgesetze  erfährt  zu-  j 
nächst  nur  die  innere  Konstitution  des  bosnisch-herce-  j 
govinischen  Landes,  nämlich  die  Beziehung  seiner  Be-  j 
völkerung  zu  den  Trägern  der  in  ihrem  Gebiete  sich 
betätigenden  Staatsgewalt  eine  Änderung.  War  die  : 
Bevölkerung  bisher  eine  politisch  amorphe  Masse,  in 
absoluter  Weise  regiert  und  beherrscht  von  den  lau-  | 
desfürstlichen  Organen,  somit  lediglich  ein  Objekt  der  'j 
Staatsgewalt,  so  erhält  sie  nunmehr  ein  aus  ihrer  Mitte  i 
sich  stetig  erneuerndes  Willensorgan,  das  an  der  ober-  I 
sten  Leitung  der  Verwaltung  des  Landes  im  Innern,  j 
nämlich  an  der  Gesetzgebung  in  den  ausschließlich  bos-  j 
nisch-hercegovinischen  Angelegenheiten  teilnimmt  und  i- 
somit  die  Bevölkerung  gewissermaßen  zu  einem  Mit-  J 
träger  der  Staatsgewalt  macht. 

Die  internationale  Stellung  des  Landes  oder  dessen 
äußerer  Status,  wie  er  als  Produkt  aus  der  politischen  ji 
Geschlossenheit  des  Landes  in  sich  oder  seiner  poli-  i 
tischen  Individualität  einerseits  und  der  Form  seiner  1 
Verbindung  mit  Österreich-Ungarn  anderseits  gegeben  j 


Politischer  Status  des  Landes, 


ist  — der  völkerrechtliche  Status  des  Landes  bleibt 
unverändert. 

Über  seine  rechtliche  Beschaffenheit  ist  man  frei- 
lich heute  sowenig  als  ehedem  im  klaren.  Neuerdings 
hat  man  die  Form  der  Verbindung  der  Doppelmon- 
archie mit  diesem  Lande  als  ein  Verhältnis  der 
Überordnung,  als  eine  Mitherrschaft  (condominium) 
Österreichs  und  Ungarns  über  Bosnien  und  die  Herce- 
govina,  ähnlich  der  Herrschaft  über  ein  Kolonial land, 
zu  konstruieren  versucht.0  Die  Umstände,  unter  welchen 
die  österreichisch-ungarische  Monarchie  zu  diesen  ehe- 
mals türkischen  Provinzen  gekommen  ist,  schließen 
indes  gleichwie  der  Wortlaut  des  Art.  XXV  der  Ber- 
liner Kongreßakte  und  die  mit  der  Türkei  geschlossene 
Konvention  die  Annahme  völlig  aus,  als  wenn  diese 
Provinzen  der  Monarchie  dienstbar  gemacht,  ihr 
als  O b j e k t der  Fruktifizierung  für  egoistische  In- 
teressen überwiesen  worden  wären.  Mag  man  ihre 
Okkupation  auf  ein  Mandat  oder  auf  eine  Zession  zu- 
rückführen, in  keinem  Falle  kann  den  Signatarmäch- 
ten die  Absicht  imputiert  werden,  diese  Provinzen 
rechtlos  zu  machen  und  der  Monarchie  als  gute  Beute 
zu  überantworten.  Der  Art.  XXV  läßt  keine  andere 
Deutung  zu,  als  daß  Bosnien  und  die  Hercegovina  aus 
der  türkischen  in  die  österreichisch-ungarische  V e r- 
waltung  übergehen  sollten.  Versteht  man  hier  un- 
ter Verwaltung  — wie  nicht  anders  möglich  — die  Be- 
tätigung der  vollen  Staatsgewalt,  und  faßt  man  auch  im 
Hinblick  auf  die  zeitliche  LTnbegrenztheit  der  der  Mon- 
archie übertragenen  Verwaltung  die  Verfügung  des 
Art.  XXV  als  eine  Zession  auf,  so  bedeutet  das  nur, 
daß  die  genannten  Provinzen  aus  dem  Verbände  mit 
den  Ländern  der  Türkei  in  den  Verband  mit  den 

e So  Tezner  Der  Kaiser  S.  268  und  ähnlich  Dr.  Gustav  Steinbach  in 
einem  am  26.  Februar  1910  in  der  Wiener  Juristischen  Gesellschaft  gehaltenen  Vor- 
trag (auszüglich  wiedergegeben  in  den  Jur.  Bl.  1910  S.  111  fg.). 
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Einleitung. 


Ländergebieten  Österreich-Ungarns,  also  in  ein  Ver- 
hältnis der  Neben-,  nicht  der  Unterordnung  treten,  daß 
sie  bloß  die  Staatsangehörigkeit  wechseln,  nicht  aber 
eine  capitis  deminutio  erleiden  sollten.  Und  in  der  Tat 
hat  ja  auch  Österreich-Ungarn,  weit  entfernt,  sie  in 
den  Dienst  seiner  Interessen  zu  stellen,  vielmehr  lange 
Zeit  sich  in  den  Dienst  ihrer  Interessen  gestellt. 

Unzutreffend  ist  aber  auch  die  ebenso  heute  wie 
früher  vertretene  Auffassung,  als  wenn  Bosnien-Herce- 
govina  eine  Provinz  der  Gesamtmonarchie,  eine 
Art  Reichsland  wäre,  etwa  wie  Elsaß-Lothringen 
im  Verhältnisse  zum  Deutschen  Reich.  Wären  Öster- 
reich und  Ungarn  in  gleicher  Weise  verbündet,  wie 
die  deutschen  Einzelstaaten  im  Deutschen  Reich,  so 
würde  diese  Auffassung  als  durchaus  natürlich  er- 
scheinen. Aber  die  wirkliche  Verbandsform  der 
) >eiden  Staaten  schließt  die  Konstruktion  eines 
Reichsgebietes  und  damit  einer  Reichsprovinz  a priori 
aus.  Das  Deutsche  Reich  als  Bundesstaat,  eine 
Kombination  von  Einheitsstaat  und  Staatenbund, 
baut  sich  auf  nicht  allein  aus  den  ihm  eingeglieder- 
ten Einzelstaaten,  sondern  auch  aus  den  diesen  ein- 
wohnenden Menschen;  ihm  steht  in  den  Einzel  - 
Staaten  ein  großer  Teil  der  Staatsgewalt,  in  Elsaß- 
Lothringen  die  gesamte  Staatsgewalt  unmittel- 
bar über  die  Bevölkerung  zu.  Es  ist  mithin  Träger 
einer  wirklichen  „Gebietshoheit“,  wenn  es  sich  auch 
in  dieser  mit  den  Gliedstaaten  teilt;  Elsaß-Lothrin- 
gen ist  daher  in  der  Tat  eine  Provinz  des  Reichs- 
gebiets, wie  denn  auch  seine  Einwohner  gleichwie 
die  Angehörigen  der  einzelnen  Gliedstaaten,  nur  in 
vollerem  Maße  als  diese,  unmittelbare  Reichsbürger 
sind.  Die  österreichisch-ungarische  Monarchie  dagegen 
ist  eine  verfassungsmäßig  gebildete  Staaten  ge- 
sell s c h a f t,  eine  völkerrechtliche  V erbindung 
zweier  Staaten,  begründet  durch  die  Gemeinsamkeit 
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ihres  Haupts  und  charakterisiert  durch  die  verfassungs- 
mäßig gewährleistete  Zusammengehörigkeit  ihrer  Län- 
dergebiete und  ihre  daraus  folgende  Verpflichtung  zu 
wechselseitigem  und  gemeinsamem  Schutz,  kurz  eine 
R e a 1 - U n i o n.7  Ihre  Angehörigen  sind  allein  die  bei- 
den Staaten  Österreich  und  Ungarn,  deren  jedem  auf 
seinem  Gebiete  die  volle,  ungeteilte  Staatsgewalt  zu- 
steht und  die  solche  nur  nach  außen  durch  gemeinsame 
Vollzugsorgane  betätigen.  Diesen  Organen  stellt  ledig- 
lich die  Ausführung  der  übereinstimmenden  Beschlüsse 
der  Vertretungen  der  beiden  Staaten  und  ihrer  Delega- 
tionen und  die  Repräsentation  nach  außen,  aber  keiner- 
lei Gewalt  über  die  Bevölkerung  zu.  Die  „Gesamt- 
monarchie“ ist  daher  nichts  als  ein  Name  für  die  bei- 
den assoziierten  Staaten  ; ein  österreichisch-ungarisches 
Reichs-  oder  gemeinsames  Gebiet  gibt  es  nicht  und 
folglich  auch  keine  Reichsbürger,  sondern  nur  ein 
österreichisches  und  ein  ungarisches  Staatsgebiet  und 
demgemäß  auch  nur  österreichische  und  ungarische 
Staatsbürger.  Demnach  konnte  das  bosnisch-hercego- 
vinische  Land  wohl  einem  der  beiden  Staaten,  aber 
nicht  der  Gesamtmonarchie  „einverleibt“  werden. 
Dieser,  die  selbst  gebietslos  ist,  konnte  es  - nur  e n t- 
weder  als  eine  beiden  Staaten  gemeinsame  Kolonie 
zugewiesen,  somit  als  bloßes  Objekt  dienstbar  gemacht, 
oder  aber  als  ein  eigenes  politisches  Gemeinwesen  zu- 
gesellt  werden.  Da  nun  ersteres  durch  den  geschicht- 
lichen und  dokumentarischen  Tatbestand  der  Okkupa- 
tion ausgeschlossen  erscheint  und  das  Land  in  der  Tat 
seit  seiner  Zession  an  Österreich-Ungarn  sich  als 
eigenes  Gemeinwesen  betätigt,  so  kann  es  mit  der  Ge- 
samtmonarchie als  solcher  eben  nur  als  ein  einheit- 
liches, in  sich  geschlossenes  politisches  Ganze  gesell- 
schaftlich. verbunden,  nicht  korporativ  vereinigt  sein : 


7 Vgl.  Geller  Österr.  Bürg.  Recht  I S.  91  ff. 
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Es  kann  nur  ein  Gemeinwesen  n eben  ihr  oder  ihren 
beiden  Staaten,  nicht  unte  r ihr,  nicht  ein  Teil  oder 
ein  Glied  von  ihr  sein. 

Tn  der  Tat  ist  auch  Bosnien-ITercegovina  mit  den 
beiden  Staaten  der  Monarchie  wesentlich  nicht  anders 
als  wie  diese  mit  einander  verbunden.  Durch  die 
Unterordnung  unter  dasselbe  Staatshaupt  schon  von 
Haus  aus  Mitglied  der  zwischen  beiden  bestehenden 
Real-Union,  ist  es  von  beiden  bald  darauf  durch  die 
Gesetze  von  1879  (weiter  unten  Nr.  1)  auch  in  den  ge- 
meinsamen Zollverband  oder  die  zwischen  ihnen  kon- 
traktlich begründete  wirtschaftliche  Gemeinschaft  als 
relativ  gleich  berechtigter  und  verpflichteter  Teilhaber 
auf  genommen  worden.  Es  steht  mithin  in  dem  Ver- 
bände der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  den 
beiden  anderen  Staaten  als  Gesellschafter  gegenüber. 
Untergeordnet  ist  es  ihnen  nur  in  der  Geschäftsfüh- 
rung, insofern  die  Beschlußfassung  in  den  „gemein- 
samen Angelegenheiten“  nach  wie  vor  den  beiden  alten 
Staaten  kollektiv  zusteht  und  die  Ausführung  dem  Ge- 
meinsamen Ministerium  obliegt,  das  für  alle  drei  Ge- 
meinwesen als  vollziehendes,  für  das  bosnisch-hercego- 
vinische  überdies  als  beaufsichtigendes  und  leitendes 
Organ  fungiert.  Es  verhält  sich  also  zu  den  unierten 
Staaten  gleichwie  ein  von  der  Geschäftsführung  und 
Vertretung  ausgeschlossener  Gesellschafter  zu  den  ge- 
schäftsführenden und  kollektiv  vertretungsberechtig- 
ten Gesellschaftern.  Dazu  kommt  freilich  noch  ein 
Recht  der  Kontrolle,  sodann  eine  Art  P r o t e k- 
t o r a t,  das  die  beiden  Staaten  in  gewissen  Richtungen 
über  es  ausüben.  Nach  den  Gesetzen  von  1879  ist  näm- 
lich einerseits  den  Finanzministern  der  beiden  Staaten 
Vorbehalten,  darüber  zu  wachen,  daß  die  Verwaltung 
der  Zölle,  Monopole  und  der  im  gemeinsamen  Einver- 
nahmen eingeführten  Verbrauchsabgaben  durch  die 
bosnisch-hercegovinischen  Organe  in  Gemäßheit  der 
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vereinbarten  Normen  geschehe,  und  steht  auch  beiden 
Finanzministern  eine  Einflußnahme  auf  die  Bestellung 
dieser  Organe  zu.  Anderseits  hatten  die  beiden  Staaten, 
wenn  und  solange  die  Einkünfte  des  bosnisch-hercego- 
vinischen  Landes  die  Kosten  der  Verwaltung  nicht 
deckten,  das  Defizit  auf  sich  genommen,  sind  ferner 
dem  Lande  bei  Eisenbahnbauten  mit  Darlehen  aus 
ihren  gemeinsamen  Aktiven  beigesprungen  und  haben 
sich  darum  in  den  Gesetzen  von  1880  (unten  Nr.  2) 
das  Recht  gewahrt,  daß  das  Land  Darlehen  zu  Inve- 
stitionszwecken nur  mit  ihrer  Einwilligung  auf  nehme 
(vgl.  Gesetze  vom  8.  Juli  1895  [R  95],  vom  15.  Juli 
1895  [R  106],  vom  7.  Juli  1898  [R  122],  vom  3.  Juni 
1902  [R  118]). 

Nach  all  dem  erscheint  Bosnien-IIercegovina  als 
ein  eigener  Staat,  mit  Österreich  und  Ungarn  in  einer 
Real-Union  verbunden,  von  den  beiden  letzteren  in  den 
Angelegenheiten,  welche  pragmatisch  gemeinsam  oder 
kontraktlich  in  die  LTnion  einbezogen  sind,  kollektiv 
vertreten  und  in  gewisser  Hinsicht  unter  deren  Kon- 
trolle stehend,8  sowie  deren  Protektorat  genießend. 

Doch  ist  dieser  Status  offenbar  nur  eine  Über-  und 
Durchgangsform,  die,  sobald  die  internationalen  Ver- 
hältnisse in  den  beiden  Staaten  und  das  politische  Ver- 
hältnis der  letzteren  unter  einander  einmal  endgültig- 
geregelt  sein  werden,  einer  anderen  bleibenden  Organi- 
sation weichen  wird.  Darum  — und  vielleicht  auch  aus 
ungenügender  Einsicht  in  das  rechtliche  Wesen  der 
komplizierten  Verhältnisse  des  Landes  — wird  in  den 
Verfassungs-  und  Grundgesetzen  vom  17.  Februar  1910 
jedes  Wort  ängstlich  vermieden,  das  die  eigene  Staat- 
lichkeit des  Landes  zum  Ausdruck  brächte.  Der  § 1 des 


8 Das  Recht  der  gegenseitigen  Kontrolle  über  die  Einhaltung  der  Verein- 
barungen bezüglich  der  Verwaltung  der  Monopole,  Zölle  und  Verbrauchssteuern 
haben  sich  übrigens  die  Regierungen  Österreichs  und  Ungarns  noch  in  dem  letzten 
Vertrage  von  1907  über  die  wechselseitigen  Handels-  und  Verkehrsbeziehungen  auch- 
gegeneinander  Vorbehalten. 
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Landesstatuts  bezeichnet  es  als  „ein  einheitliches  be- 
sonderes Verwaltungsgebiet,  welches  . . . unter  der 
verantwortlichen  Leitung  und  Oberaufsicht  des  k.  u.  k. 
Gemeinsamen  Ministeriums  steht“.  Aber  „ein  einheit- 
liches besonderes  Verwaltungsgebiet“,  das  nicht  einem 
umfassendem  Gebiete  als  Provinz  eingeordnet,  son- 
dern selbst  Träger  der  vollen  Staatsgewalt  nach  innen 
ist  — ein  solches  Verwaltungsgebiet,  mag  es  von 
noch  so  geringer  Ausdehnung  sein,  ist  eben  nichts  an- 
deres als  ein  Staat.  Daran  ändert  auch  nichts  der  Hin- 
weis darauf,  daß  es  unter  der  „Leitung  und  Oberauf- 
sicht des  k.  u.  k.  Gemeinsamen  Ministeriums  steht.“ j 
Dieses  Ministerium  ist  eben  nicht  allein  den  beiden 
alten  Staaten,  sondern  auch  dem  mit  ihnen  verbunde- 
nen jüngsten  gemeinsam.  Mehr  geoffenbart  als  verhüllt 
wird  auch  die  Staatlichkeit  des  Landes  durch  die  Be- 
zeichnung seiner  Bürger  als  „bosnisch-hercegovinische' 
Landes- Angehörige“.  Das  heißt  doch:  nicht  öster-I 
reichisch-ungarische  Beichsangehörige,  sondern  bloß 
Angehörige  des  bosnisch-hercegovinischen  Landes. 
Ein  Land  aber,  dessen  Einwohner  ihm  allein,  nicht ^ 
auch  einem  höheren  Verbände  angehören,  ist  ein  eige-ji 
n er  Staat.  Mag  also  auch  die  gegenwärtige  Verbindung; 
des  Landes  mit  Österreich  - Ungarn  nur  von  vorüber- 
gehender Dauer  sein  und  das  Land  früher  oder  später 
einem  dieser  beiden  Staaten  oder  einem  der  Länder  desl 
einen  oder  des  andern  einverleibt  und  mit  diesem  zu 
einem  neuen  Gemeinwesen  ausgestaltet  werden:  solange 
die  gegenwärtige  Verbindung  dauert,  steht  das  Land! 
den  beiden  Staaten  als  dritter  gegenüber. 


i.  Stellung  Bosniens  und  der  Hercegovina  zu 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie. 

1.  Teilnahme  am  Zoll-  und  Handelsbündnisse. 


(1)  Gesetz  vom  20.  Dezember  1879  (R 136).* 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichs- 
rates  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

§ 1.  Bosnien  und  die  Hercegovina  werden  in  das 
auf  Grundlage  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  vom 
27.  Juni  1878  (R  62)  bestehende  allgemeine  Zollgebiet 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  aufgenommen; 

Innerhalb  dieses  gemeinsamen  Zoll-  und  Handels- 
gebietes werden  vorbehaltlich  der  im  § 15  enthaltenen 
Übergangsmaßregel  die  aus  einem  Gebiete  in  das  an- 
dere ein-  und  ausgehenden  Waren,  ohne  einem  Zolle  zu 
unterliegen,  frei  verkehren. 

Die  Grenzzollinien  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  gegenüber  Bosnien  und  der  Hercegovina 
■werden  aufgehoben,  und  es  wird  an  der  Grenze  dieser 
Länder  gegenüber  Serbien,  Türkei  und  Montenegro  die 
gemeinsame  Zollinie  des.  erweiterten  Zoll-  und  Han- 
delsgebietes gleichzeitig  zu  errichten  sein. 

* Korrespondierend  ung.  GA  LII:  1852. 

1.  An  Stelle  der  in  diesem  Gesetze  bezogenen  Bestimmungen  des  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  vom  27.  Juni  1878  haben  die  entsprechenden  Bestimmungen 
des  mit  dem  Gesetze  vom  30.  Dez.  1907  (R  278),  ung.  GA  XII  ex  1908,  kund- 
gemachten Vertrags  über  die  wechselseitgen  Handels-  und  Verkehrsbeziehungen 
zwischen  Österreich  und  Ungarn  auf  Bosnien  und  die  Hercegovina  Anwendung  zu 
finden. 

Auf  dem  Gebiete  der  mit  der  industriellen  Produktion  in  enger  Verbindung 
stehenden  indirekten  Abgaben  sind  in  Bosnien  und  Hercegovina  im  Sinne  des  vor- 
bezogenen Gesetzes  die  von  den  Regierungen  der  beiden  vertragschließenden  Teile 
einvernehmlich  als  notwendig  erkannten  Bestimmungen  zu  erlassen.  (Art.  XXIII  des 
vorerwähnten  Vertrags.) 


I.  Stellung  zur  Monarchie.  — (1) 


u 


2.  Die  in  den  §§  8 bis  12  aufgestellten  Grundsätze  i 
für  die  Zolleinrichtungen  und  für  die  Ordnung  der  aus  [ 
der  Gemeinschaft  des  Zollgebietes  sich  ergebenden  wirt- 
schaftlichen Beziehungen  bilden  Bedingungen  für  die  | 
Herstellung  des  gemeinsamen  Zollverbandes. 

Die  Regierung  hat  im  Einvernehmen  mit  der  Re- 
gierung der  Länder  der  ungarischen  Krone  dafür  zu 
sorgen,  daß  diese  Bedingungen  von  der  Landesverwal- 
tung  für  Bosnien  und  die  Hercegovina  erfüllt  werden.  1 

3.  Der  allgemeine  Zolltarif  vom  27.  Juni  1878  ; 
(R  67),  die  mit  fremden  Staaten  abgeschlossenen  oder  j 
abzuschließenden  Zoll-  und  Handelsverträge,  sowie  die 
bereits  gegenwärtig  oder  künftig  für  beide  Länder-  i 
gebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  ge- 
meinsamen  Gesetze  und  Verwaltungsvorschriften,  welche 
sich  auf  die  Einhebung  und  Verwaltung  der  Zölle  be-  j 
ziehen,  haben  auch  für  die  neu  aufgenommenen  Teile 
des  erweiterten  gemeinsamen  Zollgebietes  zu  gelten. 

Im  Falle  besondere  Bedürfnisse  Bosniens  und  der  j 
Hercegovina  eine  ausnahmsweise  Berücksichtigung  bei  j 
den  eben  erwähnten  Normen  erheischen,  werden  diese 
nach  Einvernehmung  der  Landesverwaltung  Bosniens 
und  der  Hercegovina  zu  erlassen  sein. 

Die  Organisation  des  Zolldienstes,  die  Bestrafung  1 
der  Zollgefällsübertretungen  und  die  sonstigen  in  beiden  I 
1. ändergebieten  der  österreichisch-ungarischen  Mon-  ■; 
archie  nach  gleichartigen  Grundsätzen  geregelten  Ein-  i 
richtungen  im  Zoll  wesen  sind  auch  in  Bosnien  und  der 
Hercegovina  von  der  Landes  Verwaltung  nach  gleicharti- 
gen Grundsätzen  zu  behandeln. 

Vor  Erlassung  von  Können  dieser  letzteren  Art  ist 
jedoch  die  Zustimmung  der  Regierung  der  beiden  Län- 

3.  An  die  Stelle  des  allgemeinen  Zolltarifs  vom  27.  Juni  1878  (R  67)  ist  der 
laut  Vertrags  vom  30.  Dez.  1907  (R  278)  kundgemachte  Vertrags-Zolltarif  getreten 
(Art.  I Abs.  3 des  erwähnten  Vertrags).  — S.  auch  die  Note  zu  § 1. 
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dergebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  ein- 
zuholen. 

Die  Vertretung  Bosniens  und  der  ILercegovina 
gegenüber  dritten  Staaten  in  den  Angelegenheiten, 
welche  Gegenstand  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses 
vom  27.  Juni  1878  sind,  wird  gemäß  der  Bestimmungen 
dieses  Zoll-  und  Handelsbündnisses  stattfinden. 

4.  Die  Einhebung  und  Verwaltung  der  Zölle  samt 
den  zum  gemeinsamen  Zollgefälle  gehörigen  Heben- 
gebühren hat  für  Beclmung  des  gemeinsamen  Zoll- 
gefälles durch  die  der  Landesverwaltung  unterstehenden 
Organe  zu  geschehen. 

Die  Ernennung  des  mit  der  obersten  Leitung  des 
Finanzdienstes  in  Bosnien  und  der  Hercegovina  be- 
trauten Beamten  (Landesfinanzdirektors) , als  auch 
seines  Stellvertreters,  und  die  Ernennung  der  Zoll- 
beamten hat  mit  Einflußnahme  der  beiden  Finanz- 
minister  zu  geschehen. 

Die  Erledigung  der  Zollangelegenheiten  in  zweiter 
Instanz  besorgt  die  mit  der  Leitung  des  Finanzdienstes 
(Landesfinanzdirektion)  in  Bosnien  und  der  Hercego- 
vfina  betraute  Behörde. 

In  dritter  Instanz  hat  die  Entscheidung  im  Wege 
les  gemeinsamen  Ministeriums  durch  die  beiderseitigen 
lessortminister  nach  Maßgabe  der  zwsichen  denselben 
l allweise  getroffenen  Vereinbarung  zu  erfolgen. 

5.  Die  Staatsmonopole  auf  Tabak  und  Salz  sind 
nit  den  in  den  beiden  Ländergebieten  der  öster- 

5.  S.  oben  die  Note  zu  § 1 und  besonders  das  Schlußprotokoll  zu  dem  dort 
mannten  Vertrage  Art.  XIII.  Nach  den  Bestimmungen  dieses  Art.  wird  das  »Salz- 
ad  labakgetälle  in  den  beiden  Staaten  während  der  Dauer  dieses  Vertrags  nach 
.eichartigen  Gesetzen  und  Vorschriften  verwaltet,  welche  auch  nur  im  gemeinsamen 
inverstandmsse  abgeändert  werden  können«,  und  bleiben  »die  derzeit  geltenden 
esetze  und  Verordnungen,  betreffend  den  Verkehr  mit  versteuertem  Brantwein,  Bier, 
ineralöl  und  Zucker  zwischen  den  beiden  Staatsgebieten  (Überweisungsverfahren) 
it  den  in  diesem  Art.  getroffenen  Abänderungen,  »auch  weiterhin  aufrecht  und 
irten  nur  im  Einverständnisse  beider  Vertragsteile  abgeändert  werden«.  Das  Schluß- 
otokoll  trifft  in  dieser  Hinsicht  noch  nähere  Bestimmungen  auch  für  den  Verkehr 
it  Bosnien  und  der  Hercegovina. 
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I.  Stellung  zur  Monarchie.  — (1) 


reichisch-ungarischen  Monarchie  bestehenden  grund 
^ätzlichen  Einrichtungen  in  Bosnien  und  der  Hereego 
vina  einzuführen  und  für  Rechnung  dieser  Länder  voi 
der  Landesverwaltung  nach  dem  Grundsätze  zu  ver 
walten,  daß  jedem  Monopolsgebiete  die  Abgabe  vor 
dem  in  demselben  zum  Verbrauche  gelangenden  Tabal 
und  Salz  gesichert  werde. 

Ebenso  sind  die  indirekten  Abgaben  auf  die  Er 
zeugung  von  Bier,  Branntwein  und  Zucker  nach  den  ii 
beiden  Ländergebieten  der  österreichisch-ungarische! 
Monarchie  bestehenden,  vereinbarten  gleichartigen  Ge 
setzen  und  Verwaltungs  vor  Schriften  in  Bosnien  un| 
der  Hercegovina  einzuführen  und  für  Rechnung  diese 
Länder  von  der  Landesverwaltung  zu  verwalten. 

Jede  künftig  im  Sinne  des  Artikels  XI  des  Zoll 
und  Handelsbündnisses  vom  27.  Juni  1878  erfolgend! 
Abänderung  der  Gesetze  und  Verordnungen  in  Bezu. 
auf  die  genannten  Staatsmonopole  und  indirekten  AI 
gaben  hat  auch  für  Bosnien  und  die  Hercegovina  z! 
gelten.  Insoferne  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Veil 
hältnisse  von  Bosnien  und  der  Hercegovina  abweichende 
Vorschriften  erforderlich  werden  sollten,  bedürfen  dnljj 
selben  der  Zustimmung  der  betreffenden  Ressortministe1: 
der  beiden  Ländergebiete  der  österreichisch-ungarische:1: 
Monarchie. 

Jede  neue,  in  den  beiden  Ländergebieten  der  östeij 
reichisch-ungarischen  Monarchie  zur  Einführung  gJ 
langende  indirekte  Abgabe,  welche  auf  die  Wirtschaft  i 
liehe  Produktion  von  unmittelbarem  Einflüsse  ist,  wir 
auch  in  Bosnien  und  der  Hercegovina  einzuheben  sehr 
und  haben  in  dieser  Beziehung  die  obigen  Grundsätzl 
zu  gelten. 

Soweit  der  Bedarf  an  Tabak  und  Salz  für  BosnieJ 
und  die  Hercegovina  nicht  aus  dem  eigenen  Tabakbau« 
beziehungsweise  aus  den  eigenen  Salzwerken  gedeck 


1.  Teilnahme  am  Zoll-  und  Handelsbiindnii 
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wird,  ist  der  Abgang  ausschließlich  von  den  beiden 
Monopolsverwaltungen  der  österreichisch  - ungarischen 
Monarchie  nach  in  vorhinein  vereinbarten  Vergütungs- 
preisen an  die  Land  es  Verwaltung  zu  liefern. 

Das  Schießpulvermonopol  wird  in  Bosnien  und  der 
Hercegovina  nach  den  in  beiden  Teilen  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  bestehenden  Vorschriften  ge- 
handhabt  werden. 

Andere  indirekte  Abgaben  von  der  Erzeugung,  dem 
\ erschleiße  und  dem  Verbrauche  von  W aren  können, 
für  wessen  Rechnung  immer,  nur  insoferne  eingehoben 
werden,  als  von  denselben  nicht  nur  die  eingeführten, 
sondern  auch  die  im  Lande  selbst  erzeugten  Waren 
gleichfalls  betroffen  werden  und  als  die  durch  die  Ge- 
meinsamkeit des  Zollgebietes  gewährleistete  Zollfreiheit 
des  inneren  Verkehrs  nicht  beeinträchtigt  wird. 

Abgaben  auf  die  Einfuhr  in  einzelne  Orte  können 
sich  nur  auf  Lebensmittel,  Getränke,  Bau-  und  Brenn- 
materialien erstrecken. 

6.  Die.  in  dem  österreichisch-ungarischen  Zoll-  und 
Ilandelsgebiete  bestehende  österreichische  Währung  hat 
auch  in  Bosnien  und  der  Hercegovina,  unbeschadet  des 
freien  Umlaufes  der  effektiven  ottomanischen  Münzen, 
als  gesetzliche  Landeswährung  zu  gelten. 

Die  zwischen  den  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  und  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  getroffenen  Vereinbarungen  über  das  Mtinz- 
vesen,  die  Staatsnoten  und  das  Privilegium  der  öster- 
leichi sch-ungarischen  Bank,  in  letzterer  Beziehung  vor- 
behaltlich der  durch  die  Legislativen  zu  genehmigenden 
V ereinbarung  mit  der  österreichisch-ungarischen  Bank, 
iahen  auch  in  Bosnien  und  der  Hercegovina  ausschließ- 
lich 3 Geltung. 

7.  Das  Maß-  und  Gewichtssystem  wird  von  der 
Landesregierung  geregelt,  und  der  Übergang  zu  dem 

Geller,  Bosnisch-hercegovinische  Verfassungsgesetze.  2 
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metrischen  Systeme  tunlichst  bald  zu  vollziehen  sein.  - 
Soweit  metrische  Maße  und  Gewichte,  Wagen  und  Meß-  • 
apparate  im  Verkehre  dieser  Länder  zur  Anwendung 
kommen,  sollen  außer  den  daselbst  geeichten,  nur  jene 
zugelassen  werden,  welche  in  einem  der  beiden  Länder- 
gebiete der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  vor- 
schriftsmäßig geeicht  worden  sind. 

8.  In  Bezug  auf  die  Bestimmungen  über  den  Lein- 
gelialt  der  Gold-  und  Silberwären  und  deren  Über- 
wachung haben  in  Bosnien  und  der  Hercegovina.  die  l 
gleichen  Grundsätze,  welche  in  beiden  Ländergebieten  I 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  beobachtet  | 
werden,  in  Anwendung  zu  kommen. 

9.  Die  gemäß  der  Artikel  XVI  und  XVII  des! 
Zoll-  und  Handelsbiindnisses  vom  27.  Juni  1878  erwor-l 
benen  Privilegien  (Patente)  und  Rechte  auf  Muster  und 
Marken  haben  auch  in  Bosnien  und  der  Hercegovina  l 
nach  Maßgabe  der  in  den  beiden  Ländergebieten  derl 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  bestehenden  Vor- 
schriften. wirksam  zu  sein. 

Von  Angehörigen  Bosniens  und  der  Hercegovina 
können  Privilegien,  dann  Rechte  auf  Marken  und! 
Muster  nur  gemäß  jener  Bestimmungen  erworben  wer  den. i 

Die  näheren  Anordnungen  zur  Durchführung  dieser« 
Grundsätze  erfolgen  im  Verordnungswege. 

10.  Das  Post-  und  Telegraphenwesen  wird  von  cleil 

Landesregierung  für  Bosnien  und  die  Hercegovina  im 
Einvernehmen  mit  den  Ressortministern  der  beiden! 
Ländergebiete  der  österreichisch-ungarischen  Mon| 
archie  zu  regeln  sein.  <(  • ■ ■ J 

11.  Die  Bestimmungen  der  Artikel  V II,  X,  XI  \ 
XV  und  XX  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  vorn 
27.  Juni  1878  haben  airch  in  Bezug  auf  Bosnien  und  die 
Hercegovina  Anwendung  zu  finden. 

9— 11.  S.  oben  die  Note  zu  § 1. 


1.  Teilnahme  am  Zoll-  und  Handelsbündnis. 
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Die  Durchführung  des  Artikels  XX  des  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  ist  besonderen,  im  Verordnungswege 
duch zuführenden  Vereinbarungen  Vorbehalten. 

12.  Den  E inanzministern  der  beiden  Länderge- 
biete der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  ist  Vor- 
behalten, durch  Entsendung  von  Inspektoren  sich  die 
Überzeugung  zu  verschaffen,  daß  die  Einhebung  und 
Verwaltung  der  Zölle  (§§  3 und  4),  die  Verwaltung  der 
Monopole  und  indirekten  Steuern  auf  die  Erzeugung 
von  Bier,  Branntwein  und  Zucker  (§  5),  sowie  die 
Überwachung  der  Bestimmungen  über  den  Feingehalt 
der  Gold-  und  Silberwaren  (§  8)  in  einer  den  verein- 
barten Hör  men  entsprechenden  Weise  geschieht. 

13.  [Von  dem  Erträgnisse  des  gemeinsamen  Zoll- 
gefälls,  nach  Abschlag  der  Gefällsriickgaben  und  der 
Rückgaben  der  Zollsicherstellungen, . werden  die  Steuer- 
restitutionen für  die  über  die  gemeinsame  Zollgrenze 
ausgeführten  versteuerten  Gegenstände  bestritten.] 

Als  Anteil  Bosniens  und  der  Hercegovina  an  der 
nunmehr  verbleibenden  Ertragssumme  des  gemeinsamen 
Zollgefälls  und  zur  Vergütung  des  Aufwands  für  die 
Zollverwaltung  in  diesen  Ländern  wird  bis  auf  weiteres 
die  Summe  von  jährlichen  600.000  Gulden  in  Gold 
bestimmt. 

[Die  Belastung  Bosniens  und  der  Hercegovina  durch 
die  S teuer  restitutionen  zugunsten  des  gemeinsamen 
Zollgefälls  ist  in  sinngemäßer  Anwendung  der  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1878  (R  61)  derart 
zu  berechnen,  daß  Bosnien  und  die  Hercegovina  von  den 
während  eines  Solar  jahres  für  jeden  betreffenden 
Steuerzweig  gemeinsam  bestrittenen  Steuerrestitutionen 
ebensoviele  Perzente  zu  tragen  haben,  als  der  Anteil 
dieser  Länder  an  dem  im  ganzen  gemeinsamen  Zoll- 
gebiete während  desselben  Solarjahres  in  dem  gleichen 

13.  S.  oben  die  Note  zu  § 1,  besonders  Art.  XIII  und  XXIII  des  dort  ge- 
nannten Vertrags  und  das  Schlußprotokoll  zu  Art.  XIII. 
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I.  Stellung  zur  Monarchie.  — (2) 


Steuerzweig  erzielten,  nach  den  erwähnten  Bestimmun- 
gen zu  berechnenden  Bruttoerträgnisse  Perzente  des 
letzteren  beträgt.] 

14.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  treten  am 
1.  Jänner  1880  in  Wirksamkeit. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  tritt  der  freie  Verkehr 
zwischen  Bosnien  und  der  Hercegovina  einerseits  und 
dem  gleichzeitig  in  das  allgemeine  österreichisch-unga- 
rische Zollgebiet  einbezogenen  Dalmatien  anderseits  ein. 

Ebenso  ist  die  Einfuhr  aus  allen  übrigen  Teilen 
des  gemeinsamen  Zollgebietes  in  der  Richtung  nach 
Bosnien  und  der  Hercegovina  von  jenem  Zeitpunkte  frei. 

15.  Dagegen  sind  vom  1.  Jänner  1880  provisorisch 
auf  die  Einfuhr  aus  Bosnien  und  der  Hercegovina  in 
der  Richtung  nach  dem  genannten  übrigen  Zollgebiete, 
mit  Ausnahme  Dalmatiens,  die  für  die  Einfuhr  aus  den 
meistbegünstigten  Staaten  bestehenden  Zollsätze  anzu- 
wenden, wenn  nicht  mittels  ordentlicher  Zolldokumente 
nachgewiesen  wird,  daß  für  die  eingeführte  Ware  der 
für  die  Einfuhr  in  das  allgemeine  Zollgebiet  entfallende 
Zoll  bereits  entrichtet  worden  ist. 

Zu  diesem  Belmfe  wird  die  zwischen  dem  allge- 
meinen österreichisch-ungarischen  Zollgebiete  und  Bos- 
nien mit  der  Herzegovina  bestehende  Zollinie  nach  Maß- 
gabe der  bestehenden  Zollvorschriften  provisorisch  auf- 
recht erhalten. 

Ausgenommen  von  der  Zollpflicht  werden  jedoch: 

a ) die  gewöhnlichen  Landesprodukte  Bosniens  und 

der  Hercegovina,  deren  Ursprung  durch  ordnungs- 
mäßige Zertifikate  dargetan  wird ; 

b ) kleine  Mengen  gewisser  Waren  für  den  häuslichen 

Bedarf  im  Grenzverkehre; 

15.  Oie  Durchführung  der  Bestimmungen  dieses  § regelt  die  MVdg. 

27.  Dez.  1879  (R  150). 


vom 
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c)  Waren,  bezüglich  welcher  nach  bekannten  Ver- 
kehrsverhältnissen, wie  auch  nach  dem  entfallenden 
geringeren  Zolle  nicht  anzunehmen  ist,  daß  die- 
selben aus  dem  Auslande  über  Bosnien  und  die 
Hercegovina  in  das  bisherige  allgemeine  Zollgebiet 
mit  Umgehung  der  für  die  Einfuhr  in  dasselbe 
bestehenden  Zollsätze  eingeschleppt  werden. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  zollfreie  Be- 
handlung in  den  unter  a),  b)  und  c ) gedachten  Fällen 
bleiben  dem  Verordnungswege  Vorbehalten. 

16.  Der  Zeitpunkt,  von  welchem  an  die  im  § 15 
enthaltenen  Beschränkungen  aufzuheben  sind,  wird 
durch  Vereinbarung  der  Regierungen  der  beiden  Län- 
dergebiete der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
und  im  Verordnungswege  festgesetzt. 

Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  wird  die  Steuerrückver- 
gütung bei  der  Ausfuhr  von  Zucker  und  Branntwein 
nur  für  jene  Sendungen  geleistet,  deren  Versendungs- 
orte in  dem  bisherigen  allgemeinen  Zollgebiete  liegen. 

17.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  werden 
die  Minister  des  Handels,  der  Finanzen  und  des  Innern 
betraut. 


2.  Einfluß  der  beiderseitigen  Regierungen  auf  die 
Verwaltung  Bosniens  und  der  Hercegovina. 

(2)  Gesetz  vom  22.  Februar  1880  (R  18).* 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichs- 
rates finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt : 


16.  Die  provisorische  Zollinie  gegen  Dalmatien  und  gegen  Bosnien  und  die 
Hercegovina  wurde  aufgehoben  mit  MVdg.  v.  30.  Juni  1882  (R  96). 

* Korrespondierend  ung.  GA  VI:  1880. 
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I.  Stellung  zur  Monarchie.  — (2)  (3) 


§ 1.  Das  Ministerium  ist  im  Geiste  der  für  die  ge- 
meinsamen Angelegenheiten  der  Monarchie  bestehenden 
Gesetze  ermächtigt,  beziehungsweise  angewiesen,  auf  die 
durch  das  gemeinsame  Ministerium  zu  leitende  provi- 
sorische Verwaltung  Bosniens  und  der  Hercegovina 
unter  verfassungsmäßiger  Verantwortung  Einfluß  zu 
nehmen. 

2.  Insbesondere  hat  die  Feststellung  der  Richtung 
und  Prinzipien  dieser  provisorischen  Verwaltung,  und 
die  Anlage  von  Eisenbahnen  im  Einvernehmen  mit  den 
Regierungen  der  beiden  Ländergebiete  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  zu  erfolgen. 

3.  Die  Verwaltung  dieser  Länder  ist  so  einzurich- 
ten, daß  die  Kosten  derselben  durch  die  eigenen  Ein- 
künfte gedeckt  werden. 

Wenn  und  inwieweit  dies  nicht  alsogleich  in  vollem 
Maße  erreichbar  wäre,  sind  die  Vorlagen  hinsichtlich 
der  zu  bedeckenden  Summen  für  die  ordentliche  Ver- 
waltung im  Sinne  der  bestehenden  Gesetze  für  die  ge- 
meinsamen Angelegenheiten  im  Einvernehmen  mit  den 
Regierungen  der  beiden  Teile  der  Monarchie  festzu- 
stellen. 

Insofern  jedoch  die  Verwaltung  Bosniens  und  der 
Hercegovina  für  bleibende  Investitionen,  die  nicht  in 
den  Bereich  der  laufenden  Administration  gehören,  wie 
für  Eisenbahnen,  öffentliche  Bauten  oder  ähnliche 
außerordentliche  Ausgabsposten  finanzielle  Leistungen 
der  Monarchie  in  Anspruch  nehmen  sollte,  dürfen  solche 
Leistungen  nur  auf  Grund  von  in  beiden  Teilen  der 
Monarchie  übereinstimmend  zustande  gekommenen  Ge- 
setzen gewährt  werden. 

4.  Auf  demselben  Wege  sind  die  Grundsätze  fest- 
zustellen, nach  welchen  die  nachfolgenden  Angelegen- 


3.  Vgl.  oben  Einleitung  S.  10  fg. 


3.  Einquartierung  der  Truppen. 
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heiten  in  Bosnien  und  der  Hercegovina  geregelt  und 
verwaltet  werden  sollen: 

1.  die  Zolleinrichtungen; 

2.  diejenigen  indirekten  Abgaben,  welche  in  beiden 
Teilen  der  Monarchie  nach  vereinbarten  gleichartigen 
Gesetzen  gehandhabt  werden; 

3.  das  Münzwesen. 

5.  Jede  Änderung  des  bestehenden  Verhältnisses 
dieser  Länder  > züi  Monarchie  bedarf  der  übereinstim- 
menden Genehmigung  der  Legislativen  der  beiden  Teile 
der  Monarchie. 

6.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  die  demselben  entsprechenden  Bestimmun- 
gen in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  Gesetzes 
kraft  erhalten  und  gleichzeitig  mit  diesem  Gesetze 
kundgemacht  werden,  mit  dem  Tage  seiner  Kund- 
machung in  Wirksamkeit. 


3.  Einquartierung  bosnisch-hercegovinischer  Truppen 
im  Gebiete  der  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder. 

(3)  Gesetz  vom  29.  Dez.  1890  (R 1891  Nr.  3).* 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates 
finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt : 

§ 1.  Truppen,  welche  aus  der  Bevölkerung  von 
Bosnien  und  der  Hercegovina  ergänzt  werden,  können, 
wenn  solche  behufs  vollständigerer  militärischer  Aus- 
bildung mit  Zustimmung  der  k.  k.  Regierung  in  das 
Gebiet  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  verlegt  werden,  dort  zu  dem  erwähnten  Zwecke 


Korrespondierend  ung.  GA  VIII:  1891. 
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II.  Völkerrechtliche  Stellung  des  Landes. 


(4) 


vorübergehend,  oder  während  einer  längeren  Zeit  ein- 
quartiert werden. 

Die  Dislokationsorte  dieser  Truppen  werden  nach 
Vernehmung  des  Ministers  für  Landesverteidigung  und 
des  Rei ch skr i egsm i ni sters  vom  Kaiser  bestimmt. 

2.  Die  Bestimmungen  des  Einquartierungsgesetzes 
vom  11.  Juni  1879  (R  93)  * finden  auch  bei  der  Ein- 
quartierung der  im  Sinne  des  § 1 nach  den  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreichen  und  Ländern  verlegten 
Truppen  Anwendung. 

Auf  längere  Dauer  hat  die  gemeinsame  Einquar- 
tierung nach  § 5 des  vorbezeichneten  Gesetzes  Platz  zu 
greifen. 

Die  im  Sinne  des  genannten  Gesetzes  zu  leistenden 
Vergütungsbeiträge  werden  für  diese  Truppen  gemäß 
§ 3 des  Gesetzes  vom  22.  Februar  1880  (R  18)  (2) 

von  der  Verwaltung  Bosniens  und  der  Hercegovina 
geleistet. 

3.  Mit  der  Durchführung  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes wird  Mein  Minister  für  Landesverteidigung 
betraut. 

* Teilweise  abgeändert  durch  Gesetz  vom  25.  Juni  1895  (R  100). 


II.  Völkerrechtliche  Stellung  und  Verfassung  Bos- 
niens und  der  Hercegovina. 

1.  Formelle  Einbeziehung  in  den  Verband  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie. 

(4)  Allerhöchstes  Handschreiben 

yoi  5.  Oktober  1908.* 

Lieber  F reiherr  von  Beck! 

Ich  habe  Mich  bestimmt  gefunden,  die  Beeilte 
Meiner  Souveränität  auf  Bosnien  und  die  Hercegovina 
zu  erstrecken  und  die  für  Mein  Haus  geltende  Erbfolge- 
ordnung auch  für  diese  Länder  in  Wirksamkeit  zu 
setzen,  sowie  ihnen  gleichzeitig  verfassungsmäßige  Ein- 
richtungen zu  gewähren. 

Indem  Ich  Ihnen  zugleich  die  Abschriften  der 
Handschreiben  mitteile,  die  Ich  aus  diesem  Anlasse  an 
den  Minister  Meines  Hauses  und  des  Äußern  und  an 
Meinen  gemeinsamen  Einanzminister  gerichtet  habe, 
fordere  Ich  Sie  auf,  im  Sinne  des  § 5 des  Gesetzes  vom 
22.  Februar  1880  (B  18)  (2)  wegen  Einbringung  der 
hienach  erforderlichen  Vorlagen  im  Beichsrate  das 
Entsprechende  einzuleiten. 

(5)  Allerhöchstes  Handschreiben 

Yom  5.  Oktober  1908.* 

Lieber  Freiherr  von  Aehrenthal! 
Durchdrungen  von  der  unerschütterlichen  Über- 
zeugung, daß  die  hohen  kulturellen  und  politischen 

* Kundgemacht  in  der  »Wiener  Zeitung«  vom  7.  Oktober  1908. 
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Zwecke,  um  deren  willen  die  österreichisch-ungarische 
Monarchie  die  Besetzung  und  Verwaltung  Bosniens 
und  der  Hercegovina  übernommen  hat,  und  die  mit 
schweren  Opfern  erzielten  Erfolge  der  bisherigen  Ver- 
waltung nur  durch  Gewährung  von  ihren  Bedürf- 
nissen entsprechenden  verfassungsmäßigen  Einrichtun- 
gen dauernd  gesichert  werden  können,  für  deren  Er- 
lassung aber  die  Schaffung  einer  klaren  und  unzwei- 
deutigen Beclits Stellung  der  beiden  Länder  die  unerläß- 
liche Voraussetzung  bildet,  erstrecke.  Ich  die  Hechte 
Meiner  Souveränität  auf  Bosnien  und  die  Hercegovina 
und  setze  gleichzeitig  die  für  Mein  Haus  geltende  Erb- 
folgeordnung auch  für  diese  Länder  in  Wirksamkeit. 
Zur  Kundgebung  der  friedlichen  Absichten,  die  Mich 
bei  dieser  unabweislichen  Verfügung  geleitet  haben, 
ordne  Ich  gleichzeitig  die  Räumung  des  Sandschaks 
von  Kovibazar  von  den  dahin  verlegten  Truppen 
Meiner  Armee  an. 

(6)  Allerhöchstes  Handschreiben 
m 5.  Oktober  1908,* 

Lieber  Baron  B u r i ä n ! 

Ich  habe  Mich  entschlossen,  die  Rechte  Meiner 
Souveränität  sowie  die  für  Mein  Haus  geltende  Erb- 
folgeordnung auch  für  Bosnien  und  die  Hercegovina  in 
Wirksamkeit  zu  setzen. 

Gleichzeitig  übermittle  Ich  Ihnen  eine  an  die  Be- 
völkerung dieser  Länder  gerichtete  Proklamation  und 
beauftrage  Sie  wegen  deren  Verlautbarung  das  Er- 
forderliche zu  veranlassen. 

Als  unverrückbares  Ziel  schwebt  Mir  vor  Augen 
und  es  ist  Mein  fester  Wille,  daß  den  Angehörige!) 


Kundgemacht  in  der  »Wiener  Zeitung«  vom  7.  Oktober  1908. 


1.  Einbeziehung  in  die  österr.-ung.  Monarchie. 
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Bosniens  und  der  Ilercegovina  die  bürgerlichen  Rechte 
in  vollem  Maße  gewährt  und  gesichert  werden. 

Außer  der  Freiheit  der  Person  und  des  Glaubens' 
der  Sicherheit  des  Eigentums,  der  Ehre,  der  Sitten 
und  Gebräuche,  der  Wahrung  des  Hausrechtes  und  der 
Preßfreiheit,  die  bereits  durch  die  bestehenden  Gesetze 
gewährleistet  sind,  soll  die  Freizügigkeit,  sowie  das 
Briefgeheimnis,  die  auch  schon  derzeit  streng  geachtet 
werden,  die  Rechtssprechung  durch  den  zuständigen 
Richter,  das  Petitionsrecht,  das  Vereins-  und  Versamm- 
lungsrecht unter  ausdrücklichen  gesetzlichen  Schutz  ge- 
stellt werden. 

Durchdrungen  von  der  Überzeugung,  daß  die  Ge- 
währung von  verfassungsmäßigen  Einrichtungen  durch 
den  kulturellen  Stand  der  Bevölkerung,  durch  das  Be- 
dürfnis einer  wirksamen  Gewährleistung  der  gesetzlich 
anerkannten  und  noch  anzuerkennenden  bürgerlichen 
Rechte  dringend  gefordert  wird,  ordne  Ich  hiemit  an, 
daß  den  Bedürfnissen  der  Bevölkerung  nach  einer  an- 
gemessenen Teilnahme  an  der  Besorgung  der  Landes- 
angelegenheiten ‘ durch  eine  Landesvertretung  in  einer 
die  konfessionellen  Verhältnisse  sowie  die  altererbte 
soziale  Schichtung  der  Bewohner  schonenden  Form 
Genüge  geschehe. 

Der  zu  schaffende  Vertretungskörper,  auf  gebaut 
auf  dem  Grundsatz  der  Interessenvertretung,  soll  ein 
möglichst  getreues  Abbild  der  in  den  beiden  Ländern 
bestehenden  nationalen,  konfessionellen  und  politischen 
Zustände  sein.  Daher  sollen  die  hervorragenden  Wür- 
denträger, die  nach  Bildung  und  Wohlstand  Oben- 
anstehenden, die  Bewohner  der  Städte  und  jene  der 
Landgemeinden  in  besonderen  Kurien  vertreten  sein, 
und  die  Wähler  in  jeder  Kurie  nach  Konfessionen  ge- 
trennt abstimmen,  um  so  nicht  allein  die  gute  Eintracht 
zwischen  den  Glaubensbekenntnissen  vor  Störungen  zu 
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bewahren,  sondern  auch  jeder  derselben  die  ihr  verhält] 
nismäßig  zukommende  Anzahl  von  Vertretern  zi 
sichern. 

Der  Wirkungskreis  des  bosnisch-hercegovinischen! 
Landtages  wird,  unbeschadet  der  gleichzeitig  ins  Leben 
zn  rufenden  Bezirksvertretungen,  die  Gegenstände  der 
Gesetzgebung  und  Kontrolle  zu  umfassen  haben,  welche 
die  Verwaltung  und  Rechtspflege  von  Bosnien  und  deil 
1 fercegovina  allein  betreffen. 

Um  sonach  der  Bevölkerung  der  neu  erworbenen! 
Länder  einen  Beweis  Meines  ernsten  Bestrebens  nach! 
Sicherung  ihres  Rechtszustandes  und  nach  einer  befrie- 
digenden Ordnung  ihrer  heimischen  Angelegenheiten^ 
zu  bieten,  fordere  Ich  Sie  hiernit  auf,  Mir  die  im  Sinne 
dieser  Grundsätze  auszuarbeitenden  Vorlagen  mit  allen 
Beschleunigung  zu  unterbreiten,  damit  die  neue  Landes-] 
Verfassung  ehestens  in  Wirksamkeit  zu  treten  vermöge.» 

(7)  Proklamation  an  das 
bosnisch-hercegovinische  Volk ! * 

I 

Wir  Franz  Joseph  I.,  Kaiser  von  Österreich, 
König  von  Böhmen  etc.,  und  Apostolischer  König  von 
Ungarn,  an  die  Bewohner  Bosniens  und  der  Herce-| 
govina ! 

Als  vor  einem  Menschenalter  Unsere  Truppen  diel 
Grenzen  Eurer  Länder  überschritten,  ward  Euch  die  : 
Zusicherung,  daß  sie  nicht  als  Feinde,  sondern  als  ^ 
Freunde  kämen,  mit  dem  festen  Willen,  den  Übeln  zu 
steuern,  an  denen  Euer  Vaterland  seit  vielen  Jahren  so 
schwer  gelitten  hatte. 

Dieses  Wort,  in  einem  ernsten  Augenblicke  ge- 
geben, wurde  redlich  eingelöst.  Es  war  das  stete  Be- 


* Kundgemacht  in  der  »Wiener  Zeitung«  vom  7.  Oktober  1908. 
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mühen  Unserer  Regierung,  in  ruhiger  G-esetzliclikeit 
durch  emsiges  Schaffen  das  Land  einer  glücklicheren 
Zukunft  entgegenzuführen. 

Zu  Unserer  großen  Freude  dürfen  Wir  sagen:  der 
Samen,  der  damals  in  die  Furchen  eines  aufgewühlten 
Bodens  gestreut  wurde,  ist  reichlich  auf  gegangen.  Ihr 
selbst  müßt  es  als  Wohltat  empfinden,  daß  an  Stelle 
von  Gewalt  und  Unterdrückung  Ordnung  und  Sicher- 
heit eingezogen,  daß  Handel  und  Wandel  in  steter  Aus- 
breitung begriffen  sind,  daß  sich  der  sittigende  Einfluß 
vermehrter  Bildung  geltend  gemacht  hat  und  daß  unter 
dem  Schirm  einer  geordneten  Verwaltung  jeder  der 
Früchte  seiner  Arbeit  froh  zu  werden  vermag. 

Auf  dieser  Bahn  rastlos  vorwärts  zu  schreiten,  ist 
Unser  Aller  ernste  Pflicht. 

Dieses  Ziel  vor  Augen,  halten  Wir  den  Zeitpunkt 
für  gekommen,  den  Bewohnern  der  beiden  Länder  einen 
neuerlichen  Beweis  Unseres  Vertrauens  zu  ihrer  poli- 
tischen Reife  zu  geben. 

Um  Bosnien  und  die  Hercegovina  auf  eine  höhere 
Stufe  des  politischen  Lebens  zu  heben,  haben  Wir  Uns 
entschlossen,  den  beiden  Ländern  verfassungsmäßige 
Einrichtungen,  welche  deren  Verhältnissen  und  den 
allgemeinen  Interessen  Rechnung  tragen,  zu  gewähren 
und  so  eine  gesetzliche  Grundlage  für  die  Vertretung 
ihrer  Wünsche  und  Bedürfnisse  zu  schaffen.  Ihr  sollt 
mitreden  können,  wenn  fürderhin  über  die  Angelegen- 
heiten Eurer  Heimat  entschieden  wird,  die  so  wie  bis- 
her eine  gesonderte  Verwaltung  haben  soll. 

Für  die  Einführung  dieser  Landesverfassung  bildet 
über  die  Schaffung  einer  klaren  und  unzweideutigen 
! Rechtsstellung  der  beiden  Länder  die  unerläßliche 
Voraussetzung. 

Aus  diesem  Grunde,  wie  auch  eingedenk  der  in 
dten  Zeiten  zwischen  Unseren  glorreichen  Vorfahren 
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auf  dem  ungarischen  Thron  und  diesen  Ländern  be 
standenen  Bande  erstrecken  Wir  die  Rechte  Unsere! 
Souveränität  auf  Bosnien  und  die  Hercegovina  und 
wollen,  daß  auch  für  diese  Länder  die  für  Unser  Ham 
geltende  Erbfolgeordnung  zur  Anwendung  gelange. 

Die  Bewohner  der  beiden  Länder  werden  damili 
all  der  Wohltaten  teilhaftig,  die  eine  dauernde  Festi- 
gung der  bisherigen  Verbindung  zu  bieten  vermag.  Dk| 
neue  Ordnung  wird  eine  Bürgschaft  sein,  daß  Kultui, 
und  Wohlstand  in  Eurer  Heimat  eine  gesicherte  Stätte- 
finden  werden. 

Bewohner  Bosniens  und  der  Hercegovina ! 

Unter  den  vielen  Sorgen,  die  Unseren  Thron  um- 
geben, soll  fürder  die  um  Euer  materielles  und  geistigesl 
Wohl  nicht  die  letzte  sein.  Der  hehre  Gedanke  deJ 
gleichen  Rechtes  Aller  vor  dem  Gesetze,  die  Teilnahme 
an  der  Gesetzgebung  und . Verwaltung  der  Landes- 
angelegenheiten, der  gleiche  Schutz  aller  religiösen  Be-j; 
kenntnisse,  der  Sprache  und  nationalen  Eigenart  — all. 
diese  hohen  Güter  sollt  Ihr  in  vollem  Maße  genießen. 
Freiheit  des  Einzelnen  und  Wohl  des  Ganzen  — dasj 
wird  der  Leitstern  Unserer  Regierung  für  die  beiden! 
Länder  sein.  Ihr  werdet  Euch  dafür  gewiß  des  in  Euch 
gesetzten  Vertrauens  würdig  erweisen  durch  Anhang] 
lichkeit  und  Treue  an  Uns  und  Unser  Haus.  Und  so 
hoffen  wir,  daß  die  .Harmonie  zwischen  Fürst  und! 
Volk,  dieses  kostbarste  Pfand  alles  staatlichen  Forti 
Schrittes,  stets  Unseren  gemeinsamen  Weg  geleiten 
wird. 

I 
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2.  Verfassungs-  und  politische  Grundgesetze. 

(8)  Allerhöchste  Entschließung 
vom  17.  Februar  1910* 

Wir  Franz  Joseph  I., 

von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Österreich,  König  von 
Böhmen  u.  s.  w.  und  Apostolischer  König  von  Ungarn, 

geben  hiemit  kund  und  zn  wissen: 

Tn  Unseren  Verfügungen  vom  5.  Oktober  1908 
haben  Wir  den  Entschluß  kundgegeben,  Bosnien  und 
der  Ilercegovina,  um  ihnen  die  volle  gesetzliche  Si- 
cherung ihres  Bechtszustands  und  eine  befriedigende 
Ordnung  ihrer  inneren  Angelegenheiten  zu  bieten,  ver- 
fassungsmäßige Einrichtungen  zu  gewähren.  Gleich- 
zeitig haben  Wir  die  Grundsätze  vorgezeichnet,  wonach 
den  Angehörigen  Bosniens  und  der  Ilercegovina  der 
volle  Genuß  der  bürgerlichen  Hechte  gewährleistet  und 
eine  angemessene  Teilnahme  an  der  Besorgung  der 
Landesangelegenheiten  durch  eine  Landesvertretung 
gesichert  werden  soll. 

In  Ausführung  dieser  Unserer  Absichten  haben 
Wir  unter  Bedacht  darauf,  daß  die  durch  das  Gesetz 
vom  22.  Februar  1880  (B  18)  [ung.  GA  VI  : 1880] 
(2)  für  die  Verwaltung  Bosniens  und  der  Ilercegovina 
festgelegten  Grundlagen  bis  zur  verfassungsmäßigen 
Abänderung  dieser  Gesetze  ungeschmälert  aufrecht 
bleiben  müssen  und  daß  durch  die  verfassungsmäßigen 
Einrichtungen  Bosniens  und  der  Ilercegovina  in  keiner 
Weise  die  durch  Gesetze  beider  Staaten  der  Monarchie 
festgestellten  B eziehungen  Bosniens  und  der  Ilercegovina 

* Kundgemacht  samt  allen  angeschlossenen  unter  Nr.  9 14  folgenden  Ge- 
ietzen in  der  »Wiener  Zeitung«  vom  22.  Februar  1910. 
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zu  diesen  Staaten  berührt  werden  können,  das  nachfol- 
gende Landesstatut  für  Bosnien  und  die  Hercegovina 
nebst  einer  Wahlordnung  und  einer  Geschäftsordnung] 
für  den  Landtag,  einem  Vereins-  und  einem  Versamm- 
lungsgesetz sowie  einem  Gesetz  über  die  Bezirksräte 
zu  erlassen,  zu  genehmigen  und  ihm  Unsere  Sanktion  i 
zu  erteilen  befunden  und  verordnen  hiemit,  wie  folgt : | 

(9)  Landesstatut  für  Bosnien 
und  die  Hercegovina. 

§ 1.  Bosnien  und  die  Hercegovina  bilden  ein  ein-< 
heitliches  besonderes  Verwaltungsgebiet,  welches  in 
Gemäßheit  des  Gesetzes  vom  22.  Februar  1880  (R  18) 
[ung.  GA  VI  ex  1880]  (2)  unter  der  verantwortlichen' 
Leitung  und  Oberaufsicht  des  k.  und  k.  Gemeinsamen 
Ministeriums  stellt.  I 

Die  Verwaltung  des  Landes  sowie  die  Vollziehung  | 
und  Handhabung  der  Gesetze  obliegt  der  Landesregie- j 
rung  für  Bosnien  und  die  Hercegovina  in  Sarajevo, 
welche  dem  mit  der  Leitung  der  bosnisch-hercego- 
vinischen  Verwaltung  betrauten  gemeinsamen  Mini-; 
sterium  unterstellt  und  für  ihre  gesamte  Amtsführung I 
verantwortlich  ist. 

Die  im  Lande  bestehenden  Gerichts-  und  Verwal-I 
tungsbehörden  bleiben  in  ihrer  bisherigen  Organisation' 
und  Wirksamkeit.  Eine  Änderung  ist  nur  nach  Maß-* 
gäbe  des  § 2 der  im  ersten  Absätze  zitierten  Gesetze!! 
zulässig. 

In  allen  Angelegenheiten,  die  außerhalb  des  eige-i 
nen  Wirkungskreises  der  Landesregierung  liegen,  deren! 
gesetzliche  Tragweite  sich  jedoch  auf  Bosnien  und  diej 
Hercegovina  erstreckt,  sind  über  die  besonderen  Inter-1 


I.  Allgemeine  bürgerliche  Rechte. 
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essen  dieser  beiden  Länder  Vertreter  der  Landesver- 
waltung zu  hören. 

Die  bosnisch-hercegovinischen  Truppen  sowie  die 
sonstigen  militärischen  Organisationen  Bosniens  und 
der  Hereego vi na  bilden  einen  organischen  Teil  der 
Wehrmacht  der  Monarchie. 

I.  Allgemeine  bürgerliche  Rechte. 

2.  Alle  Landesangehörigen  sind  vor  dem  Gesetze 
gleich. 

3.  Bosnisch  - hercegovinische  Landesangehörige 
sind  diejenigen,  welche  diese  Eigenschaft  erworben 
haben  oder  künftighin  erwerben: 

1.  durch  eheliche  Geburt  von  landesangehörigen 
Eltern  oder  durch  uneheliche  Geburt  von  einer  landes- 
angehörigen Mutter ; 

J . 2.  durch  Legitimierung  seitens  eines  landesange- 
hörigen  V aters ; 

3.  durch  Verheiratung  mit  einem  landesängehöri- 
*en  Gatten; 

4.  durch  definitive  Anstellung  eines  österreichischen 
)der  ungarischen  Staatsangehörigen  im  öffentlichen 
Dienste  in  Bosnien  und  der  Hercegovina ; 

5.  durch  ausdrückliche  Verleihung  seitens  der  zu- 
itändigen  Stelle. 

Die  von  einem  Ehemanne  erworbene  Eigenschaft 
‘ines  bosnisch-hercegovinischen  Landesangehörigen  er- 
treckt  sich  auch  auf  dessen  Ehegattin  sowie  auf  seine 
minderjährigen  ehelichen  Kinder. 

Als  bosnisch  - hercegovinische  Landesangehörige 
werden,  solange  ihre  anderweitige  Zugehörigkeit  nicht 
achgewiesen  ist,  angesehen: 

1.  alle,  die  in  Bosnien  und  der  Hercegovina  ge- 
oren  sind; 

2.  die  in  Bosnien  und  der  Hercegovina  aufge- 
_in  denen  und  erzogenen  Findlinge. 

j Geller,  Bosnisch-hercegovinische  Verfassungsgesetze. 
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4.  In  Ansehung  der  Modalitäten  der  Erwerbun 
und  des  Verlustes  der  Eigenschaft  eines  bosnisch 
hercegovinischen  Landesangehörigen  gelten  die  jetJ 
bestehenden  Vorschriften,  insolange  sie  nicht  durch  ar| 
dere  gesetzliche  Vormen  ergänzt  oder  ersetzt  werden. 

5.  Jeder  Landesangehörige  kann  seinen  Wohnsit 
und  Aufenthalt  im  Lande  frei  wählen,  Liegenschafte} 
jeder  Art  erwerben  und  darüber  frei  verfügen  sowil 
unter  den  vorgeschriebenen  Bedingungen  jeden  Ei 
werbszweig  ausüben. 

Die  Ausweisung  der  Ortsfremden  aus  einem  Ort 
oder  Gebiete  ist  nur  nach  Maßgabe  der  dafür  bestelierf 
den  Vorschriften  zulässig. 

Die  Landesverweisung  eines  Landesangeliörige| 
ist  nicht  gestattet. 

6.  Die  persönliche  Ereiheit  steht  unter  dem  SchuDj 
des  Gesetzes.  Eine  gerichtliche  Verhaftung  kann  nu 
in  den  gesetzlich  festgestellten  Fällen  und  nur  bei  Bl 
obachtung  der  vorgeschriebenen  Formalitäten  erfolge) 
und  aufrechterhalten  werden. 

Das  Beeilt  der  Administrativ-,  Polizei-  und  Finani 
behörden  zur  Verhaftung  und  Aburteilung  ist  in  bi 
sonderen  Vorschriften  geregelt. 

7.  Niemand  darf  seinem  gesetzlichen  Dichter  enl 
zogen  werden. 

Die  Dichter  sind  in  Ausübung  ihres  richterliche | 
Amtes  selbständig  und  unabhängig. 

8.  Die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  wird  gjj 
währleistet. 

Niemand  kann  wegen  seines  religiösen  Bekenn 
nisses  verfolgt  oder  in  seinen  Beeilten  verkürzt  werde: 

Die  häusliche  Beligionsiibung  wird  jedermann,  dl 
öffentliche  den  Angehörigen  der  anerkannten  Beligion; 
genossenschaften  zugesichert,  soweit  öffentliche  Büc 
sichten  dem  nicht  entgegenstehen. 
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Anerkannte  Religionsgenossenschaften  sind  gegen- 
wärtig : 

1.  die  islamitische, 

2.  die  serbisch-orthodoxe, 

3.  die  römisch-  und  griechisch-katholische, 

4.  die  evangelische,  Augsburger  und  helvetischer 

Konfession, 

5.  die  israelitische. 

Der  Genuß  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte 
ist  von  dem  Religionsbekenntnisse  unabhängig,  doch 
darf  den  bürgerlichen  Pflichten  durch  das  Religions- 
bekenntnis kein  Abbruch  geschehen. 

9.  Die  inneren  Angelegenheiten  der  anerkannten 
Religonsgenossenschaften  werden  von  denselben  nach 
ihrer  gesetzlich  bestehenden  Verfassung  verwaltet. 

Diese  Religionsgesellschaften  bleiben  im  Besitze 
und  Genüsse  ihrer  für  Kultus-,  Unterrichts-  und  Wohl- 
tätigkeitszwecke bestimmten  Anstalten,  Stiftungen  und 
Fonds. 

10.  Die  Anwendung  des  Scheriatsrechts  in  den 
Familien-,  Ehe-  und  Mulk-Erbrechts- Angelegenheiten 
der  Islamiten  untereinander  wird  gewährleistet. 

11.  Allen  L andesangehörigen  ist  die  Wahrung  der 
nationalen  Eigenart  und  Sprache  gewährleistet. 

12.  Jedermann  hat  das  Recht,  durch  Wort,  Schrift 
Druck  oder  bildliche  Darstellung  seine  Meinung  frei 
zu  äußern,  unbeschadet  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
wider  den  Mißbrauch  dieses  Rechts. 

Die  Präventivzensur  der  Presse  ist  und  bleibt  ab- 
geschafft. 

Administrative  Postverbote  finden  auf  im  Lande 
erscheinende  Druckschriften  keine  Anwendung. 

10.  Das  Scheriatrecht  ist  das  kanonische  Recht  der  Mohammedaner,  auf  dem 
Koran  und  der  Überlieierung  beruhend.  Es  unterscheidet  zwei  Arten  von  Eigentum  : 
Mulk  d.  i.  freies  Volleigentum,  und  Mirieh,  eine  Art  Lehneigentum,  und  danach 
differenziert  sich  auch  das  Erbrecht. 
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13.  Die  Wissenschaft  und  deren  Lehre  ist  frei. 

Für  die  Bildung  der  Jugend  soll  durch  öffentliche 

Schulen  genügend  gesorgt  werden. 

Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten  zu  gründen 
und  an  solchen  Unterricht  zu  erteilen,  ist  jeder  Landes- 
angehörige berechtigt,  der  seine  Befähigung  hiezu  in 
gesetzlicher  Weise  nachgewiesen  und  den  sonstigen  dies- 
bezüglichen Vorschriften  entsprochen  hat. 

Die  oberste  Leitung  und  Aufsicht  des  gesamten 
Unterrichts-  und  Erziehungswesens  steht  der  Landes- 
regierung zu. 

14.  Die  Wohnung  ist  unverletzlich. 

Die  Voraussetzungen,  unter  welchen  eine  Haus- 
durchsuchung zum  Zwecke  der  Strafgerichtspflege  vor- 
genommen werden  darf,  sind  in  der  Strafprozeßord- 
nung gegeben. 

Zum  Zwecke  der  polizeilichen  und  finanziellen  Auf- 
sicht dürfen  Hausdurchsuchungen  nur  in  den  durch  die  i 
bestehenden  Vorschriften  bestimmten  Fällen  vorgenom- 
men werden. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  gelten  auch  für 
die  Durchsuchung  und  Beschlagnahme  von  Papieren. 

15.  Das  Brief-,  Post-  und  Telegraphengeheimnis  j 
steht  unter  dem  gesetzlichen  Schutze. 

Die  bezüglich  der  Beschlagnahme  und  Eröffnung  ( 
von  Briefen,  Telegrammen  und  Sendungen  bestehen-  j 
den  Vorschriften  bleiben  unberührt. 

Die  Verletzung  des  Brief-  und  Schriftengeheim- 
nisses wird  strafgerichtlich  verfolgt. 

16.  Das  Eigentum  ist  unverletzlich.  Eine  Enteig- 
nung kann  nur  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles 
oder  aus  anderen  im  Gesetze  bezeichneten  Gründen  und 
gegen  angemessene  Entschädigung  nach  Maßgabe  der 
dafür  bestehenden  Gesetze  stattfinden. 

Die  Strafe  der  Vermögensentziehung  ist  un- 
statthaft. 
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Die  Vorschriften  des  Strafgesetzes  sowie  die  ad- 
ministrativen, Finanz-  und  Gefällsvorschriften  über 
den  Verfall  und  die  Konfiskation  von  Waren  bleiben 
aufrecht. 

17.  Das  Petitionsrecht  steht  jedem  zu. 

Petitionen  unter  einem  Gesamtnamen  dürfen  nur 

von  den  anerkannten  Korporationen  überreicht  werden. 

18.  Den  Landesangehörigen  steht  das  Kecht  zu, 
sich  zu  versammeln. 

Die  Ausübung  dieses  Rechts  wird  durch  ein  be- 
sonderes Gesetz  geregelt.  — (13.) 

19  Vereine  können  nur  nach  Maßgabe  der  dafür 
bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  gegründet 
werden.  — (12.) 

20.  Im  Falle  eines  Krieges  sowie  wenn  der  Aus- 
bruch kriegerischer  Unternehmungen  unmittelbar  bevor- 
steht, endlich  im  Falle  von  Unruhen  oder  wenn  sich  in 
ausgedehnter  Weise  hochverräterische  oder  die  Sicher- 
heit gefährdende  Umtriebe  offenbaren,  können  die  in 
den  vorstehenden  Paragraphen  statuierten  Bestimmun- 
gen von  der  Landesregierung  über  Allerhöchste  Er- 
mächtigung für  das  ganze  Land  oder  für  einzelne  Teile 
desselben  beschränkt  oder  suspendiert  werden. 

Die  Ausnahmsverfügungen  sind  durch  Einschal- 
tung im  Gesetz-  und  Verordnungsblatte  sowie  auf  orts- 
übliche Weise  kundzumachen  und  nach  Entfall  das 
Grundes  in  gleicher  Weise  wieder  aufzuheben. 

II.  Der  Landtag. 

21.  Zur  Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung  ist  der 
von  der  Bevölkerung  Bosniens  und  Hercegovina  zu 
beschickende  Landtag  berufen.  Die  ausführlichen  Be- 
stimmungen über  den  Wirkungskreis  des  Landtages 
enthält  Abschnitt  III. 

22.  Mitglieder  des  Landtages  von  Bosnien  und  der 
Hercegovina  sind : 
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A.  Virilisten,  und  zwar: 

1.  der  Reis-el-ulema,  der  Vakuf-Mearif-Direktor, 
die  Muftis  von  Sarajevo  und  Mostar  und  außerdem 
der  der  Ernennung  nach  älteste  Mufti ; 

2.  die  vier  serbisch-orthodoxen  Metropoliten  und 
der  Vizepräsident  des  Obersten  Verwaltungs-  und 
Schulrates  der  serbisch-orthodoxen  Kirche ; 

3.  der  römisch-katholische  Erzbischof  und  die  zwei 
römisch-katholischen  Diözesanbischöfe  sowie  die  beiden 
Provinziale  des  Franziskaner-Ordens ; 

4.  der  sefardische  Oberrabbiner  von  Sarajevo; 

5.  der  Präsident  des  Obergerichts ; 

6.  der  Präsident  der  Advokatenkammer  in  Sara- 
jevo; 

7.  der  Bürgermeister  der  Landeshauptstadt  Sara- 
jevo; 

S.  der  Präsident  der  Handels-  und  Gewerbekam-  ! 
mer  in  Sarajevo. 

B.  72  gewählte  Abgeordnete,  deren  Wahl  nach  der 
gleichzeitig  erlassenen  Wahlordnung  (10)  zu  erfolgen 
hat. 

23.  Seine  kaiserliche  und  königlich  Apostolische 
Majestät  ernennt  alljährlich  zu  Beginn  der  Session  zur 
Leitung  des  Landtages  aus  dessen  Mitgliedern  den  Prä-  I 
sidenten  und  zwei  zu  dessen  Stellvertretern  berufene 
Vizepräsidenten.  Es  wird  jede  der  drei  Hauptkon-  j 
fessionen  des  Landes  im  Präsidium  vertreten  sein,  wobei 
bei  jeder  folgenden  Ernennung  des  Landtagspräsidiums  |: 
ein  Turnus  zwischen  diesen  drei  Konfessionen  beob- 
achtet werden  wird. 

Der  Turnus  wird  auch  durch  Neuwahlen  nicht 
alteriert. 

24.  Die  Eunktionsdauer  der  Mitglieder  des  Land- 
tages (die  Landtagsperiode)  wird  auf  fünf  Jahre 
festgesetzt. 
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Nach  Ablauf  der  regelmäßigen  Landtagsperiode 
oder  nach  der  früher  erfolgten  Auflösung  des  Landtages 
werden  Neuwahlen  im  ganzen  Lande  spätestens  binnen 
sechs  Monaten  ausgeschrieben. 

Wenn  einzelne  Abgeordnete  das  Mandat  nieder- 
legen, mit  Tod  abgehen,  die  zur  Wählbarkeit  erforder- 
liche Eigenschaft  verlieren  oder  aus  sonst  einem  ge- 
setzlichen Grunde  auf  hören,  Mitglieder  des  Landtages 
izu  sein,  so  ist  die  Ersatzwahl  binnen  sechs  Wochen  aus- 
| zuschreiben. 

Gewesene  Landtagsmitglieder  können  wiederge- 
wählt werden. 

25.  Eie  Wahlen  der  Abgeordneten  zum  Landtage 
können  von  den  Wählern  nicht  widerrufen  werden. 

Eie  Mitglieder  des  Landtages  dürfen  keine  In- 
! struktionen  annehmen  und  ihr  Stimmrecht  nur  persön- 
lich ausüben. 

26.  Eer  Landtag  hat  sich  über  Allerhöchste  Ein- 
| beruf ung  in  der  Regel  jährlich  einmal  in  der  Landes- 
j laupt stadt  in  Sarajevo  zu  versammeln. 

27.  Beim  ersten  Zusammentritte  des  Landtages  in 
jeder  Landtagsperiode  hat  jedes  Mitglied  desselben  die 
Vngelobung  der  Treue  und  des  Gehorsams  gegenüber 
Seiner  kaiserlichen  und  königlich  Apostolischen 
Majestät  sowie  der  unverbrüchlichen  Beobachtung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  und  der  gewissenhaften  Er- 
iillung  seiner  Pflichten  zu  leisten. 

In  der  Zwischenzeit  neu  eintretende  Mitglieder 
iahen  die  Angelobung  gelegentlich  ihres  ersten  Er- 
cheinens  im  Landtage  zu  leisten. 

Weigert  sich  ein  Abgeordneter,  die  Angelobung  in 

Iler  vorgeschriebenen  Eorm  zu  leisten,  so  wird  er  seines 
Mandates  verlustig. 

28.  Eer  Präsident  eröffnet  den  von  Seiner  Maje- 
stät einberuf enen  Landtag,  er  führt  den  Vorsitz  in  den 
< ersaiumlungen  und  leitet  die  Verhandlungen. 


40 


Landesstatut.  — .9) 


29.  Der  Landeschef,  der  Ziviladlatus  und  die 
Sektionschefs  sowie  die  hiezu  delegierten  Funktionäre 
der  bosnisch  - hercegovini sehen  Landesverwaltung  sind 
berechtigt,  an  allen  Beratungen  des  Landtages  teilzuj 
nehmen. 

Sie  müssen  auf  Verlangen  stets  gehört  werden. 

30.  Der  Landtag  ist  berechtigt,  in  allem,  was  zu 
seinem  Wirkungskreise  gehört,  an  die  Landesregierung 
Anfragen  zu  richten,  von  ihr  über  einlaufende 
Petitionen  Auskunft  zu  verlangen  und  seinen  Ansichten] 
in  Form  von  Adressen  oder  Resolutionen  Ausdruck; 
zu  geben. 

Die  vom  Landtage  in  Ausübung  seines  WirkungsJ 
kreises  erhobenen  Beschwerden  werden  durch  das  Land- 
tagspräsidium im  Wege  der  Landesregierung  an  dail 
mit  der  Leitung  der  bosnisch-hercegoviniseben  Verwal- 
tung betraute  gemeinsame  Ministerium  geleitet. 

31.  Weder  dem  Landtage  noch  den  einzelner 
Landtagsabgeordneten  steht  eine  Ingerenz  auf  die  Exe 
kutive  zu,  und  können  daher  der  Landtag  oder  einzelne! 
Landtagsabgeordnete  weder  persönlich  in  eine  Amts! 
handlung  der  Regierungsbehörden  oder  einzelner  amtj 
licher  Organe  eingreif en,  noch  überhaupt  auf  di| 
Handlungen  oder  Verfügungen  der  genannten  Behörde! 
und  Organe  direkten  Einfluß  ausüben. 

32.  Petitionen,  welche  an  den  Landtag  von  Ge 

meinden,  Körperschaften  oder  einzelnen  Personen  ge 
richtet  und  durch  ein  Landtagsmitglied  überreicht  wer 
den,  kann  der  Landtag  in  Verhandlung  nehmen  und  mijl 
einer  entsprechenden  Einbegleitung  an  die  Regierung 
leiten.  | 

Nicht  durch  ein  Landtagsmitglied  überreicht« 
Petitionen  dürfen  überhaupt  nicht  angenommen  werden 

33.  Die  Mitglieder  des  Landtages  können  nacll 
Maßgabe  der  in  der  Geschäftsordnung  enthaltenen  Be 
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Stimmungen  Interpellationen  an  die  Landesregierung 
richten. 

34.  Die  Mitglieder  des  Landtages  können  wegen 
ihrer  Stimmabgabe  sowie  wegen  der  im  Landtage  selbst 
oder  in  dessen  Ausschüssen  gehaltenen  Reden  niemals 
zur  Verantwortung  gezogen  werden.  Doch  erstreckt  sich 
diese  Immunität  nicht  auch  auf  jene  Personen,  welche 
durch  Reproduktion  und  Verbreitung  derselben  sich 
etwa  einer  strafbaren  Handlung  schuldig  machen. 

Kein  Mitglied  des  Landtages  darf  während  der 
Dauer  der  Session  wegen  einer  strafbaren  Handlung 
— den  Pall  der  Ergreifung  auf  frischer  Tat  ausge- 
nommen — ohne  Zustimmung  des  Landtages  verhaftet 
oder  gerichtlich  verfolgt  werden. 

Selbst  im  Falle  der  Ergreifung  auf  frischer  Tat 
hat  das  Gericht  dem  Präsidenten  des  Landtages  sogleich 
die  geschehene  Verhaftung  bekanntzugeben. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  betreffend  die  Vor- 
ladung als  Zeugen  zu  Gericht  werden  hiedurch  nicht 
berührt. 

35.  Der  Landtag  darf  mit  anderen  Vertretungs- 
körpern nicht  in  Verkehr  treten  und  auch  keine  Kund- 
machungen erlassen. 

Deputationen  dürfen  weder  in  die  Versammlung 
des  Landtages  noch  der  Ausschüsse  desselben  zuge- 
lassen werden. 

Die  Absendung  von  Landtagsdeputationen  an  das 
Allerhöchste  Hoflager  darf  nur  über  vorläufig  erwirkte 
Allerhöchste  Genehmigung  erfolgen. 

36.  Zu  einem  gültigen  Beschlüsse  des  Landtages 
ist  die  Anwesenheit  von  mehr  als  der  Hälfte  der  Land- 
tagsmitglieder und  die  absolute  Stimmenmehrheit  der 
Anwesenden  erforderlich. 

Zu  einem  Beschlüsse,  welcher  die  Gesetzgebung  in 
Kultusangelegenheiten  (§  42,  P.  15)  betrifft,  ist  die 
?Vn Wesenheit  von  mindestens  vier  Fünfteln  sämtlicher 
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Landtagsmitglieder  lind  die  Zustimmung  von  minde- 
stens zwei  D ritt  eilen  der  Anwesenden  erforderlich. 

37.  Alle  in  die  Kompetenz  des  bosnisch-hercegovi- 
nischen  Landtages  fallenden  Kegierungsvorlagen  be- 
dürfen vor  ihrer  Einbringung  in  den  Landtag  der  Zu- 
stimmung der  Regierungen  der  beiden  Staaten  der 
Monarchie. 

38.  Die  vom  Landtage  beschlossenen  Gesetzent- 
würfe bedürfen  der  Allerhöchsten  Sanktion. 

Die  Erwirkung  derselben  erfolgt  über  Antrag  der 
Landesregierung  und,  nachdem  die  Zustimmung  der 
Regierungen  der  beiden  Staaten  der  Monarchie  ein- 
geholt worden  ist,  durch  den  mit  der  Leitung  der 
bosnisch-  hercegovinischen  Verwaltung  betrauten  ge- 
meinsamen Minister. 

Die  Kundmachung  der  sanktionierten  Gesetze  er- 
folgt im  Kamen  Seiner  kaiserlichen  und  königlich 
Apostolischen  Majestät  und  mit  Gegenzeichnung  des 
mit  der  Leitung  der  bosnisch-hercegovinischen  Verwal- 
tung betrauten  gemeinsamen  Ministers. 

39.  Der  Landtag  wählt  aus  seiner  Mitte  für  die 
ganze  Landtagsperiode  einen  neungliedrigen  Landes- 
rat, welcher  berufen  ist,  über  Befragung  durch  die 
Landesregierung  letzterer  Äußerungen  oder  Gutachten 
abzugeben  hinsichtlich  solcher  öffentlicher  Angelegen- 
heiten, an  welchen  Bosnien  und  die  Hercegovina  be- 
teiligt sind. 

Der  Landesrat  kann  im  Wege  des  mit  der  Leitung 
der  bosnisch  - hercegovinischen  Verwaltung  betrauten 
gemeinsamen  Ministeriums  von  den  Regierungen  der 
beiden  Staaten  der  Monarchie  nach  vorhergehendem 
Einvernehmen  mit  der  anderen  Regierung  befragt 
werden  oder  sich  auf  dem  gleichen  Wege  mit  identischen 
Vorstellungen  an  dieselben  wenden.  J ede  vom  Landes- 
rat an  eine  der  Regierungen  gerichtete  Äußerung  ist 
der  anderen  Regierung  seitens  des  mit  der  bosnisch 
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icroegovinischen  Verwaltung  betrauten  gemeinsamen 
dinisteriums  unverweilt  mitzuteilen. 

Jede  Konfession  im  Landtage  wählt  die  auf  die 
lach  der  Landesbevölkerungs-Proportion  entfallende 
'ahl  der  Mitglieder  des  Landesrates. 

Der  Präsident  des  Landtages  ist  zugleich  auch  Vor- 
itzender  des  Landesrates. 

40.  Die  Schließung  des  Landtages  erfolgt  über 
Allerhöchsten  Auftrag  durch  den  Präsidenten. 

Der  Landtag  kann  über  Verfügung  Seiner  kaiser- 
ichen  und  königlich  Apostolischen  Majestät  jederzeit 
vertagt  oder  aufgelöst  werden. 


III.  Wirkungskreis  des  Landtages. 

41.  Der  Wirkungskreis  des  bosnisch  - hercego- 
inischen  Landtages  in  Angelegenheiten  der  Gesetz- 
ebung  erstreckt  sich  auf  ausschließlich  bosnisch- 
ercegovinisehe  Angelegenheiten.  Alle  Angelegenheiten, 
welche  nicht  bloß  Bosnien  und  die  Hercegovina,  sondern 
! uch  einen  oder  beide  Staaten  der  Monarchie  betreffen, 
jind  diesem  Wirkungskreise  entrückt. 

Insbesondere  sind  von  der  Beschlußfassung  des 
j osnisch-hercegovinischen  Landtages  ausgeschlossen : 

1.  Alle  zwischen  den  im  Beichsrate  vertretenen 
I Königreichen  und  Ländern  und  den  Ländern  der 
eiligen  ungarischen  Krone  auf  Grund  des  Gesetzes 
om  21.  Dezember  1867  (R  146,  ung.  GA  XII  ex 
[867)  gemeinsamen  sowie  jene  Angelegenheiten,  welche 
i,  wischen  den  beiden  Staaten  der  Monarchie  im  Sinne 
er  zitierten  Gesetze  im  gemeinsamen  Einvernehmen 
Bstgestellt  werden ; ferner  die  Gesetzgebung  betreffend 
ie  Wehrpflicht,  die  Bekrutenbewilligung  und  die  Eest- 
ellung  des  Bekrutenkontingents,  dann  die  Verfügun- 
en  hinsichtlich  der  Unterkunft  und  Verpflegung  der 
Wehrmacht  und  alle  sonstigen,  die  Wehrmacht  betref- 
Bnden  Angelegenheiten. 
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2.  Alle  Angelegenheiten,  welche  in  dem  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  21.  Dezember  1867  (R  146,  ung. 
GA  XII  ex  1867)  zwischen  den  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern  und  den  Ländern 
der  heiligen  ungarischen  Krone  abgeschlossenen  Ver- 
trage betreffend  die  Regelung  der  wechselseitigen  Han- 
dels- und  Verkehrsbeziehungen  (Gesetz  vom  30.  De- 
zember 1907,  R 278,  ung.  G A XII  ex  1908)  geregelt 
werden  oder  in  Hinkunft  in  Vereinbarungen  dieser 
Art  werden  geregelt  werden. 

3.  Alle  Angelegenheiten,  welche  in  dem  Gesetze 
vom  20.  Dezember  1879  (R  136,  ung.  GA  LII  ex  1879), 
betreffend  die  Herstellung  eines  gemeinsamen  Zollver- 
bandes mit  Bosnien  und  der  ILercegovina  geregelt  wor- 
den sind. 

4.  Alle  Angelegenheiten,  welche  nach  dem  Gesetze 
vom  22.  Febr.  1880  [R  18,  ung.  GA  VI  ex  1880]  (2) 
auch  in  Bosnien  und  der  Hercegovina  nur  auf  Grund 
von  in  beiden  Staaten  der  Monarchie  übereinstimmend 
zustande  gekommenen  Gesetzen  oder  in  der  im  § 3, 
Alinea  2,  des  zitierten  Gesetzes  vorgeschriebenen  Art 
geregelt  werden  können. 

42.  Die  Kompetenz  des  bosnisch-hercegovinischen 
Landtages  erstreckt  sich  unter  den  in  dem  vorstehenden 
Paragraphen  vorgesehenen  Beschränkungen  auf  die  Ge- 
setzgebung über  folgende  Angelegenheiten : 

1.  Die  Feststellung  des  jährlichen  Landesbudgets, 
beziehungsweise  die  Bewilligung  desselben  innerhalb 
der  durch  die  §§  45,  46  und  47  festgesetzten  Grenzen. 

2.  Die  Aufnahme  neuer  Anlehen  und  die  Konver- 
tierung schon  bestehender. 

3.  Die  Veräußerung  und  Belastung  des  Landes- 
vermögens. 

4.  Die  Strafjustiz. 

5.  Das  Polizeistrafwesen  sowie  Fremdenpolizei, 
Paßwesen  und  Volkszählung. 
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6.  Das  Zivilrecht  mit  der  im  § 10  enthaltenen 
\usnahme. 

7.  Die  öffentlichen  Bücher. 

8.  Das  Handels-  und  Wechselrecht  einschließlich 
ler  Gesetzgebung*  über  Aktiengesellschaften  (Komman- 
litgesellschaften  auf  Aktien),  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung,  Versicherungsgesellschaften,  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenschaften.  Das  Forst- 
ind  Bergrecht. 

9.  Das  Vereins-  und  Versammlungsrecht. 

10.  Die  Presse  und  der  Schutz  des  geistigen 
Eigentums. 

11.  Das  Sanitätswesen  sowie  Schutz  gegen  Epide- 
nien  und  Epizootien,  ferner  Errichtung  neuer  und 
lie  Erweiterung  bestehender  Spitäler  und  sonstiger 
Sanitätsanstalten,  die  Subventionierung  von  Kranken- 
däusern, Ambulatorien,  Gemeindespitälern  u.  s.  w. 

12.  Das  Gewerbe,  die  Ausübung  desselben,  Ge- 
verbepolizei  und  alle  sonstigen  gewerberechtlichen  An- 
gelegenheiten. 

13.  Die  Wohlfahrtseinrichtungen,  Kranken-,  Un- 
fallversicherung, Altersversorgung  und  Arbeiterfür- 
sorge, Armenpflege  etc.  sowie  alle  sonstigen  sozialpoli- 
tischen Angelegenheiten. 

14.  Die  Grundsätze  des  Unterrichtswesens  bezüg- 
i ich  aller  Lehr-  und  Unterrichtsanstalten. 

1 5.  Die  Kultusangelegenheiten,  welche  die  Be- 
gehungen der  Konfessionen  untereinander  oder  zur 
Gegi  e r u n gsge w alt  betreffen,  insofern  dadurch  nicht  die 
Gleichberechtigung,  die  interne  Organisation  und  die 
Ausübung  der  einzelnen  gesetzlich  anerkannten  Kulte 
gerührt  wird. 

16.  Die  agrarrechtlichen  Verhältnisse. 

17.  Die  Errichtung  neuer  und  die  Umgestaltung 
[lestehender  landwirtschaftlicher  Anstalten. 
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18.  Die  Maßnahmen  zur  Hebung  und  Verbesserung 
der  Landwirtschaft  im  allgemeinen  sowie  alle  größerer] 
1 a n d wi rts ch af tli chen  Melior at i onen . 

19.  Die  Forstpolizei,  ferner  alle  Vorschriften  übei 
die  Behandlung  von  Privatwäldern,  über  die  Aner 
kennung  des  Eigentumsrechts  auf  Waldland,  Vor 
Schriften  über  die  Durchführung  von  Besitzregulierun 
gen  aller  Art  auf  dem  Gebiete  des  Forstwesens, 

20.  Die  Einführung  neuer  Steuern  sowie  die  Eri 
höhung  schon  bestehender  oder  die  Festsetzung  von  Zu 
schlagen  zu  einer  bereits  bestehenden  Steuer. 

21.  Die  Reform  und  die  Evidenzhaltung  des  Ka 
ta sters. 

22.  Die  Errichtung  und  Umgestaltung  von  Straff 
an  st  alten. 

23.  Der  Bau  von  Eisenbahnen,  bezüglich  welche] 
Regierungsvorlagen  eingebracht  werden,  von  Straßen 
Wegen  und  sonstigen  Kommunikationen. 

24.  Die  Erhaltung  der  Straßen  und  öffentliche! 
Kommunikationen,  beziehungsweise  Steuerumlagen  zi 
Straßenzwecken. 

25.  Die  Anlage,  beziehungsweise  Ausgestaltung  voi 
Badeorten  und  Kuranstalten. 

26.  Die  Organisation  der  Gemeinden. 

Außerdem  gehört  noch  zur  Kompetenz  des  bos 

nisch-bercegovinischen  Landtages : 

27.  die  Prüfung  und  Genehmigung  der  Rechnungs 
abschliisse  und  der  Resultate  der  Gebarung  mit  der 
vom  Landtage  genehmigten  Budgets. 

43  Di  e in  Bosnien  und  der  Hercegovina  vor  den 
Erscheinen  dieses  Statuts  erlassenen  Gesetze  und  Ver 
Ordnungen  bleiben  so  lange  in  Gültigkeit,  bis  sie  durcl| 
ein  vom  Landtage  beschlossenes  und  von  Seiner  kaiserj 
liehen  und  königlich  Apostolischen  Majestät  sanktio 
niertes  Gesetz,  bezw.  durch  neue  Verordnungen  aus 
drücklich  aufgehoben  oder  abgeändert  werden. 


III.  Wirkungskreis  des  Landtages- 
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Die  Steuern,  Abgaben  und  Gefälle  werden  nach 
den  bestellenden  Gesetzen  eingehoben,  insolange  diese 
nicht  gesetzmäßig  (§§  41  und  42,  Punkt  20)  geändert 
werden. 

44.  Der  Voranschlag  der  Landeseinnahmen  und 
Ausgaben  ist  durch  die  Landesregierung  dem  Landtage 
jährlich  rechtzeitig  vorzulegen  und  von  letzterem  un- 
gesäumt in  Verhandlung  zu  nehmen,  so  daß  er  vor  Be- 
ginn des  nächsten  Jahres  Gesetzeskraft  erhalten  könne. 

Wird  der  Voranschlag  im  Landtage  nicht  recht- 
zeitig erledigt,  so  bleibt  das  Budget  des  laufenden 
Jahres  in  Gültigkeit,  bis  es  durch  ein  neues,  auf  ge- 
setzmäßigem Wege'  zustande  gekommenes  Budget  er- 
setzt ist. 

45.  Die  ordentlichen  und  außerordentlichen  Aus- 
lagen für  die  k.  und  k.  bosnisch-hercegovinischen  Trup- 
pen und  Militäranstalten  werden  in  das  Landesbudget 
mit  einem  Betrage  eingestellt,  welcher  jährlich  nach 
denselben  Grundsätzen  zu  berechnen  ist,  wie  sie  bei  der 
Ermittlung  der  gleichartigen  Auslagen  für  das  k.  u.  k. 
Heer  im  allgemeinen  Anwendung  finden. 

Die  in  den  Voranschlag  für  die  k.  u.  k.  bosnisch- 
hercegovinischen  Truppen  und  Militäranstalten  ein- 
gestellten Erfordernisbeträge  bilden  keinen  Gegenstand 
der  Verhandlung  im  Landtage. 

48.  Die  Bestimmung  des  Alineas  2 des  § 45  gilt 
auch  für  die  Budgetposten  für  die  in  beiden  Staaten 
der  Monarchie  im  gemeinsamen  Einvernehmen  ge- 
regelten Angelegenheiten,  die  gemäß  jener  allgemeinen 
und  speziellen  gesetzlichen  Bestimmungen  einzusetzen 
sind,  welche  im  Sinne  des  § 41  in  Bosnien  und  der 
Hercegovina  ihre  Anwendung  zu  finden  haben. 

47.  Jener  Teil  des  Erfordernisses  und  der  Be- 
deckung, welcher  sich  auf  den  Landesschuldendienst, 
auf  die  Erzielung  der  Steuereingänge  sowie  auf  die 
ärarischen  Betriebe,  mit  Ausnahme  der  unter  die  Be- 
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Stimmung  des  § 46  fallenden  Monopolbetriebe,  bezieht, 
ist  in  den  Landesvoranschlag  in  solchen  Ansätzen  ein- 
zustellen, welche  den  vollen  Erfolg  der  finanziellen  Ge- 
barung sichern. 

48.  Im  Falle  eines  während  einer  Budgetperiode 
auftretenden  außerordentlichen  und  unvorhergesehenen 
Bedürfnisses  wird  die  Landesregierung  dem  Landtage 
den  Entwurf  eines  Nachtragsgesetzes  zum  Budget  be- 
hufs Deckung  der  erforderlichen  Ausgaben  vorlegen. 
Wenn  aber  solche  unvorhergesehene  dringende  Bedürf- 
nisse zu  einer  Zeit  auf  treten,  in  welcher  der  Landtag 
nicht  versammelt  ist,  so  können  die  hiefür  erforder- 
lichen Mittel  nach  Einholung  der  Zustimmung  der  Re- 
gierungen der  beiden  Staaten  der  Monarchie  über  An- 
trag der  Landesregierung  im  Wege  einer  Allerhöchst 
sanktionierten  Verordnung  bewilligt  werden,  jedoch 
mit  der  Verpflichtung,  dem  Landtage  gleich  bei  seiner 
nächsten  Einberufung  behufs  nachträglicher  Genehmi- 
gung die  Gründe  und  Erfolge  dieser  Verfügung  be- 
kanntzugeben. 

Schlußbestimmung. 

49.  Dieses  Statut  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund- 
machung in  Kraft. 


(10)  Wahlordnung. 

I.  Von  dem  Wahlrechte  und  der  Wählbarkeit. 

§ 1.  Wahlberechtigt  sind  alle  bosnisch-hercegovini- 
schen  Landesangehörigen  männlichen  Geschlechts, 
welche  am  Tage  der  Wahl  das  24.  Lebensjahr  zurück- 
gelegt haben,  eigenberechtigt  sind  und  im  Lande  seit 
mindestens  einem  Jahre  eine  ständige  Wohnung  haben; 
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ferner  unter  denselben  Voraussetzungen  alle  jene  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Staatsangehörigen,  welche 
im  Zivilverwaltungsdienste  Bosniens  und  der  Hereego- 
vina  als  Landesbeamte  oder  Lehrer  angestellt  sind  oder 
im  bosnisch-hercegovinischen  Landesbahndienste  stehen 
oder  endlich  in  einer  Gemeinde  dieser  Länder  wahl- 
berechtigt sind. 

Unter  denselben  Voraussetzungen  wie  die  männ- 
lichen Landesangehörigen  und  österreichischen  oder  un- 
garischen Staatsangehörigen  sind  in  der  1.  Wählerklasse 
der  I.  Kurie  auch  Frauen  wahlberechtigt,  sofern  sie  der 
im  § 6 a auf  gestellten  Bedingung  entsprechen. 

Das  Wahlrecht  kann  durch  die  männlichen  Wahl- 
berechtigten nur  persönlich,  durch  Frauen  im  Falle 
des  § 6 a nur  durch  Bevollmächtigte,  welche  in  der- 
selben Kurie  wahlberechtigt  sind,  ausgeübt  werden. 

2.  Ausgenommen  von  der  Ausübung  des  Wahl- 
rechtes sind  alle  Personen,  über  deren  Vermögen  der 
Konkurs  eröffnet  wurde,  solange  die  Krida  dauert. 

Aktiv  dienende  Militärpersonen  mit  Ausnahme  der 
Militärbeamten  können  ein  Wahlrecht  nicht  ausüben. 

3.  Ausgeschlossen  vom  Wahlrechte  sind: 

a)  Personen,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder 
eines  aus  GeAvinnsucht  begangenen  Vergehens  in 
Untersuchung  stehen,  solange  diese  dauert; 

b)  Personen,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder 
eines  aus  Gewinnsucht  begangenen  Vergehens  ver- 
urteilt worden  sind,  insolange  die  mit  dem  Urteile 
verbundenen  Rechtsfolgen  andauern. 

4.  Wählbar  für  den  Landtag  sind  die  wahlberech- 
tigten Personen  männlichen  Geschlechtes,  welche  das 
30.  Lebensjahr  vollendet  haben  und  sich  im  Vollgenusse 
der  bürgerlichen  Hechte  befinden,  mit  Ausnahme  der 
im  Zivilverwaltungsdienste  Bosniens  und  der  Hercego- 
vina  sowie  bei  den  bosnisch-hercegovinischen  Landes- 

G eil  er,  Bosnisch-hercegovinische  Verfassungsgesetze.  4 
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bahnen  aktiv  dienenden  Beamten  und  Angestellten,  fer- 
ner der  Lehrer  und  Angestellten  der  öffentlichen 
Schulen. 

5.  Von  der  Gesamtheit  der  zu  wählenden  72  Ab- 
geordneten entfallen : 

18  auf  die  I.  Kurie 

20  auf  die  TT.  Kurie 

34  auf  die  III.  Kurie. 

Innerhalb  der  I.  Kurie  sowie  innerhalb  der  IT.  und 
III.  Kurie  zusammengenommen  werden  die  Mandate 
auf  die  drei  Hauptkonfessionen  nach  den  Verhältnis- 
zahlen der  Bevölkerungs-Statistik  aufgeteilt,  derart  daß 
in  der  I.  Kurie: 

auf  die  Katholiken 4 Mandate, 

auf  die  Islamiten  0 Mandate, 

auf  die  Serbisch-Orthodoxen  . . 8 Mandate, 

in  der  IT.  und  III.  Kurie: 

auf  die  Katholiken 12  Mandate, 

auf  die  Islamiten  18  Mandate, 

auf  die  Serbisch-Orthodoxen  . .23  Mandate 

entfallen. 

Außerdem  entfällt  in  der  II.  Kurie  auf  die  Israe- 
liten 1 Mandat. 

6.  In  der  I.  Kurie  sind  wahlberechtigt  : 

a)  in  der  1.  Wählerklasse: 

Alle  islamitischen  Grundbesitzer,  welche  an 
Grundwertsteuer  mindestens  140  Kronen  entrichten. 

Den  Grundbesitzern  anderer  Konfession,  welche 
an  Grundwertsteuer  mindestens  140  Kronen  entrichten, 
steht  es  frei,  ihr  Wahlrecht  in  der  1.  Wählerklasse 
oder  aber  in  jenem  Wahlkörper  der  2.  Wählerklasse 
auszuüben,  welchem  sie  ihrer  Konfession  nach  an- 
gehören, 
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b)  in  der  2.  Wählerklasse: 

Alle  jene  Personen,  welche  an  direkten  Steuern, 
mit  Ausnahme  der  Aus  schanks teuer,  mindestens 
500  Kronen  entrichten; 

die  Absolventen  aller  innerhalb  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  gelegenen  Hochschulen  und 
anderer  ihnen  gleichgestellter  Lehranstalten  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie ; 

Personen  geistlichen  Standes  aller  durch  das  Ge- 
setz anerkannten  Glaubensbekenntnisse; 

alle  aktiven  im  Zivilverwaltungsdienste  Bosniens 
und  der  Hercegovina  stehenden,  wie  auch  die  pensio- 
nierten Landesbeamten  und  Lehrer  sowie  Landesbahn- 
beamten  und  Militärbeamten; 

endlich  die  Offiziere  des  Ruhestandes. 

Wenn  die  sub  a und  b angeführten  Steuerbeträge 
durch  die  gemeinsame  Leistung  mehrerer  Miteigen- 
tümer zustande  kommen,  so  kann  nur  derjenige  von  den 
Miteigentümern  das  Wahlrecht  auf  Grund  dieses  Para- 
graphen ausüben,  welchen  die  anderen  Miteigentümer 
hiezu  ermächtigen. 

7.  Die  II.  Kurie  wird  gebildet  durch  alle  der 
I.  Kurie  nicht  angehörigen  wahlberechtigten  Bewohner 
der  Städte,  das  heißt  jener  Orte,  welche  ein  städtisches 
'Statut  besitzen  oder  nach  dem  Gesetze  vom  21.  März 
1907,  Gesetzblatt  VII/17,  respektive  nach  der  mit 
Allerhöchster  Entschließung  vom  12.  Jänner  1897  ge- 
inehmigten  Verordnung  der  Landesregierung,  Z.  9003/1 
ex  1897,  verwaltet  werden. 

8.  Die  der  I.  Kurie  nicht  angehörigen,  in  den 
Landgemeinden  wohnhaften  Wahlberechtigten  bilden 
die  Wähler  der  III.  Kurie. 

9.  Eür  die  Wahl  der  Abgeordneten  der  1.  Wähler- 
klasse der  I.  Kurie  bildet  das  ganze  Land  einen  islamiti- 
schen Wahlbezirk,  während  für  die  Wahl  der  Abge- 

4* 
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ordneten  der  2.  Wählerklasse  der  I.  Kurie  das  ganze 
Land  einen  Wahlbezirk  für  jede  der  drei  Konfessionen 
bildet.  Jeder  Wähler  der  I.  Kurie  hat  so  viele  Kandi- 
daten zu  nennen,  als  die  Zahl  der  Mandate  des  be- 
treffenden Wahlbezirkes  beträgt. 

Für  die  Wahl  der  Abgeordneten  der  II.  und 

III.  Kurie  wird  das  ganze  Land  in  konfessionelle  Wahl- 
bezirke eingeteilt,  deren  jeder  einen  Abgeordneten 
wählt. 

Die  Verteilung  der  Mandate  aller  drei  Kurien  auf 
das  ganze  Land  nach  konfessionellen  Wahlbezirken  ist 
aus  dem  dieser  Wahlordnung  beigefügten  tabellarischen 
Anhänge  ersichtlich. 

Niemand  kann  sein  Wahlrecht  in  mehr  als  einer 
Kurie  ausüben. 

10.  Jeder  Wähler  ist  berechtigt,  auch  Personen 
einer  anderen  Konfession  und  einer  anderen  Kurie  zu 
wählen,  als  jener,  welcher  er  selbst  angehört. 

11.  Die  Angehörigen  jener  Konfessionen,  welchen 
wegen  der  geringen  Zahl  ihrer  Bekenner  kein  selbstän- 
diges Mandat  im  Landtage  zugewiesen  ist,  sind  berech- 
tigt, an  ihrem  Wohnsitze  je  nach  ihrer  Zugehörigkeit 
zu  den  einzelnen  Kurien  an  den  Wahlen  in  einem  der 
konfessionellen  Wahlkörper  der  betreffenden  Kurie 
teilzunehmen. 

II.  Von  den  Wahlbezirken,  Wahlkörpern  und  Wahlorten. 

12.  Die  Wähler  der  I.  Kurie  üben  ihr  Wahlrecht 
im  Llauptorte  jenes  politischen  Bezirkes  aus,  in  welchem 
sich  ihr  ordentlicher  Wohnsitz  befindet,  und  zwar  ge- 
trennt nach  den  im  § 6 angeführten  zwei  Wähler- 
klassen. 

In  jedem  solchen  Wahlorte  ist  für  jeden  Wahl- 
körper eine  Wahlkommission  nach  den  Vorschriften  des 

IV.  Abschnittes  dieser  Wahlordnung  aufzustellen, 
welche  die  Resultate  der  Wahl  festzustellen  und  die 
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53 


Wahlakten  nach  beendigter  Wahlhandlung  zur  Zu- 
sammenstellung des  Gesamtskrutiniums  an  die  Haupt- 
wahlkommission einzuschicken  hat. 

Als  Hanptwahlkommission  für  die  I.  Kurie  hat  die 
im  Sinne  des  § 35  dieser  Wahlordnung  bei  der  Landes- 
regierung in  Sarajevo  bestellte  Hauptwahlkommission 
zu  gelten. 

13.  Die  Wähler  der  II.  Kurie  üben  ihr  Wahlrecht 
in  jenen  Städten  aus,  in  welchen  sich  ihr  ordentlicher 
Wohnsitz  befindet,  und  ist  für  jeden  solchen  Wahlort 
eine  Wahlkommission  nach  den  Vorschriften  des 
IV.  Abschnittes  dieser  Wahlordnung  auf  zustellen. 

Diese  Wahlkommission  hat  die  Resultate  der 
Wahl  festzustellen  und  nach  beendigter  Wahlhandlung 
die  Wahlakten  zur  Vornahme  des  Gesamtskrutiniums 
an  die  Hauptwahlkommission  (§  37)  des  betreffenden 
Wahlbezirkes  einzuschicken. 

14.  Die  Wähler  der  III.  Kurie  üben  ihr  Wahl- 
recht in  jenem  Orte  aus,  welcher  in  dem  politischen 
Bezirke  ihres  ordentlichen  Wohnsitzes  vom  Bezirksamte 
nach  der  Vorschrift  des  § 21  dieser  Wahlordnung  als 
Wahlort  für  die  betreffende  Konfession  bestimmt  wor- 
den ist. 

In  jedem  Wahlorte  ist  eine  Wahlkommission  nach 
den  Vorschriften  des  IV.  Abschnittes  dieser  Wahlord- 
nung aufzustellen,  welche  das  Resultat  der  Wahl  fest- 
zustellen und  nach  beendigter  Wahlordnung  die  Wahl- 
akten an  die  Hauptwahlkommission  (§  47)  des  be- 
treffenden Wahlbezirkes  zur  Zusammenstellung  des  Ge- 
samtskrutiniums einzuschicken  hat. 

III.  Von  der  Ausschreibung  und  Vorbereitung  der  Wahlen. 

15.  Die  Aufforderung  zur  Vornahme  der  Wahl 
geschieht  durch  eine  Verordnung  der  Landesregierung, 
welche  die  Tage,  an  denen  die  Wahl  der  Landtags- 
abgeordneten in  den  einzelnen  Kurien  und  Wahlkör- 


54 


Wahlordnung.  (10) 


pern  in  den  gemäß  dieser  Wahlordnung  bestimmten 
Wahlorten  vorzunehmen  ist,  zu  enthalten  hat. 

Die  Festsetzung  des,  Wahltages  hat  derart  zu  ge- 
schehen, daß  alle  nötigen  Vorbereitungen  vor  Eintritt 
desselben  beendet  werden  können. 

16.  Die  Ausschreibung  der  Wahlen  hat  in  der  Art 
zu  geschehen,  daß  zuerst  die  Abgeordneten  der  Land- 
gemeinden (III.  Kurie),  dann  die  Abgeordneten  der 
Städte  (II.  Kurie)  und  endlich  die  Abgeordneten  der. 
zwei  Wählerklassen  der  I.  Kurie  gewählt  werden  und 
daß  die  Wahlen  für  jede  der  drei  JGirien  sowie  für 
jede  der  zwei  Wählerklassen  der  I.  Kurie  an  einem 
besonderen  Tage  stattfinden. 

17.  Die  Ausschreibung  der  Wahlen  ist  durch  die 
Amtszeitung,  außerdem  in  den  Städten  und  Land- 
gemeinden durch  Plakate  und  landesübliche  Kund- 
machung zu  verlautbaren. 

18.  Für  alle  Wahlberechtigten  sind  von  jedem 
Bezirksamte  ( Begier  ungskommissär  für  die  Stadt 
Sarajevo)  nach  den  Kurien,  Konfessionen  und  in  der 
I.  Kurie  auch  nach  den  Wähler klassen  getrennte  Wäh- 
lerlisten anzufertigen. 

Die  fertiggestellten  Wählerlisten  sind  zur  Ein- 
sicht beim  Bezirksamte  (Regierungskommissär  für  die 
Stadt  Sarajevo)  aufzulegen.  Gleichzeitig  ist  diese  Auf- 
legung in  ortsüblicher  Weise  unter  Anberaumung  einer 
vierzehntägigen,  vom  Tage  der  Verlautbarung  zu  be- 
rechnenden Reklamationsfrist  kundzumachen.  Außer- 
dem hat  das  Bezirksamt  aus  den  Wählerlisten  der 
III.  Kurie  Verzeichnisse  der  Wahlberechtigten,  ge- 
trennt nach  Dorfgemeinden,  resp.  Fraktionen,  zu  ver- 
fassen und  den  Vorstehern  der  betreffenden  Dorf- 
gemeinden zur  Verlautbarung  zuzustellen. 

Für  Wahlberechtigte,  welche  keiner  der  drei 
Ilauptkonfessionen  angehören,  sind  für  jede  Kurie 
eigene  Wählerlisten  anzufertigen. 
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19.  Innerhalb  14  Tagen  nach  dieser  Bekannt- 
machung kann  jeder  Wähler,  dem  in  dem  betreffenden 
Wahlkörper  ein  Wahlrecht  zusteht,  gegen  die  Richtig- 
keit oder  Vollständigkeit  der  Wählerliste  bei  dem  Be- 
zirksamte (Regierungskommissär  für  die  Stadt  Sara- 
jevo), welches  (welcher)  die  Auflegung  bewirkt  hat, 
oder  bei  seinem  Gemeindevorsteher  seine  Einsprüche 
schriftlich  anbringen  oder  mündlich  zu  Protokoll  geben. 

Reklamationen,  die  nach  Ablauf  der  Frist  erfol- 
gen, sind  vom  Bezirksamte  (Regierungskommissär  für 
die  Stadt  Sarajevo)  als  verspätet  zurückzuweisen,  gegen 
welche  Verfügung  ein  Rechtsmittel  nicht  zusteht.  — 
Über  die  rechtzeitig  eingebrachten  Reklamationen  ent- 
scheidet die  Landesregierung. 

Die  auf  Grund  des  Reklamations- Verfahrens  sich 
ergebenden  Richtigstellungen  sind  bei  dem  Bezirksamte 
(Regierungskommissär  für  die  Stadt  Sarajevo)  späte- 
stens acht  Tage  vor  dem  Wahltage  zu  veröffentlichen. 

20.  Sobald  die  Wählerlisten  nach  erfolgter  Ent- 
scheidung über  die  rechtzeitig  eingebrachten  Reklama- 
tionen richtiggestellt  sind,  werden  für  die  einzelnen 
Wähler  jedes  Wahlkörpers  der  drei  Kurien  vom  Be- 
zirksamte (Regierungskommissär  für  die  Stadt  Sara- 
jevo) Legitimationskarten  ausgefertigt,  welche  die  fort- 
laufende Kummer  der  Wählerliste  des  betreffenden 
Wahlkörpers,  den  Vor-  und  Zunamen  und  Wohnort  des 
Wahlberechtigten,  den  Ort,  die  Zeit  des  Beginnes  und 
des  Schlusses  der  W ahlhandlung  und  die  Anzahl  der 
vom  betreffenden  Wahlkörper  zu  nominierenden  Kan- 
didaten zu  enthalten  haben.  Diese  Legitimationskarten 
sind  in  der  I.  und  II.  Kurie  gleichzeitig  mit  dem  un- 
ausgefüllten  behördlich  ausgegebenen  Stimmzettel 
einem  jeden  Wahlberechtigten  zuzustellen. 

Andere  als  behördlich  ausgegebene  Stimmzettel 
dürfen  nicht  verwendet  werden. 
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In  der  III.  Kurie  erfolgt  die  Zustellung  der  Legi- 
timationskarte an  die  Wahlberechtigten  ohne  Stimm- 
zettel. 

21.  Behufs  Vornahme  der  Wahl  der  Abgeordneten 
der  III.  Kurie  hat  das  Bezirksamt  für  jede  Konfession 
je  nach  der  Zahl  der  Angehörigen  dieser  Konfession  im 
Bezirksbereiche  einen  oder  mehrere  Wahlorte  derart  zu 
bestimmen,  daß  auf  höchstens  1000  Wahlberechtigte 
dieser  Konfession  je  ein  Wahlort  entfällt.  Hiebei  ist 
auch  festzustellen,  aus  welchen  Dorfgemeinden  oder 
Fraktionen  die  Angehörigen  der  betreffenden  Kon- 
fession ihr  Wahlrecht  in  dem  betreffenden  Wahlorte 
auszuüben  haben. 

22.  Bei  Feststellung  dieser  Wahlorte  und  Wäh- 
lergruppen hat  das  Bezirksamt  im  Einvernehmen  mit 
den  Vorstehern  der  betreffenden  Dorfgemeinden  und 
Fraktionen  vorzugehen. 

IV.  Von  der  Vornahme  der  Wahl  der  Abgeordneten. 

A.  Wahl  in  der  I.  und  II.  Kurie. 

23.  Die  Leitung  der  Wahlhandlung  jedes  Wahl- 
körpers der  I.  und  II.  Kurie  wird  einer  Wahlkommis- 
sion übertragen. 

Zu  diesem  Zwecke  werden  für  jeden  konfessionel- 
len Wahlkörper  der  I.  Kurie  in  Sarajevo  und  in  jedem 
Bezirksorte,  ferner  für  jeden  konfessionellen  Wahl- 
körper der  II.  Kurie  in  Sarajevo  und  in  allen  im  § 7 
dieser  Wahlordnung  aufgezählten  Städten  Wahlkom- 
missionen aufgestellt. 

Jede  dieser  Kommissionen  besteht  aus  dem  Be- 
zirksvorsteher (Begierungskommissär  für  die  Stadt 
Sarajevo)  oder  dem  von  diesem  bestellten  Beamten  als 
Vorsitzenden  und  4 Mitgliedern.  Zu  Mitgliedern  dieser 
Wahlkommission  werden  in  erster  Linie  die  der  be- 
treffenden Konfession  angehörigen  Gremeinderäte  des 
Bezirksortes,  respektive  Sarajevos  zu  berufen,  die  auf 
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obige  Zahl  etwa  noch  erforderlichen  Mitglieder  vom 
Bezirksamte  (Regierungskommissär  für  die  Stadt  Sara- 
jevo) aus  angesehenen  Persönlichkeiten  der  betreffenden 
Konfession  zu  ernennen  sein.  Der  Vorsitzende  bestimmt 
auch  2 Mitglieder  der  Wahlkommission  zu  Schrift- 
führern. Doch  steht  es  ihm  auch  frei,  der  Wahlkom- 
mission einen  Schriftführer  beizugeben. 

Über  den  Verlauf  der  Wahlhandlung  ist  ein  Pro- 
tokoll zu  führen  und  sind  in  dasselbe  alle  wichtigen 
Vorkommnisse  und  Entscheidungen  sowie  das  Wahl- 
resultat aufzunehmen. 

Im  Falle  des  Ausbleibens  der  einberuf enen  Kom- 
missionsmitglieder hat  der  Vorsitzende  das  Recht,  nach 
meinem  Ermessen  Ersatzmänner  in  die  Kommission  ein- 
zuberufen. 

Sollte  aber  die  Konstituierung  der  Wahlkommis- 
sion trotzdem  nicht  möglich  sein,  so  werden  die  Funk- 
tionen derselben  von  dem  Vorsitzenden  allein,  respek- 
tive wenn  ein  Teil  der  Kommissionsmitglieder  er- 
schienen ist,  gemeinsam  mit  diesen  ausgeübt. 

24.  Der  Vorsitzende  der  Wahlkommission  er- 
öffnet die  Wahlhandlung  damit,  daß  er  die  Kommis- 
sionsmitglieder mittels  Handschlages  an  Eides  Statt 
verpflichtet  und  ihnen  den  Vorgang  bei  der  Abstim- 
mung erklärt. 

25.  W enn  jemand  vor  dem  Beginne  der  Abstim- 
mung gegen  die  Wahlberechtigung  einer  in  der  Wähler- 
liste aufgeführten  Person  Einsprache  erhebt  und  be- 
hauptet, daß  bei  ihr  nach  Ablauf  der  für  Reklamationen 
gegen  die  Wählerliste  im  § 19  eingeräumten  Frist  ein 
Erfordernis  des  Wahlrechtes  weggefallen  sei,  so  wird 
darüber  von  der  Wahlkommission  sogleich  und  ohne 
Zulassung  eines  Rekurses  entschieden. 

26.  Dem  Vorsitzenden  der  Wahlkommission  ob- 
liegt die  Aufrechterhaltung  der  Ruhe  und  Ordnung  im 
Wahllokal.  Während  der  Wahlhandlung  dürfen,  abge- 
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sehen  von  den  durch  die  Leitung  der  Wahlhandlung 
erforderlichen  Erklärungen  des  Vorsitzenden,  keine 
Reden  noch  anderweitige  Diskussionen  abgehalten  wer- 
den. In  dem  betreffenden  Wahlkörper  nicht  stimm- 
berechtigte Anwesende  sind  zu  entfernen. 

Der  Vorsitzende  der  Wahlkommission  hat  für  die  I 
Beobachtung  der  Bestimmungen  dieser  Wahlordnung 
Sorge  zu  tragen ; er  ist  insbesondere  verpflichtet,  dafür  ; 
zu  sorgen,  daß  der  Zugang  zum  Gebäude  des  Wahl- 
lokals und  zum  Wahllokal  selbst  stets  freigehalten  wird  1 
und  daß  sich  die  Abgabe  der  Stimmzettel  stets  un- 
behindert vollziehen  kann. 

Wenn  die  im  Wahllokal  anwesenden  Personen  den 
Fortgang  der  Wahlhandlung  behindern,  so  ist  er  be- 
rechtigt, nach  vorausgegangener  fruchtloser  Ermah- 
nung die  Räumung  des  Wahllokals  zu  verfügen  und 
anzuordnen,  daß  die  Wähler  nur  einzeln  in  das  Wahl- 
lokal eingelassen  werden. 

27.  Vor  Beginn  der  Abstimmung  hat  sich  die 
Wahlkommission  davon  zu  überzeugen,  daß  die  auf 
dem  Tische  desselben  aufgestellte  Wahlurne  vollkom- 
men intakt  und  leer  ist.  Sodann  geben  als  erste  die 
Mitglieder  der  Wahlkommission  ihre  Stimmzettel  ab. 

28.  Sodann  folgt  die  Abstimmung  der  zu  Beginn 
der  Wahlhandlung  im  Wahllokal  anwesenden  Wähler 
und  der  übrigen  Wähler  in  der  Reihenfolge  ihres  Er- 
scheinens im  Wahllokal. 

Jeder  Wahlberechtigte  hat  zunächst  seine  Legiti- 
mationskarte und  seinen  Stimmzettel,  welcher  derart 
zusammengefaltet  sein  soll,  daß  die  auf  ihm  verzeich- 
neten  V amen  verdeckt  sind,  dem  seitens  der  Wahlkom- 
mission hiezu  besonders  bestimmten  Mitgliede  derselben 
zu  übergeben,  welches  den  Stimmzettel  uneröffnet  in 
die  Wahlurne  legt  und  die  Legitimationskarte  dem 
Wähler  zurückstellt. 
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Gleichzeitig  hat  der  Schriftführer  auf  der  Wähler- 
liste sofort  anzumerken,  welche  Wahlberechtigten  ihre 
"Stimmzettel  abgegeben  haben. 

Die  Namen  der  erscheinenden  Wähler  werden  in 
das  von  der  Wahlkommission  zu  führende  Abstim- 
m ungsverzeichnis  eingetragen. 

29.  Nach  Ablauf  der  zur  Abgabe  der  Stimmen 
festgesetzten  Zeit  ist  von  dem  Vorsitzenden  der  Wahl- 
kommission die  Stimmenabgabe  für  geschlossen  zu  er- 
klären. Es  dürfen  jedoch  Wähler,  welche  vor  Ablauf 
der  bestimmten  Schlußstunde  im  Wahllokal  erscheinen 
und  daselbst  beim  Schlüsse  der  Abstimmung  anwesend 
sind,  von  der  Stimmenabgabe  nicht  ausgeschlossen 
werden. 

Nach  Abschluß  der  Stimmenabgabe  ist  das  Wahl- 
lokal, in  dem  nur  die  Mitglieder  der  Wahlkommission 
und  der  Vorsitzende  nebst  dem  Schriftführer  zu  ver- 
bleiben haben,  zu  schließen. 

30.  Vor  der  Stimmzählung  werden  die  Stimm- 
zettel von  dem  V orsitzenden  der  Wahlkommission  in 
der  Wahlurne  untereinander  gemengt,  sodann  heraus- 
igenommen  und  gezählt. 

Hiernach  entfaltet  ein  Mitglied  der  Wahlkommis- 
sion jeden  Stimmzettel  einzeln  und  übergibt  ihn  nach 
genommener  Einsicht  dem  Vorsitzenden,  welcher  den- 
selben laut  abliest  und  zur  Einsichtnahme  an  die  an- 
deren Kommissionsmitglieder  weiterreicht. 

Von  den  zwei  zu  Schriftführern  bestimmten  Mit- 
gliedern der  Wahlkommission  ist  über  die  Personen, 
welche  Stimmen  erhalten  haben,  je  eine  Stimmliste  zu 
führen,  in  welcher  jeder,  der  als  Abgeordneter  eine 
Stimme  erhält,  namentlich  zu  verzeichnen  und  neben 
seinem  Namen  die  Zahl  1,  bei  der  zweiten  auf  ihn  ent- 
fallenden Stimme  die  Zahl  2,  bei  der  dritten  die  Zahl  3 
u.  s.  f.  beizusetzen  ist.  Beide  Stimmlisten  müssen  über- 
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einstimmen  und  sind  von  sämtlichen  Mitgliedern  der 
Kommission  und  dem  Vorsitzenden  zu  unterfertigen. 

31.  Enthält  ein  Stimmzettel  mehr  Kamen,  als  in 
dem  betreffenden  Wahlkörper  zu  wählen  sind,  so  sind 
die  über  diese  Zahl  auf  dem  Stimmzettel  zuletzt  ange- 
setzten Kamen  als  nicht  verzeichnet  zu  betrachten  und 
unberücksichtigt  zu  lassen.  Sind  jedoch  weniger  Kamen 
auf  dem  Stimmzettel  angeführt,  so  verliert  er  deshalb 
seine  Gültigkeit  nicht.  Ist  der  Karne  einer  und  der- 
selben Person  auf  einem  und  demselben  Stimmzettel 
mehrmals  verzeichnet,  so  wird  er  bei  der  Zählung  der 
Stimmen  nur  einmal  gerechnet. 

32.  Bei  Feststellung  des  Wahlergebnisses  kommen 
ungültige  Stimmzettel  nicht  in  Betracht.  Als  gültig 
sind  nur  jene  amtlichen  Stimmzettel  zu  betrachten, 
welche  dem  Wahlberechtigten  seinerzeit  zugestellt 
wurden  (§  20).  Alle  anderen  Stimmzettel,  ferner 
solche,  welche  keinen  oder  keinen  lesbaren  Kamen  ent- 
halten oder  aus  welchen  die  Person  des  Gewählten  nicht 
unzweifelhaft  zu  erkennen  ist  oder  endlich  welche  einen 
Protest  oder  Vorbehalt  enthalten,  sind  als  ungültig  zu 
betrachten. 

Die  Entscheidung  hierüber  steht  der  Wahlkommis- 
sion zu  und  ist  im  Wahlprotokolle  zu  erwähnen. 

33.  Das  Ergebnis  der  Stimmzählung  ist  von  dem 
Vorsitzenden  der  Wahlkommission  nach  Wiedereröff- 
nung des  Wahllokals  mit  dem  Beifügen  zu  verlautbaren, 
daß  das  endgültige  Resultat  der  Wahl  noch  von  dem 
Skrutinium  der  Hauptwahlkommission  abhängig  ist. 

34.  Kach  vollendeter  Wahlhandlung  wird  das 
darüber  geführte  Protokoll  geschlossen,  samt  dem  Ab- 
stimmungsverzeichnisse und  den  Stimmlisten  von  den 
Mitgliedern  der  Wahlkommission,  dem  Vorsitzenden 
und  den  Schriftführern  unterschrieben,  gemeinschaft- 
lich unter  Anschluß  der  Wählerliste  und  der  gültigen 
wie  auch  der  für  ungültig  erkannten  Stimmzettel, 
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welche  getrennt  zu  verwahren  sind,  versiegelt,  mit  einer 
den  Inhalt  bezeichnenden  Aufschrift  versehen  und  dem 
Vorsitzenden  übergeben.  Der  Vorsitzende  hat  sofort 
durch  sein  zuständiges  Bezirksamt  den  Wahlakt  bei  den 
Wahlen  in  der  I.  Kurie  der  Landesregierung,  bei  den 
Wahlen  in  der  II.  Kurie  an  jenes  Bezirksamt  (Be- 
gier ungskommissär  für  Sarajevo)  zu  übersenden,  in 
dessen  Bereich  sich  der  Sitz  der  Hauptwahlkommission 
befindet.  Der  Vorsitzende  jener  Wahlkommission, 
welche  in  der  II.  Kurie  gleichzeitig  als  Hauptwahlkoni- 
mission für  den  ganzen  Wahlbezirk  zu  fungieren  hat, 
hinterlegt  die  ihm  übergebenen  Wahlakten  seiner  Wahl- 
kommission beim  Bezirksamte  bis  zum  Zusammentritte 
der  Hauptwahlkommission. 

35.  Behufs  Vornahme  des  Gesamtskrutiniums  für 
die  zwei  Wählerklassen  der  I.  Kurie  wird  bei  der  Lan- 
desregierung eine  besondere  Hauptwahlkommission  ge- 
bildet, welche  aus  sechs  Gemeinderäten  der  Landes- 
hauptstadt besteht,  von  denen  drei  von  der  Landesregie- 
rung bestellt  und  drei  vom  Gemeinderate  gewählt  wer- 
den. Zum  Vorsitzenden  dieser  Kommission  bestellt  die 
Landesregierung  einen  höheren  Konzeptsbeamten,  wel- 
chem sie  zwei  Manipulationsbeamte  als  Schriftführer 
beigibt.  ' 

Im  Falle  des  Ausbleibens  der  einberuf enen  Kom- 
missionsmitglieder hat  der  Vorsitzende  das  Becht,  nach 
seinem  Ermessen  Ersatzmänner  in  die  Kommission 
einzuberufen. 

Sollte  aber  die  Konstituierung  der  Wahlkommis- 
sion trotzdem  nicht  möglich  sein,  so  werden  die  Funk- 
tionen derselben  von  dem  Vorsitzenden  allein,  respektive 
wenn  ein  Teil  der  Kommissionsmitglieder  erschienen 
ist,  gemeinsam  mit  diesen  ausgeübt. 

36.  Kach  Konstituierung  der  Hauptwahlkommis- 
sion bei  der  Landesregierung  sind  die  aus  den  einzelnen 
Bezirken  eingelaufenen  Wahlakten  zu  eröffnen  und  hat 
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die  II aup  twahlkommi  ssi  on  die  von  den  einzelnen  Wahl-  i 
kommissionen  festgestellten  Ergebnisse  der  Wahlhand-  i 
lungen  zusammenzustellen,  ohne  sich  in  eine  Über-  • 
prüfung  der  Amtshandlungen  dieser  letzteren  Kommis-  ! 
sionen  einzulassen.  Als  gewählt  sind  jene  Personen  zu  | 
betrachten,  welche  innerhalb  der  für  den  b3treffenden 
Wahlbezirk  bestimmten  Zahl  von  Mandaten  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben.  Erscheint  infolge  gleicher  j 
Stimmenanzahl,  welche  mehrere  Personen  erhalten 
haben,  zweifelhaft,  welcher  von  den  Betreffenden  ge-  | 
wählt  wurde,  so  entscheidet  das  Los.  Das  Los  ist  von  < 
einem  Mitglied«  der  Wahlkommission,  welches  der  Vor- 
sitzende hiezu  bestimmt,  zu  ziehen. 

Nach  Ermittlung  des  Gesamtergebnisses  der  Wahl 
hat  die  Hauptwahlkommission  jedem  gewählten  Ab- 
geordneten ein  vom  Vorsitzenden  zu  fertigendes  Wahl- 
zertifikat auszustellen.  Sodann  wird  das  über  die  Wahl- 
handlung geführte  Protokoll  geschlossen,  von  den 
K omm iss ions m i tgl ied e r n , dem  Vorsitzenden  und  den 
Schriftführern  unterschrieben  und  samt  allen  Wahl- 
akten versiegelt  dem  Vorsitzenden  zur  Hinterlegung  im 
Archiv  der  Landesregierung  übergeben. 

Der  Vorsitzende  der  Hauptwahlkommission  hat  das 
Ergebnis  der  Wahl  nach  Beendigung  der  Wahlhand- 
lung sofort  zu  verlautbaren  und  die  Zustellung  der 
AVahlzertifikate  zu  veranlassen. 

37.  Behufs  Vornahme  des  Gesamtskrutiniums  für 
die  einzelnen  Wahlbezirke  der  II.  Kurie  wird  in  jedem 
Wahlbezirke  eine  Hauptwahlkommission  bestellt. 

Hauptwahlkommission  ist  in  jenen  Wahlbezirken, 
welche  aus  sämtlichen  Städten  eines  Kreisbereiches  be- 
stehen, die  Wahlkommission  der  Kreisstadt,  in  den  an- 
deren Wahlbezirken  die  Wahlkommission  jenes  Bezirks- 
ortes, welcher  im  tabellarischen  Anhänge  dieser  Wahl- 
ordnung als  erste  Stadt  des  betreffenden  Wahlbezirkes 
genannt  ist.  Dort,  wo  zwei  Kreisbereiche  einen  Wahl- 
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>ezirk  bilden,  fungiert  die  Wahlkommission  der  Kreis- 
itadt  jenes  Kreisbe reiches,  welcher  im  tabellarischen 
Anhänge  dieser  Wahlordnung  bei  dem  betreffenden 
Wahlbezirke  zuerst  genannt  ist,  als  Hauptwahlkom- 
nission. 

Wo  die  Stadt  Sarajevo  ein  Wahlbezirk  für  sich  ist, 
mtfällt  die  Bestellung  einer  Hauptwahlkommission  und 
gelten  die  Beststellungen  der  betreffenden  Wahlkom- 
nission  als  endgültiges  Wahlresultat  des  betreffenden 
3arajevoer  Wahlbezirkes.  Bezüglich  Feststellung  des 
Wahlresultates  und  des  nach  vollendeter  Wahlhandlung 
i;u  beobachtenden  Verfahrens  gelten  für  diese  Wahl- 
fommissionen  die  Bestimmungen  des  § 38  in  analoger 
Weise. 

Für  den  israelitischen  Wahlbezirk  gilt  die  Wahl- 
Kommission  der  Stadt  Sarajevo  als  Hauptwahlkommis- 
ion,  welche  behufs  Feststellung  des  Wahlresultates  und 
Bezüglich  des  nach  vollendeter  Wahlhandlung  zu  be- 
obachtenden Verfahrens  sich  analog  den  Bestimmungen 
les  § 38  zu  benehmen  hat. 

38.  Sobald  die  Wahlakten  von  allen  Wahlkommis- 
iionen  des  Wahlbezirkes  beim  Bezirksamte  am  Sitze  der 
lauptwahlkommission  (Regierungskommissär  für  die 
itadt  Sarajevo)  eingelangt  sind,  beruft  das  Bezirksamt 
' der  Regierungskommissär  für  die  Stadt  Sarajevo)  die 
okale  Wahlkommission  ein,  welche  nunmehr  als  Haupt- 
vah  Kommission  für  den  ganzen  Wahlbezirk  zu  fun- 
dieren hat.  Im  Falle  des  Ausbleibens  der  einberuf enen 
iommissionsmitglieder  hat  der  Vorsitzende  das  Recht, 
nach  seinem  Ermessen  Ersatzmänner  in  die  Kommission 
inzuberufen.  Sollte  aber  die  Konstitutierung  der 
Hauptwahlkommission  trotzdem  nicht  möglich  sein,  so 
verden  die  Funktionen  derselben  von  dem  Vorsitzenden 
Ilein,  respektive,  wenn  ein  Teil  der  Kommissionsmit- 
;lieder  erschienen  ist,  gemeinsam  mit  diesen  ausgeübt. 
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Nach  Konstituierung  der  • Hauptwahlkommission 
sind  die  von  den  Wahlkommissionen  eingelaufenen  so- 
wie die  eigenen  Wahlakten  zu  eröffnen,  und  hat  die 
Hauptwahlkommission  die  von  den  einzelnen  Wahl- 
kommissionen festgestellten  Ergebnisse  der  Wahlhand- 
lung zusammenzustellen,  ohne  sich  in  eine  Über- 1 
prüfung  der  Amtshandlungen  dieser  letzteren  Kommis- 
sionen  einzulassen. 

Als  gewählt  ist  jene  Person  zu  betrachten,  welche, 
mehr  als  die  Hälfte  aller  abgegebenen  gültigen  Stim- 
men erhalten  hat. 

Kommt  bei  dem  Abstimmungsakte  keine  solche! 
Stimmenmehrheit  zustande,  so  hat  der  Vorsitzende  der: 
Hauptwahlkommission  die  Wähler  behufs  Vornahme 
der  engeren  Wahl  für  einen  innerhalb  zehn  Tagen  ge- 
legenen Termin  unverweilt  einzuberufen. 

Nach  Ermittlung  des  Gesamtergebnisses  der  Wahl 
hat  die  Hauptwahlkommission  jedem  gewählten  Abge- 
ordneten ein  vom  Vorsitzenden  zu  fertigendes  Wahl- 
zertifikat auszustellen.  Sodann  wird  das  über  die  Wahl- 
handlung geführte  Protokoll  geschlossen,  von  den 
Kommissionsmitgliedern,  dem  Vorsitzenden  und  den 
Schriftführern  unterschrieben  und  samt  allen  Wahl- 
akten versiegelt  dem  Vorsitzenden  zur  Einsendung  an 
die  Landesregierung  behufs.  Hinterlegung  im  Archive 
derseben  übergeben. 

Der  Vorsitzende  der  Hauptwahlkommission  hat 
das  Ergebnis  der  Wahl  nach  Beendigung  der  Wahlhand- 
lung sofort  zu  verlautbaren  und  die  Zustellung  der 
Wahlzertifikate  zu  veranlassen. 

39.  Bei  der  engeren  Wahl  haben  sich  die  Wähler 
auf  jene  zwei  Personen  zu  beschränken,  die  bei  der 
ersten  Wahl  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los  (§  36), 
wer  in  die  engere  Wahl  zu  bringen  sei. 
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Jede  Stimme,  welche  hei  der  engeren  Wahl  nicht 
für  eine  der  beiden  in  die  engere  Wahl  kommenden 
Personen  abgegeben  wird,  ist  als  ungültig  zu  betrachten. 
Sind  bei  der  engeren  Wahl  alle  abgegebenen  gültigen 
Stimmen  zwischen  den  in  die  Wahl  gebrachten  Personen 
gleich  geteilt,  so  daß  jede  von  ihnen  die  Hälfte  aller 
Stimmen  für  sich  hat,  so  entscheidet  das  von  einem  Mit- 
?liede  der  Kommission  zu  ziehende  Los,  wer  von  ihnen 
ils  gewählt  anzusehen  ist. 

Wahlberechtigte  sind  deshalb,  weil  sie  bei  dem 
früheren  Wahlgange  ihr  Stimmrecht  nicht  ausgeübt 
laben,  von  der  Ausübung  dieses  Rechtes  bei  der  engeren 
Wahl  nicht  ausgeschlossen. 

Bei  der  Vornahme  der  engeren  Wahl  haben  im 
ibrigen  die  für  die  Hauptwahl  normierten  Bestimmun- 
gen sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

B.  Wahl  in  der  III.  Kurie. 

40.  Die  Leitung  der  Wahlhandlung  jedes  Wahl- 
mrpers  der  III.  Kurie  wird  je  einer  Wahlkommission 
dbertragen. 

Kür  jeden  Wahlort  der  III.  Kurie  wird  eine  Wahl- 
Mmmission  bestellt,  welche  aus  einem  vom  Bezirks- 
imte  zu  bestellenden  Beamten  oder  Gemeindefunk- 
ionär  als  Vorsitzenden  und  aus.  vier  der  betreffenden 
Konfession  angehörigen  Dorfältesten  des  Wahlortes  zu 
*>estehen  hat.  Falls  die  betreffende  Konfession  keine 
Hinreichende  Anzahl  von  Vertretern  im  Rate  der  Dorf- 
Itesten  des  Wahlortes  aufzuweisen  hat,  bestimmt  das 
Bezirksamt  die  fehlenden  Mitglieder  der  Wahlkommis- 
ion aus  der  Mitte  der  Wahlberechtigten  dieser  Kon- 
ession.  Das  Bezirksamt  bestimmt  gleichsfalls.  die  als 
Schriftführer  fungierenden  Personen. 

Im  Falle  des  Ausbleibens  der  einberufenen  Kom- 
aissionsmitglieder  hat  der  Vorsitzende  das  Recht,  nach 

Geller,  Bosnisch-hercegovinische  Verfassungsgeseize.  5 
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seinem  Ermessen  Ersatzmänner  in  die  Kommission 
einzuberufen. 

Sollte  aber  die  Konstituierung  der  Wahlkommis- 
sion trotzdem  nicht  möglich  sein,  so  werden  die  Funk- 
tionen derselben  von  dem  Vorsitzenden  allein,  respek- 
tive, wenn  ein  Teil  der  Kommissionsmitglieder  er- 
schienen ist,  gemeinsam  mit  diesen  ausgeübt. 

41.  Die  Wahlhandlung  wird  damit  eröffnet,  daß 
der  Vorsitzende  die  Protokollführer  und  die  Mitglieder 
mittels  Handschlages  an  Eides  Statt  verpflichtet;  er 
weist  auf  die  für  die  Wahl  maßgebenden  Bestimmun- 
gen hin,  von  denen  ein  Abdruck  im  Wahllokal  aufzu- 
legen ist. 

Während  der  Wahlhandlungen  dürfen,  abgesehen 
von  den  durch  die  Leitung  der  Wahlhandlung  erforder- 
lichen Erklärungen  des  Vorsitzenden,  weder  Diskus- 
sionen noch  anderweitige  Verhandlungen  stattfinden, 
noch  Ansprachen  gehalten  werden. 

42.  Die  Abstimmung  beginnt  damit,  daß  die  Mit- 
glieder der  Wahlkommission  ihre  Stimmen  abgeben. 
Sodann  läßt  der  Vorsitzende  die  Kamen  der  Wähler 
in  derselben  Folge  auf  rufen,  wie  sie  in  der  Wähler- 
liste verzeichnet  sind  (§  18). 

Jeder  Aufgerufene  tritt  an  den  vor  dem  Vor- 
sitzenden aufgestellten  Tisch,  überreicht  der  Wahlkom- 
mission seine  Legitimationskarte  und  nennt  unter  ge- 
nauer Bezeichnung  den  Kamen  jener  Person,  welcher 
er  seine  Stimme  geben  will. 

43.  Der  eine  der  Protokollführer  trägt  den  ge- 
nannten Kamen  sofort  in  Gegenwart  des  Wählers  in  die 
Wählerliste  neben  dem  Kamen  des  Wählers,  ein;  zum 
Zwecke  der  Kontrolle  hat  der  zweite  Protokollführer 
eine  Gegenliste  (Stimmliste)  zu  führen,  in  welcher 
jeder,  der  eine  Stimme  erhält,  namentlich  zu  verzeich- 
nen und  neben  seinem  Kamen  die  Zahl  1,  bei  der  zweiten 
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luf  ihn  entfallenden  Stimme  die  Zahl  2,  bei  der  dritten 
lie  Zahl  3 n.  s.  f.  beizusetzen  ist  (§  30). 

Nennt  ein  Wähler  mehr  als  einen  Namen,  so  ist 
iur  der  erstgenannte  Name  aufzunehmen. 

44.  Nach  zweimaliger  Aufrufung  aller  Wähler 
ler  betreffenden  Wählergruppe  wird  eine  Frist  von 
;wei  Stunden  bestimmt,  während  welcher  die  nachträg- 
ich  erscheinenden  Wähler,  die  ihre  Stimme  noch  nicht 
libgegeben  haben,  in  der  Reihe  ihrer  Meldung  zur  Ab- 
timmung  zugelassen  werden.  Nach  Ablauf  dieser  Frist 
vird  die  Wahl  für  geschlossen  erklärt,  es  darf  demnach 
liemand  mehr  zur  Wahl  zugelassen  werden  und  ist  das 
Wahllokal  zu  räumen. 

45.  Sofort  nach  Beendigung  der  Wahl  hat  die 
Wahlkommission  die  mit  den  Eintragungen  versehene 
Wählerliste  zu  schließen  und  die  Übereinstimmung  der 
Wählerliste  mit  der  Gegenliste  (Stimmliste)  festzu- 
'itellen. 

Sodann  wird  zur  Stimmzählung  geschritten. 

Das  Ergebnis  der  Stimmzählung  ist  von  dem  Vor- 
sitzenden der  Wahlkommission  nach  Vollendung  der 
Wahlhandlung  mit  dem  Beifügen  ortsüblich  zu  ver- 
a\utbaren,  daß  das  endgültige  Resultat  der  Wahl  noch 
ron  dem  Skrutinium  der  Hauptwahlkommission  ab- 
hängig ist. 

46.  Nach  vollendeter  Wahlhandlung  wird  das  dar- 
über geführte  Protokoll  geschlossen,  samt  der  Wähler- 
iste und  der  Gegenliste  (Stimmliste)  von  den  Mit- 
gliedern der  Kommission,  dem  Vorsitzenden  und  den 
Schriftführern  unterschrieben,  gemeinschaftlich  ver- 
degelt, mit  einer  den  Inhalt  bezeichnenden  Aufschrift 
versehen  und  dem  Vorsitzenden  übergeben. 

Der  Vorsitzende  hat  den  Wahlakt  sofort  durch  sein 
Bezirksamt  an  jenes  Bezirksamt  zu  übersenden,  in 
lessen  Bereich  sich  der  Sitz  der  Hauptwahlkommission 
oefindet. 
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[Der  Vorsitzende  jener  Wahlkommission,  welche 
gleichzeitig  als  Hauptwahlkommission  für  den  ganzen 
Wahlbezirk  zu  fungieren  hat,  hinterlegt  die  ihm  über- 
gebenen Wahlakten  seiner  Wahlkommission  heim  Be- 
zirksamte bis  zum  Zusammentritte  der  Hauptwahlkom- 
mission. 

47.  Behufs  Vornahme  des  Gesaintskrutiniums  für 
die  einzelnen  Wahlbezirke  der  III.  Kurie  wird  in  jedem 
Wahlbezirke  eine  Hauptwahlkommission  bestellt. 

Hauptwahlkommission  eines  Wahlbezirkes  der 
III.  Kurie  ist  in  Wahlbezirken,  welche  sich  auf  den 
Bereich  nur  eines  politischen  Bezirkes  erstrecken,  die 
Wahlkommission,  welche  im  Bezirksorte  für  die  nächste 
Umgebung  fungiert,  in  Wahlbezirken  aber,  welche  aus 
mehreren  politischen  Bezirken  bestehen,  die  Wahlkom- 
mission, welche  in  jenem  Bezirksorte  für  seine  nächste 
Umgebung  fungiert,  der  in  dem  tabellarischen  Anhänge 
dieser  Wahlordnung  bei  dem  betreffenden  Wahlbezirke 
als  erster  genannt  ist. 

48.  Sobald  die  Wahlakten  von  allen  Wahlkommis- 
sionen des  Wahlbezirkes  beim  Bezirksamte  am  Sitze  der 
Hauptwahlkommission  eingelangt  sind,  beruft  das  Be- 
zirksamt die  lokale  Wahlkommission  ein,  welche  nun- 
mehr als  Hauptwahlkommission  für  den  ganzen  Wahl- 
bezirk zu  fungieren  hat. 

Hach  Konstituierung  der  Hauptwahlkommission 
hat  dasselbe  Verfahren  Platz  zu  greifen,  wie  es  im  § 88 
dieser  Wahlordnung  für  die  Ermittlung  des  Gesamt- 
ergebnisses der  Wahl,  für  die  Hinterlegung  der  Wahl- 
akten, für  die  Ausstellung  der  Wahlzertifikate  u.  s.  w. 
der  II.  Kurie  vorgeschrieben  ist. 

Desgleichen  haben  für  die  Vornahme  einer  etwaigen 
engeren  Wahl  die  in  den  §§  38  und  39  enthaltenen  Be- 
stimmungen Anwendung  zu  finden. 


V.  Schlußbestimmungen 
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V.  Schlußbestimmungen. 

49.  Das  von  einer  Wahlkommission  ansgestellte 
W ahlzertifikat  berechtigt  den  gewählten  Abgeordneten 
mm  Eintritte  in  den  Landtag;  er  hat  darin  Sitz  nnd 
Stimme,  insolange  der  Landtag  seihe  Wahl  nicht  für 
mgültig  erklärt  hat. 

50.  Nach  der  Konstituierung  des  Landtages  hat 
lie  Landesregierung  sämtliche  Wahlakten  aller  drei 
Kurien  an  den  Landtag  zu  leiten,  dem  die  Prüfung  der- 
selben und  die  Entscheidung  über  vorgebrachte  Ein- 
wände gegen  die  Gültigkeit  der  Wahl  eines  Abgeord- 
neten zusteht. 

51.  Wahlanfechtungen  sind  vom  Zeitpunkte  des 
Abschlusses  der  Wahlhandlung  bis  längstens  drei  Tage 
nach  Eröffnung  des  Landtages,  bei  Ergänzungswahlen 
während  einer  Landtagsperiode  binnen  14  Tagen  nach 
der  Wahl  beim  Präsidium  des  Landtages  zu  über- 
reichen, widrigenfalls  dieselben  nicht  mehr  berück- 
sichtigt werden. 

Gleichzeitig  mit  der  Überreichung  der  Beschwerde 
oeim  Landtagspräsidium  ist  auch  der  Nachweis  zu  er- 
bringen, daß  zur  Deckung  der  mit  den  Erhebungen  über 
Hie  Gültigkeit  der  Wahl  etwa  verbundenen  Kosten  vom 
Beschwerdeführer  bei  der  Landeskasse  in  Sarajevo 
oder  bei  einem  Steueramte  des  Landes  der  Betrag  von 
300  Kronen  als  Kaution  erlegt  worden  ist. 

Diese  Kaution  wird  dem  Erleger  ganz  zurück- 
gestellt,  wenn  die  Erhebungen  die  Ungültigkeit  der 
Wahl  ergeben  haben.  Bei  Zurückweisung  der  Be- 
schwerde wird  die  Kaution  nur  nach  Abzug  der  durch 
lie  Erhebungen  verursachten  Kosten  zurückgestellt.  Ein 
300  Kronen  etwa  übersteigender  Betrag  der  Kosten 
der  Erhebungen  ist  nur  in  dem  Falle  erfolgloser  An- 
fechtung von  Wahlen  in  der  I.  und  II.  Kurie  zu  er- 
setzen und,  nachdem  er  durch  die  Landesregierung  fest- 
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gestellt  worden  ist,  von  allen  Anfechtung«  Werbern  zuj 
gleichen  Teilen  im  administrativen  Wege  einzubringen. 

Über  alle  Wahlanfechtungen  entscheidet  der 
Landtag. 

Berechtigt  zur  Anfechtung  der  Wahl  eines  Abge- 
ordneten sind  die  Wähler  des  betreffenden  Wahlbezirkes' 
und  alle  jene  Personen,  welche  bei  der  gegenständlichen 
Wahl  Stimmen  erhalten  haben. 

Sollten  für  die  Entscheidung  über  Wahlanfech- 
tungen Erhebungen  notwendig  sein,  so  hat  das  Land- 
tagspräsidium die  Landesregierung  um  die  Veranlas- 
sung dieser  Erhebungen  zu  ersuchen. 

52.  W enn  eine  Person  in  zwei  oder  mehreren  1 
Wahlbezirken  als  Abgeordneter  gewählt  wird,  so  hat 
der  Gewählte  längstens  acht  Tage  nach  Verifizierung 
seiner  Wahl  im  Landtage  zu  erklären,  welche  Wahl  er 
annimmt.  Erfolgt  eine  solche  Erklärung  in  dieser  Frist 
nicht,  so  ist  vom  Landtagspräsidium  durch  in  öffent-; 
licher  Sitzung  vorgenommene  Auslosung  zu  entschei-i 
den,  für  welchen  Wahlbezirk  die  Wahl  zu  gelten  hat. 
Tn  dem  frei  werdenden  Wahlbezirke  ist  eine  Veuwalil 
auszuschreiben. 


Tabellarischer  Anhang  zur  Wahlordnung 

Wahlbezirkseinteilung. 


3 I.  Wahlbezirke  der  ersten  Kurie 

1.  Wählerklasse: 

1.  Islamitisch:  das  ganze  Land 

2.  Wählerklasse: 

2.  a)  Islamitisch : das  ganze  Land  .... 

3.  b)  Katholisch  : das  ganze  Land 

4.  c)  »Serbisch-orthodox : das  ganze  Land  . . 


Bezeichnung  des  Wahlbezirkes. 
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Bezeichnung  des  Wahlbezirkes.  . 


II.  Wahlbezirke  der  zweiten  Kurie: 


a)  Islamitisch: 

] . Landeshauptstadt  Sarajevo  1 

2.  Sämtliche  Bezirksstädte  und  die  Städte  Gorazda, 

Vares-  und  Kresevo  des  Kreises  Sarajevo  ....  1 

3.  Sämtliche  Bezirksstädte  des  Kreises  Mostar  ...  1 

4.  Sämtliche  Bezirksstädte  und  die  Städte  Kulen- 

Vakuf  und  Stari  Majdan  des  Kreises  Bihac  ...  1 

5.  Sämtliche  Bezirksstädte  und  die  Städte  G.  Vakuf 

und  D.  Vakuf  des  Kreises  Travnik 1 

6.  Die  Städte  Dolnja  Tuzla,  Zvornik,  Vlasenica, 

Srebrenica,  Maglaj  und  Kladanj  des  Kreises 
Dolnja  Tuzla 1 


7.  Die  Städte  Bjelina,  Brcka,  Orasje,  Gradacac,  Samac, 

Modri'c  und  Gracanica  des  Kreises  Dolnja  Tuzla  1 

8.  Die  Städte  Banjaluka,  Bosnisch-Kostajnica,  Bos- 

nisch-Novi,  Bosnisch-Dubica  und  Prijedor  des 


Kreises  Banjaluka  . 1 

9.  Die  Städte  Dervent,  Bosnisch-Brod,  Prnjavor,  Bos- 
nisch-Gradiska,  Tesanj,  Doboj  und  Kotor-Varos 
des  Kreises  Banjaluka 1 


b)  Katholisch: 

10.  Landeshauptstadt  Sarajevo,  sämtliche  Bezirksstädte 


und  die  Städte  Gorazda,  Vares  und  Kresevo  des 
Kreises  Sarajevo 1 

11.  Sämtliche  Bezirksstädte  und  die  Städte  G.  Vakuf 

und  D.  Vakuf  des  Kreises  Travnik 1 

12.  Sämtliche  Bezirksstädte  des  Kreises  Mostar  ...  1 

13.  Sämtliche  Bezirksstädte  und  die  Städte  Bosnisch- 

Samac,  Modric  und  Orasje  des  Kreises  Dolnja 
Tuzla ' . 1 

14.  Sämtliche  Bezirksstädte  der  Kreise  Banjaluka  und 

Bihac  und  die  Städte  Doboj,  Bosnisch-Brod, 
Kostajnica,  Kulen-Vakuf  und  Stari  Majdan  . . 1 


c)  Serbisch-orthodox: 

15.  Landeshauptstadt  Sarajevo,  sämtliche  Bezirksstädte 
und  die  Städte  Gorazda,  Vares  und  Kresevo  des 


Kreises  Sarajevo 1 

16.  Sämtliche  Bezirksstädte  des  Kreises  Mostar  ...  1 


Anzahl  der 
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Bezeichnung  des  Wahlbezirkes. 

17.  Sämtliche  Bezirksstädte  und  die  Städte  Bosniscli- 

Samac,  Modric  und  Orasie  des  Kreises  Dolnia 
Tuzla 1 

18.  Sämtliche  Bezirksstädte  der  Kreise  Banjaluka  und 

Bihac  und  die  Städte  Bosnisch-Brod,  Kostajnica, 
Doboj,  Kulen-Vakuf  und  Stari  Majdan  ....  1 

19.  Sämtliche  Bezirksstädte  und  die  Städte  G-.  Vakuf 

des  Kreises  Travnik 1 

d)  Israelitisch: 

20.  Sämtliche  Städte  des  ganzen  Landes 1 

III.  Wahlbezirke  der  dritten  Kurie: 

a)  Islamitisch: 

1.  Der  Bezirk  Bihac  und  sämtliche  übrigen  Bezirke 

des  Kreises  Bihac 1 

2.  Der  Landbezirk  Banjaluka  und  sämtliche  übrigen 

Bezirke  des  Kreises  Banjaluka 1 

3.  Der  Landbezirk  Mostar  und  sämtliche  übrigen  Be- 

zirke des  Kreises  Mostar 1 

4.  Der  Bezirk  Travnik  und  sämtliche  übrigen  Bezirke 

des  Kreises  Travnik 1 

5.  Die  Bezirke  Dolnja  Tuzla  - Land,  Kladanj  und 

Maglaj  des  Kreises  Dolnja  Tuzla 1 

6.  Die  Bezirke  Brcka,  Bjelina,  Gradacac  und  Graca- 

nica  des  Kreises  Dolnja  Tuzla 1 

7.  Die  Bezirke  Zvornik,  Vlasenica  und  Srebrenica  des 

Kreises  Dolnja  Tuzla 1 

8.  Die  Bezirke  Sarajevo  - Land,  Fojnica,  Bogatica  und 

Visoko  des  Kreises  Sarajevo 1 

9.  Die  Bezirke  Cajnica,  Foca  und  Visegrad  des 

Kreises  Sarajevo 1 

b)  Katholisch: 

10.  Der  Landbezirk  Sarajevo  und  sämtliche  übrigen 

Bezirke  des  Kreises  Sarajevo  . . r 1 

11.  Die  Bezirke  Mostar  - Land,  Konjica,  Nevesinje, 

Gacko,  Bilek,  Trebinje  und  Ljubinje  des  Kreises 
Mostar 1 

12.  Die  Bezirke  Ljubuski  und  Stolac  des  Kreises  Mostar  1 


Anzahl  der 
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Bezeichnung  des  Wahlbezirkes 


13.  Der  Landbezirk  Banjaluka  und  sämtliche  übrigen 

Bezirke  der  Kreise  Banjaluka  und  Bihac  . . . 

14.  Der  Landbezirk  Dolnja  Tuzla  und  sämtliche  übrigen 

Bezirke  des  Kreises  Dolnja  Tuzla 

15.  Die  Bezirke  Travnik,  Zepce,  Zenica,  Bugojno  und 

Prozor  des  Kreises  Travnik 

16.  Die  Bezirke  Livno,  Zupanjac,  Glamoc,  Varcar-Vakuf 

und  Jajce  des  Kreises  Travnik 


1 

1 

1 

1 


c)  Serbisch-orthodox: 

17.  Die  Bezirke  Bihac  und  Petrovac  des  Kreises  Bihac  1 

18.  Die  Bezirke  Sanskimost  und  Kljuc  des  Kreises  Bihac  1 

19.  Die  Bezirke  Krupa  und  Cazin  des  Kreises  Bihac  . 1 

20.  Die  Bezirke  Sarajevo-Land,  Visoko  und  Fojnica 

des  Kreises  Sarajevo  1 

21.  Die  Bezirke  Cajnica,  Foca,  Rogatica  und  Visegrad 

des  Kreises  Sarajevo  1 

22.  Die  Bezirke  Mostar,  Stolac,  Ljubuski,  Ljubinje, 

Trebinje  und  Konjica  des  Kreises  Mostar  ...  1 

23.  Die  Bezirke  Nevesinje,  Gacko  und  Bilek  des 

Kreises  Mostar 1 

24.  Die  Bezirke  Travnik,  Zenica,  2epce,  Bugojno,  Jajce 

und  Prozor  des  Kreises  Travnik 1 

25.  Die  Bezirke  Livno,  2upanjac,  Glamoc  und  Varcar- 

Vakuf  des  Kreises  Travnik  1 

26.  Landbezirk  Banjaluka 1 

27.  Die  Bezirke  Bosnisch-Gradiska  und  Bosnisch-Dubica 

des  Kreises  Banjaluka 1 

28.  Die  Bezirke  Prijedor  und  Bosnisch-Novi  des  Kreises 

Banjaluka 1 

29.  Die  Bezirke  Dervent  und  Prnjavor  des  Kreises 

Banjaluka 1 

30.  Die  Bezirke  Tesanj  und  Kotor-Varos  des  Kreises 

Banjaluka 1 

31.  Die  Bezirke  Dolnja  Tuzla,  Kladanj,  Gracanica  und 

Maglaj  des  Kreises  Dolnja  Tuzla 1 

32.  Die  Bezirke  Zvornik,  Srebrenica  und  Vlasenica  des 

Kreises  Dolnja  Tuzla 1 

33.  Die  Bezirke  Brcka  und  Gradacac  des  Kreises 

Dolnja  Tuzla 1 

34.  Der  Bezirk  Bjelina  des  Kreises  Dolnja  Tuzla  ...  1 
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(11)  Geschäftsordnung  für  den 
Landtag. 

1.  Einberufung  und  Schließung  des  Landtages. 

§ 1.  Der  Landtag  wird  von  Seiner  kaiserlichen  nnd 
königlich  Apostolischen  Majestät  einberufen. 

Im  Allerhöchsten  Aufträge  Seiner  Majestät  wird  der 
Landtag  vertagt  oder  geschlossen  (§  40  des  Landesstatuts). 

II.  Konstituierung  und  Leitung  des  Landtages. 

2.  Die  Formel  der  nach  § 27  des  Landesstatuts  von 
dem  Präsidenten,  den  Vizepräsidenten  und  allen  übri- 
gen Mitgliedern  des  Landtages  zu  leistenden  Angelo- 
bung ist  die  folgende: 

„Sie  werden  bei  Ihrer  Ehre  und  Treue  geloben, 
Seiner  kaiserlichen  und  königlich  Apostolischen  Maje- 
stät, unserem  allergnädigsten  Herrn,  unverbrüchlich 
treu  und  gehorsam  zu  sein,  alle  für  Bosnien  und  die 
Hercegovina  erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen  un- 
verbrüchlich zu  halten  und  die  Ihnen  in  Ihrer  Eigen- 
schaft als 

[ Präsident  des  bosnisch-hercegovinischen  Landtages, 
{ Vizepräsident  des  bosnisch-hercegovinischen  Land- 
| tages,  bosnisch-hercegovini scher  Landtagsabgeordneter 
obliegenden  Pflichten  treu  und  gewissenhaft  zu  er- 
füllen. “ 

Der  Landtagspräsident  und  die  beiden  Vizepräsi- 
denten leisten  dieses  Gelöbnis  vor  "Übernahme  ihres 
Amtes  in  die  Hände  des  Landeschefs,  die  anderen  Mit- 
glieder des  Landtages  beim  Eintritt  in  denselben  in  die 
Hände  des  Landtagspräsidenten. 

Bei  der  Vornahme  der  Angelobung  hat  der  Land- 
tagspräsident die  Angelobungsformel  vorzulesen,  worauf 
die  Mitglieder  des  Landtages  unter  Namensaufruf  einzeln 
die  Angelobung  mit  den  Worten  leisten:  „Ich  gelobe“. 


I.  Einberufung  und  Schließung.  II.  Konstituierung  und  Leitung. 
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3.  Im  Landtage  haben  unbeschadet  der  Entschei- 
dung iibe'r  die  Gültigkeit  der  Wahlen  alle  Abgeordneten, 
die  ihr  Wahlzertifikat  dem  Landtagspräsidenten  über- 
gehen haben,  Sitz  und  Stimme. 

4.  Der  Landtagspräsident  veranlaßt  die  formelle 
Überprüfung  der  ihm  übergebenen  Wahlzertifikate 
durch  die  Landtagskanzlei.  Ergeben  sich  bezüglich  der 
formellen  Richtigkeit  eines  Wahlzertifikates  Bedenken 
oder  liegen  Wahlanfechtungen  gegen  eine  Wahl  vor,  so 
übergibt  der  Landtagspräsident  die  Wahlakten  dem 
Verifikationsausscliusse,  der  im  Gegenstände  an  den 
Landtag  antragstellend  zu  berichten  hat. 

Die  endgültige  Entscheidung  über  die  Gültigkeit 
der  Wahlen,  bezüglich  welcher  Wahlanfechtungen  oder 
Bedenken  vorliegen,  steht  dem  Landtage  zu. 

Im  Falle  der  Ungültigkeitserklärung  der  Wahl 
eines  Abgeordneten  ist  sofort  eine  Neuwahl  auszu- 
schreiben. 

5.  Der  Landtagspräsident  hat  die  Pflicht,  für  die 
geregelte  und  rechtzeitige  Durchführung  der  Verhand- 
lungen des  Landtages  und  für  die  Erfüllung  der  dem- 
selben obliegenden  Aufgaben  zu  sorgen. 

Er  hat  die  geeigneten  Maßnahmen  zu  treffen,  daß 
vom  Landtage  das  Landesstatut  und  die  Geschäfts- 
ordnung beobachtet  und  befolgt  werden  und  daß  im 
Landtage  und  dessen  Räumen  Ruhe  und  Ordnung  auf- 
recht erhalten  werden. 

In  allen  Angelegenheiten  der  Geschäftsordnung 
kann  der  Landespräsident  die  Meinung  der  Abgeord- 
neten hören,  trifft  aber  selbständig  die  Entscheidung. 

6.  Der  Landtagspräsident  ordnet  die  Sitzungen  des 
Landtages  an,  indem  er  den  Tag,  die  Stunde  der  Er- 
öffnung und  die  Tagesordnung  jeder  Sitzung  rechtzeitig 
den  Abgeordneten  bekanntgibt. 

Der  Landtagspräsident  eröffnet  und  schließt  die 
Sitzungen  des  Landtages,  führt  in  denselben  den  Vor- 
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sitz  nnd  leitet  die  Verhandlungen.  Er  erteilt  das  Wort, 
stellt  die  Fragen  zur  Abstimmung  und  spricht  deren 
Ergebnis  aus. 

Er  überwacht  die  Geschäftsführung  der  Landtags- 
kanzlei und  die  Ordnung  im  Innern  des  Hauses;  er 
hat  das  Recht,  im  Falle  einer  Störung  die  Sitzung  zu 
unterbrechen  oder  auch  aufzuheben,  Ruhestörer  von 
der  Galerie  zu  entfernen  und  letztere  im  äußersten 
Falle  räumen  zu  lassen. 

7.  Her  Landtagspräsident  leitet  die  Kanzlei  des 
Landtages. 

Über  Ansuchen  des  Landtagspräsidenten  können 
für  Kanzleigeschäfte  Beamte  der  Landesregierung  zur 
Verfügung  gestellt  werden. 

Er  beruft  vier  Abgeordnete  zu  dem  Amte  von 
Ordnern,  um  ihm  bei  der  Aufrechterhaltung  der  Ord- 
nung im  Landtage  beizustehen,  ferner  sechs  Abgeord- 
nete zu  Schriftführern. 

Den  Schriftführern,  von  welchen  an  jedem  Sit- 
zungstage je  zwei  abwechselnd  den  Dienst  zu  versehen 
haben,  obliegt  außer  der  Verfassung  des  amtlichen  Pro- 
tokolles  die  Vornahme  der  notwendigen  Verlesungen, 
des  Skrutiniums  bei  vorkommenden  Wahlen,  die  Unter- 
stützung des  Vorsitzenden  bei  Feststellung  der  Redner- 
liste und  bei  Ermittlung  des  Abstimmungsergebnisses. 

8.  Hach  Schluß  der  Session  oder  Landtagsperiode 
leitet  der  Landtagspräsident  die  Geschäfte  bis  zum 
Beginn  der  nächsten  Session  oder  Landtagsperiode. 

9.  Der  Landtagspräsident  vertritt  den  Landtag 
nach  außen. 

10.  Bei  der  Leitung  der  Verhandlungen  und  der 
Geschäfte  des  Landtages  wird  der  Landtagspräsident 
von  den  beiden  Vizepräsidenten  unterstützt,  auf  die 
auch  im  Falle  der  Verhinderung  des  Landtagspräsiden- 
ten alle  Rechte  und  Obliegenheiten  desselben  übergehen. 
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III.  Rechte  und  Pflichten  der  Landtagsmitglieder. 


Sie  werden  zur  Stellvertretung  alternierend  heran- 
gezogen. 

III.  Rechte  und  Pflichten  der  Landtagsmitglieder. 

11.  Die  Mitglieder  des  Landtages  sind  verpflichtet, 
an  den  Sitzungen  des  Landtages  und  an  seinen  Verhand- 
lungen und  Arbeiten  regelmäßig  teilzunehmen. 

Von  dieser  Verpflichtung  enthebt  einen  Abgeord- 
neten bloß  Krankheit  oder  ein  ihm  erteilter  Urlaub. 

Urlaube  bis  zur  Dauer  von  acht  Tagen  können  vom 
Landtagspräsidenten  erteilt  werden.  Urlaube  von  län- 
gerer Dauer  kann  nur  der  Landtag  erteilen. 

12.  Wenn  ein  Abgeordneter  seinen  Eintritt  in  den 
Landtag  über  acht  Tage  verzögert  oder  so  lange  ohne 
Urlaub  die  Sitzungen  des  Landtages  oder  eines  Land- 
tagsausschusses, in  den  er  gewählt  wurde,  nicht  be- 
sucht oder  über  die  Dauer  des  Urlaubes  denselben 
ferne  bleibt,  so  hat  der  Landtagspräsident  den  Betref- 
fenden aufzufordern,  innerhalb  einer  Frist  von  acht 
Tagen  im  Landtage,  beziehungsweise  im  Ausschüsse  zu 
erscheinen  oder  seine  Abwesenheit  zu  rechtfertigen. 

Bei  Nichtbefolgung  einer  derartigen  Aufforderung 
wird  dem  Abgeordneten  der  Bezug  des.  Taggeldes  so 
lange  eingestellt,  bis  er  wieder  im  Landtage,  beziehungs- 
weise im  Landtagsausschusse  erscheint. 

Krankheit  eines  Abgeordneten,  von  der  dem  Land- 
tagspräsidenten Mitteilung  gemacht  worden  ist,  wird 
als  Entschuldigungsgrund  einem  Urlaub  gleich  geachtet. 

13.  Jeder  Abgeordnete  bezieht  von  der  Einberu- 
fung bis  zur  Vertagung,  Schließung  oder  Auflösung  des 
Landtages  ein  Taggeld  von  15  K. 

Der  Bezug  des  Taggeldes  wird  außer  den  Fällen 
der  §§51  und  55  nur  für  die  Zeit  eines  nicht  wegen 
Krankheit  erteilten  Urlaubes  oder  für  die  Zeit  unge- 
rechtfertigter Abwesenheit  vom  Landtage  eingestellt. 
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Kein  Abgeordneter  darf  anf  das  ihm  zukommende 
Taggeld  verzichten. 

IV.  Gegenstände  der  Verhandlung. 

14.  Die  einzelnen  Beratungsgegenstände  gelangen 
vor  den  Landtag: 

a)  als  Regierungsvorlagen  durch  den  Landtagspräsi- 
denten ; 

b ) als  selbständige  Anträge  oder  durch  schriftliche 
oder  mündliche  Berichte  eines  durch  Wahl  aus 
dem  Landtage  gebildeten  Ausschusses; 

c)  durch  selbständige  Anträge  einzelner  Mitglieder; 

d)  als  Petitionen,  die  von  Außenstehenden  durch 
einen  Abgeordneten  dem  Landtage  überreicht 
werden. 


V.  Verhandlungen  im  Landtage. 

15.  Die  Vorlagen  der  Landesregierung  sind  vom 
Landtage  sogleich  und  vor  allen  selbständigen  Anträgen 
und  den  Petitionen  in  Verhandlung  zu  nehmen.  Sie 
werden  in  Druck  gelegt  und  an  die  Abgeordneten 
verteilt. 

Der  Landtagspräsident  weist  die  Regierungsvor- 
lagen entweder  einem  Ausschüsse  zur  Vorberatung  und 
Berichterstattung  zu  oder  bringt  sie  unmittelbar  zur 
Verhandlung  im  Plenum  des  Landtages.  Wird  eine  Vor- 
lage einem  Ausschüsse  zugewiesen,  so  bestimmt  dem- 
selben der  Landtagspräsident  zugleich  mit  der  Zuwei- 
sung eine  Frist  für  die  Berichterstattung.  Kach  Ablauf 
dieser  Frist  gelangt  die  Vorlage  im  Plenum  des  Land- 
tages auch  dann  zur  Verhandlung,  wenn  der  Ausschuß 
nicht  in  der  Lage  sein  sollte,  mündlichen  oder  schrift- 
lichen Bericht  zu  erstatten. 

16.  Soweit  Ausschußanträge  über  Regierungsvor- 
lagen, von  diesen  im  ganzen  oder  in  einzelnen  Teilen 
abweichen,  kommen  im  Landtage  im  Falle  der  Ableh- 


IV.  Verhandlungsgegenstände.  V.  Verhandlungen. 
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nung  solcher  Abweichungen  jene  Vorlagen  in  ihrer 
ursprünglichen  Fassung  zur  Abstimmung. 

17.  In  der  Verhandlung  im  Landtage  können  zu 
einer  Regierungsvorlage  Abänderungs-  und  Zusatz- 
anträge gestellt  werden,  die  dem  Landtagspräsidenten 
schriftlich  zu  überreichen  und,  wenn  sie  von  zehn  Ab- 
geordneten einschließlich  des  Antragstellers  unterstützt 
werden,  in  die  Verhandlung  einzubeziehen  sind. 

18.  Selbständige  Anträge,  die  von  einem  Aus- 
schüsse oder  von  einzelnen  Abgeordneten  gestellt  wer- 
den, sind  dem  Landtagspräsidenten  schriftlich  zu  über- 
reichen. 

Selbständige  Anträge  von  einzelnen  Abgeordneten 
müssen  von  zehn  Abgeordneten  einschließlich  des  An- 
tragstellers unterzeichnet  sein. 

19.  Selbständige  Anträge  eines  Ausschusses  wer- 
den vom  Landtagspräsidenten  unmittelbar  im  Plenum 
des  Landtages  zur  Verhandlung  gebracht. 

Selbständige  Anträge  einzelner  Abgeordneten  bringt 
der  Landtagspräsident  entweder  gleichfalls  unmittelbar 
im  Landtage  zur  Verhandlung  oder  er  weist  sie  einem 
Ausschüsse  zur  Vorberatung  und  Berichterstattung  zu. 

Bei  der  Verhandlung  eines  selbständigen  Antrages 
von  einzelnen  Abgeordneten  im  Plenum  des  Landtages 
erhält  der  Antragsteller  das  Wort  zur  Begründung  des 
Antrages. 

20.  Selbständige  Anträge  jeder  Art  werden,  soweit 
es  der  Landtagspräsident  erforderlich  findet,  gedruckt 
oder  sonstwie  vervielfältigt  und  an  die  Abgeordneten 
verteilt. 

21.  Bei  der  Verhandlung  im  Landtage  können  zu 
jedem  selbständigen  Anträge  Abänderungs-  oder  Zusatz- 
anträge gestellt  werden,  die  dem  Landtagspräsidenten 
schriftlich  zu  übermitteln  und,  wenn  sie  von  fünf  Ab- 
geordneten einschließlich  des  Antragstellers  unterstützt 
werden,  in  die  Verhandlung  einzubeziehen  sind. 
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22.  Selbständige  Anträge,  Abänderungs-  und  Zu- 
satzanträge, welche  Angelegenheiten  betreffen,  die  nicht 
in  den  Wirkungskreis  des  Landtages  gehören,  sind  vom 
Landtagspräsidenten  zurückzuweisen  und  von  jeder 
V erhandlung  auszuschließen. 

23.  Wenn  ein  vom  Landtage  beschlossener  Gesetz- 
entwurf die  Allerhöchste  Sanktion  nicht  erhalten  hat 
oder  wenn  ein  dem  Landtage  vorgelegter  Gesetzentwurf 
von  ihm  abgelehnt  worden  ist,  so  dürfen  selbständige 
Anträge,  Abänderungs-  und  Zusatzanträge,  welche  die 
Erlassung  eines  gleichen  Gesetzes  bezwecken,  seitens 
der  Mitglieder  des  Landtages  in  derselben  Session  nicht 
wieder  vorgebracht  werden. 

Hat  der  Landtag  eine  Eesolution  gefaßt  und  die 
Landesregierung  die  Erklärung  abgegeben,  daß  sie  auf 
die  vom  Landtage  gefaßte  Eesolution  nicht  einzugehen 
vermag,  so  darf  in  derselben  Session  über  die  den 
Gegenstand  dieser  Eesolution  bildende  Angelegenheit 
ein  zweitesmal  nicht  mehr  verhandelt  werden. 

VI.lAusschüsse. 

24.  Sofort  nach  der  Konstituierung  des  Landtages 
veranlaßt  der  Landtagspräsident  die  Wahl  eines  Verifi- 
kationsausschusses und  eines  Disziplinarausschusses 
von  je  neun  Mitgliedern,  und  zwar  zwei  Katholiken, 
drei  Islamiten  und  vier  Serbisch-Orthodoxen. 

Die  zur  Vorberatung  der  Eegierungsvorlagen  und 
der  selbständigen  Anträge  bestimmten  Ausschüsse  wer- 
den vom  Landtage  nach  Bedarf  gewählt  und  bestimmt 
der  Landtag  die  Mitgliederzahl  dieser  Ausschüsse. 

25.  Jeder  Abgeordnete  ist  verpflichtet,  die  Wahl 
in  wenigstens  zwei  Ausschüsse  anzunehmen,  falls  er 
nicht  vom  Landtagspräsidenten  aus  triftigen  Gründen 
von  dieser  Verpflichtung  enthoben  wird. 

26.  Der  Ausschuß  wählt  aus  seiner  Mitte  den  Ob- 
mann und  den  Obmann- Stellvertreter. 


VI.  Ausschüsse. 


81 


Der  Obmann  beruft  die  Sitzungen  des  Ausschusses 
ein,  leitet  dessen  Verhandlungen  und  bestimmt  die- 
jenigen Ausschußmitglieder,  welche  über  die  dem  Aus- 
•schusse  zugewiesenen  Verhandlungsgegenstände  im 
Landtage  Bericht  zu  erstatten  haben. 

In  Verhinderungsfällen  übernimmt  die  Rechte 
und  Obliegenheiten  des  Obmannes  dessen  Stellvertreter. 

27.  Jeder  Ausschuß  ist  beschlußfähig,  wenn  mehr 
ials  die  Hälfte  seiner  Mitglieder  anwesend  ist,  und  faßt 
■seine  Beschlüsse  mit  einfacher  Stimmenmehrheit.  Der 
Obmann  stimmt  nur  bei  Stimmengleichheit  mit. 

28.  Jeder  Abgeordnete,  der  in  einen  Ausschuß  ge- 
wählt wurde,  ist  verpflichtet,  an  den  Verhandlungen 
und  Arbeiten  des  Ausschusses  regelmäßig  teilzunehmen. 

Der  Landtagspräsident  ordnet  an,  daß  an  Stelle 
eines  Ausschußmitgliedes,  das  seinen  Verpflichtungen 
nicht  nachkommt,  das  erkrankt  oder  beurlaubt  ist,  ein 
anderer  Abgeordneter  in  den  Ausschuß  gewählt  wird. 

29.  Die  Verhandlungen  der  Ausschüsse  sind  nicht 
öffentlich.  Es  können  an  denselben  außer  den  Mitglie- 
dern des  Ausschusses  nur  Vertreter  der  Landesregie- 
rung und  der  Landtagspräsident  teilnehmen. 

Wenn  einem  Ausschüsse  die  Absendung  von  Mit- 
gliedern der  Regierungsbehörden  wegen  Erteilung  von 
Auskünften  und  Aufklärungen  bei  einzelnen  Verhand- 
lungen notwendig  und  wünschenswert  erscheint,  so  hat 
3r  die  Einladung  der  betreffenden  Regierungsorgane 
durch  den  Landtagspräsidenten  zu  veranlassen. 

30.  Über  die  Verhandlungen  eines  jeden  Aus- 
schusses wird  von  dem  vom  Obmanne  hiezu  bestimmten 
Mitgliede  ein  Protokoll  geführt,  das  dem  Landtags- 
präsidenten zur  Verwahrung  zu  übergeben  ist. 

31.  Der  Ausschuß  hat  über  einen  ihm  zugewiese- 
len  Verhandlungsgegenstand  dem  Landtage  schriftlich 
Mer  durch  seinen  Berichterstatter  (§26)  mündlich  Be- 
richt zu  erstatten. 

Geller,  Bosnisch-hercegovinische  Verfassungsgesetze. 
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Schriftliche  Berichts  sind  vom  Ausschußobmanne  ! 
und  dem  Berichterstatter  zu  unterzeichnen  und  dem  I 
Landtagspräsidenten  zu  übergeben. 

Sie  werden  gedruckt  oder  auf  andere  Art  verviel-  j 
fältigt  und  rechtzeitig  vor  der  Verhandlung  im  Land-  I 
tage  an  die  Abgeordnetem  verteilt. 

VII.  Formelle  Geschäftsbehandlung  in  den  Sitzungen  des 
Landtages. 

32.  Die  Sitzungen  des  Landtages  sind  in  der 
Regel  öffentlich.  Ausnahmsweise  findet  jedoch  eine  ge- 
heime Sitzung  statt  oder  wird  ein  Teil  der  Sitzung  als  I 
geheim  behandelt,  wenn  dies  die  Landesregierung  for- 
dert oder  der  Landtagspräsident  anordnet  oder  minde- 
stens 20  Abgeordnete  es  verlangen. 

33.  Die  Verhandlungssprache  des  Landtages  ist  I 
die  serbo-kroatische. 

Das  amtliche  Protokoll,  die  stenographischen  I 
Sitzungsberichte  sowie  alle  übrigen  für  den  Landtag 
bestimmten  Schriftstücke  der  Landtagskanzlei  sind  in  ! 
beiden  Schriftarten  (Latinica  und  Cyrillica)  auszu- 
fertigen. 

34.  Der  Landtagspräsident  bestimmt  die  Reihen- 
folge der  zu  verhandelnden  Gegenstände  und  stellt  die  j 
Tagesordnung  fest. 

Die  Tagesordnung  jeder  Sitzung  ist  den  Landtags-  I 
mitgliedern  vor  derselben  und  womöglich  an  dem  der  j 
Sitzung  vorhergehenden  Tage  bekanntzugeben. 

35.  Rach  Eröffnung  der  Sitzung  macht  der  Land-  j 
tagspräsident  die  ihm  nötig  erscheinenden  Mitteilun-  t 
gen,  insbesondere  über  die  eingelangten  Regierungsvor-  i 
lagen  und  andere  Geschäftsstücke,  worauf  der  Landtag  j 
unverzüglich  in  die  Verhandlung  der  Tagesordnung  i 
eingeht. 

36.  Während  der  Sitzung  kann  der  Landtags- 
Präsident  die  Tagesordnung  umstellen,  Gegenstände 
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ron  derselben  absetzen  oder  in  dringenden  Fällen  neue 
Gegenstände  auf  die  Tagesordnung  bringen.  Hiedurch 
larf  aber  die  im  § 15  festgesetzte  bevorzugte  Behand- 
ung  der  Vorlagen  der  Landesregierung  nicht  beein- 
rächtigt  werden. 

37.  Der  Landtagspräsident  bestimmt,  ob  über 
Inen  Verhandlungsgegenstand  bloß  eine  allgemeine 
Debatte  (Generaldebatte)  mit  einer  einzigen  Abstim- 
nung  über  den  Gegenstand  als  ganzes  stattfindet  oder 
>b  außer  der  allgemeinen  Debatte  noch  eine  Spezial- 
lebatte,  das  sind  Debatten  und  Abstimmungen  über  die 
änzelnen  Teile  des  Gegenstandes,  vorzunehmen  ist. 

Im  letzteren  F alle  kann  jedoch  aus  dem  Landtage 
tm  Schlüsse  der  allgemeinen  Debatte  der  Antrag  auf 
Jbergang  zur  Tagesordnung  über  den  Verhandlungs- 
Gegenstand  gestellt  werden.  Wird  dieser  Antrag  ange- 
nommen, so  ist  der  Gegenstand  abgelehnt  und  es  ent- 
fällt die  Spezialdebatte. 

Wird  eine  Spezialdebatte  vorgenommen,  so  ordnet 
ler  Landtagspräsident  für  dieselbe  an,  welche  Teile  des 
^erhandlungsgegenstandes  für  sich  oder  vereint  zur 
Debatte  und  Abstimmung  zu  kommen  haben. 

Am  Schlüsse  der  Spezialdebatte  wird  noch  über 
den  Gegenstand  als  ganzes  abgestimmt. 

38.  Der  Landtagspräsident  kann  sowohl  die  all- 
gemeine Debatte  als  auch  die  Spezialdebatte  unter- 
trechen  und  den  in  Verhandlung  stehenden  Gegen- 
stand einem  Ausschüsse  zur  Vorberatung  und  Bericht- 
erstattung zuweisen  oder  ihn,  falls  sich  schon  ein  Aus- 
schuß mit  ihm  befaßt  hat,  an  diesen  oder  an  einen  an- 
deren Ausschuß  zur  neuerlichen  Vorberatung  und  Be- 
richterstattung zurückverweisen. 

39.  Der  Landtagspräsident  nimmt  an  Abstimmun- 
gen in  der  Regel  nicht  teil.  Hur  wenn  sich  bei  den  mit 
sinfacher  Mehrheit  zu  fassenden  Beschlüssen  Stimmen- 
gleichheit ergibt  oder  wenn  seine  Stimme  für  die  Fest- 

6* 
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Stellung  der  qualifizierten  Majorität  von  Entscheidung 
ist,  gibt  derselbe  als  letzter  seine  Stimme  ab. 

40.  Diejenigen  Abgeordneten,  die  zu  einem  in ! 
Verhandlung  stehenden  Gegenstände  das  Wort  ergreifen  1 
wollen,  haben  sich  beim  Landtagspräsidenten  mit  der 
Angabe  zu  melden,  ob  sie  für  oder  gegen  den  Gegen-  ; 
stand  sprechen  wollen. 

Sie  erhalten  in  der  Reihenfolge,  in  der  sie  sich  ge- 
meldet haben,  das  Wort,  jedoch  in  der  Weise,  daß  — 
soweit  dies  möglich  ist  — die  für  und  die  gegen  den 
Gegenstand  Gemeldeten  untereinander  abwechseln. 

Die  zum  Worte  gemeldeten  Abgeordneten  können 
ihre  Stellen  in  der  Rednerfolge  vertauschen. 

Wer  beim  Aufrufe  seines  Ramens  nicht  anwesend  1 
ist,  verliert  das  Wort. 

Zu  tatsächlichen  Berichtigungen  hat  der  Präsident 
nach  Schluß  der  Debatte  oder,  falls  sich  diese  auf 
mehrere  Sitzungen  erstreckt,  auch  im  Laufe  der  De- : 
batte,  jedoch  unmittelbar1  nach  ihrer  Unterbrechung,  I 
das  Wort  zu  erteilen. 

The  tatsächliche  Berichtigung  hat  sich  ausschließ-  : 
lieh  darauf  zu  beschränken,  angeführte  Tatsachen  als 
unrichtig  zu  bezeichnen  und  ihnen  die  nach  Ansicht 
des  Redners  richtigen  Tatsachen  entgegenzustellen,  j 
Ausgesprochene  Ansichten  dürfen  gelegentlich  einer 
tatsächlichen  Berichtigung  nicht  berichtigt,  Gegen- 1 
ansichten  nicht  ausgeführt  und  begründet  werden. 

41.  Der  Berichterstatter  des  Ausschusses  kann  zu 

dem  von  ihm  vertretenen  Gegenstände  jederzeit,  je-  i 
doch  ohne  Unterbrechung  eines  Redners,  das  Wort  er-  j 
greifen.  j 

Anderen  Abgeordneten  darf  in  einer  allgemeinen  i 
Debatte  oder  in  einem  Abschnitte  der  Spezialdebatte  j 
nicht  öfter  als  einmal  das  Wort  erteilt  werden,  aus- 
genommen zu  einer  rein  tatsächlichen  Berichtigung. 
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Will  der  Landtagspräsident  zu  einem  anderen 
Gegenstände  als  zur  Geschäftsordnung  das  Wort  er- 
reifen,  so  gibt  er  den  Vorsitz  ab  und  übernimmt  ihn 
rst  wieder  nach  der  Abstimmung  über  den  Gegenstand. 

42.  Vertreter  der  Landesregierung  sind  berechtigt, 
ederzeit,  jedoch  ohne  Unterbrechung  eines  Redners, 
as  Wort  zu  ergreifen. 

Schriftlich  abgefaßte  Vorträge  dürfen  nur  von 
Vertretern  der  Landesregierung  abgelesen  werden. 

43.  Ein  Antrag  auf  Schluß  der  Debatte  kann 
iach  jedem  Redner  gestellt  werden  und  ist  vom  Land- 
lagspräsidenten  sogleich  zur  Abstimmung  zu  bringen. 

Wird  Schluß  der  Debatte  angenommen,  so  können 
lie  noch  für  und  gegen  den  Gegenstand  zum  Worte 
gemeldeten  Abgeordneten  je  einen  von  ihnen  zum  Gene- 
alredner  wählen,  der  dann  auch  zum  Worte  gelangt. 

Bei  der  Wahl  eines  Generalredners  entscheidet  die 
relative  Mehrheit,  im  Falle  von  Stimmengleichheit 
las  Los. 

44.  Die  Berichterstatter  der  Ausschüsse  sowie  die 
linderen  Abgeordneten  sprechen  von  der  Rednerbühne. 
Kur  in  Angelegenheiten  der  Geschäftsbehandlung  so- 
ivie  in  besonderen  Fällen,  in  denen  der  Landtagspräsi- 
lent die  spezielle  Erlaubnis  hiezu  erteilt,  sprechen  die 
Abgeordneten  von  ihren  Plätzen. 

45.  Die  Reihenfolge  der  Abstimmungen  über  ver- 
schiedene Anträge  wird  vom  Landtagspräsidenten  in 
4er  Art  festgesetzt,  daß  die  wahre  Meinung  der  Mehr- 
heit des  Landtages  zum  Ausdrucke  kommt. 

In  der  Regel  werden  daher  die  Abänderungs  an  träge 
merst  zur  Abstimmung  gebracht,  und  zwar  die  weiter- 
behenden  vor  den  übrigen. 

Zur  Vereinfachung  und  Klarstellung  der  Abstim- 
mungen kann  der  Landtagspräsident  auch  über  grund- 
sätzliche Fragen  abstimmen  lassen. 


86 


Geschäftsordnung  für  den  Landtag.  — (11) 


46.  Die  Abstimmungen  finden  gewöhnlich  durch  , 
Aufstehen  und  Sitzenbleiben  statt,  wobei  der  Landtags-' 
Präsident  die  Zählung  der  für  und  gegen  den  Gegen- 
stand abgegebenen  Stimmen  vornehmen  lassen  kann. 

Der  Landtagspräsident  kann  auch  die  namentliche 
Abstimmung  anordnen,  bei  welcher  jeder  Abgeordnete 
beim  Namen  aufgerufen  wird  und  mündlich  seine 
Stimme  abgibt. 

Die  namentliche  Abstimmung  ist  vom  Landtags-  j 
Präsidenten  anzuordnen,  wenn  eine  Abstimmung  durch 
Aufstehen  und  Sitzenbleiben  ein  zweifelhaftes  Ergeb- 
nis geliefert  hat. 

Ferner  kann  der  Landtagspräsident  die  geheime  j 
Abstimmung  verfügen,  bei  welcher  jeder  Abgeordnete  ( 
beim  Namen  auf  gerufen  wird  und  einen  mit  Ja  oder 
Nein  beschriebenen,  doch  nicht  seinen  Namen  enthal- i 
tenden  Stimmzettel  zusammengefaltet  in  eine  Ilrne  legt,  i 

Über  etwaige  Anträge  betreffend  die  Art  der  Ab- 
stimmung trifft  der  Landtagspräsident  selbständig  die 
Entscheidung  (§5,  letzter  Absatz). 

Kein  Abgeordneter,  der  bei  einer  Abstimmung  ab- 
wesend war,  darf  nachträglich  seine  Stimme  abgeben. 

VIII.  Interpellationen  und  Anfragen. 

47.  Die  Abgeordneten  sind  berechtigt,  an  die  Lau-  I 
desregierung  Interpellationen  zu  richten. 

Eine  Interpellation  muß  schriftlich  abgefaßt  und 
von  mindestens  zehn  Abgeordneten  unterzeichnet  sein,  j 

Die  Interpellationen  sind  dem  Landtagspräsiden-  i 
ten  zu  übergeben,  der  sie  der  Landesregierung  über- 
mittelt. 

Der  Landespräsident  läßt  die  Interpellationen, 
ohne  sie  im  Landtage  zur  Verlesung  zu  bringen,  ihrem 
ganzen  Wortlaute  nach  oder  auszugsweise  in  die  steno- 
graphischen Berichte  aufnehmen. 
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Die  Landesregierung  kann  mündlich  oder  schrift- 
lich Antwort  gehen  oder  mit  Angabe  der  Grunde  die 
meritorische  Beantwortung  ablehnen.  Schriftlich  er- 
teilte Antworten  werden  ohne  Verlesung  ms  Protokoll 

auf  genommen.  , x 

Weder  eine  Interpellation  noch  die  Antwort  der 
Landesregierung  kann  zum  Gegenstände  einer  Verhand- 
lung gemacht  werden. 

48.  An  den  Landtagspräsidenten  kann  jeder  ein- 
zelne Abgeordnete  mündliche  oder  schriftliche  Anfragen 
•stellen. 

Mündliche  Anfragen  können  nur  am  Schlüsse  einer 
'Sitzung  eingebracht  werden. 

IX.  Petitionen. 

49.  Petitionen  an  den  Landtag  werden  nur  dann 
; angenommen,  wenn  sie  von  einem  Mitgliede  desselben 

i überreicht  werden.  # 

Der  Landtagspräsident  weist  die  überreichten  Peti- 
tionen zur  Berichterstattung  einem  Ausschüsse  zu  und 
bringt  dessen  Bericht  darüber  im  Landtage  zur  Ver- 
handlung. 

Anonyme  Petitionen  dürfen  von  Abgeordneten 
nicht  überreicht  werden. 

X.  Ordnungsbestimmungen. 

50.  Der  Landtagspräsident  kann  in  Ausübung 
seiner  Pflicht,  für  die  Aufrechterhaltung  der  Oidnung 
im  Landtage  Sorge  zu  tragen,  jederzeit,  auch  mit  Un- 
terbrechung eines  Kedners,  das  Wort  ergreifen. 

Redner,  die  vom  Landtagspräsidenten  unterbrochen 
werden,  haben  in  der  Rede  so  lange  innezuhalten,  bis 
er  seine  Ausführungen  beendet  hat. 

51.  Ein  Redner,  der  sich  nicht  an  den  Gegenstand 
hält,  zu  dem  er  das  Wort  erhalten  hat,  wird  vom  Land- 
tagspräsidenten zur  Sache  gerufen. 
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Einem  Redner,  der  trotz  dreimaligen  Rufes  zur 
Sache  nicht  zum  Gegenstände  spricht,  wird  das  Wort 
entzogen. 

52  Ein  Abgeordneter,  der  den  Anstand  oder  die 
Sitte  verletzt  oder  dessen  Äußerungen  gegen  die  Ord- 
nung verstoßen  sollten,  wird  vom  Landtagspräsidenten 
zur  Ordnung  gerufen. 

Einem  Redner  kann  bei  einem  Ordnungsruf  das 
Wort  entzogen  werden,  das  er  in  demselben  Abschnitte 
der  Verhandlung  nicht  wieder  erhalten  darf. 

53.  Selbständige  und  andere  schriftlich  einge- 
brachte  Anträge,  Interpellationen,  Petitionen  oder  son- 
stige von  Abgeordneten  überreichte  Schriftstücke  wer- 
den vom  Landtagspräsidenten  zurückgewiesen,  wenn  sie 
anstands-  oder  ordnungswidrige  Stellen  enthalten. 

54.  Sollte  sich  ein  Abgeordneter  im  Sitzungssaale 
oder  außerhalb  desselben  im  Landtagsgebäude  einer 
groben  Ruhe-  oder  Orduungsstörung  oder  einer  straf- 
gesetzwidrigen Äußerung  oder  Handlung  schuldig 
machen,  so  kann  ihn  der  Landtagspräsident  auf 
24  Stunden  vom  Landtage  und  dessen  Räumen  aus- 
schließen. 

Der  ausgeschlossene  Abgeordnete  hat  sofort  das 
Landtagsgebäude  zu  verlassen.  Widersetzt  er  sich  der 
Ausschließung,  so  läßt  ihn  der  Landtagspräsident  ge- 
waltsam entfernen.  Der  Landtagspräsident  kann  zur 
Entfernung  eines  Abgeordneten  die  Mithilfe  der  Be- 
hörde anrufen. 

Im  Wiederholungsfälle  hat  der  Landtagspräsident 
das  Recht,  den  betreffenden  Abgeordneten  bis  auf  die 
Dauer  von  14  Tagen  vom  Landtage  und  dessen  Räumen 
auszuschließen.  Macht  sich  derselbe  Abgeordnete  — 
ungeachtet  der  vorausgegangenen  Maßregelung  durch 
den  Landtagspräsidenten  — noch  weiterhin  einer  der 
oben  aufgezählten  Ordnungswidrigkeiten  schuldig,  so 
kann  er  entweder  vom  Landtagspräsidenten  abermals 
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für  14  Tage  oder  über  dessen  Vorschlag  durch  einen 
Beschluß  des  Landtages  auf  die  ganze  Dauer  der  lau- 
fenden Session  vom  Landtage  und  dessen  Räumen  aus- 
geschlossen werden. 

Ein  solcher  Vorschlag  auf  Ausschließung  für  die 
ganze  Dauer  der  laufenden  Session  muß  spätestens  in 
der  nächsten  Sitzung  nach  dem  ihn  begründenden  Vor- 
fälle vom  Landtagspräsidenten  gestellt  werden,  worauf 
der  Landtag  sogleich  und  ohne  Debatte  entscheidet. 

Ein  ausgeschlossener  Abgeordneter  bezieht  für  die 
Zeit  der  Ausschließung  kein  Taggeld. 

Durch  eine  Vertagung  des  Landtages  oder  den 
Schluß  der  Session  erlischt  die  Wirksamkeit  der  Aus- 
schließung. 

55.  Sollte  sich  ein  Mitglied  des  Landtages  ehren- 
rühriger Behauptungen,  Schmähungen  oder  tätlicher 
Beleidigungen  eines  Mitgliedes  des  Landtages  oder  eines 
Regierungsvertreters  schuldig  machen,  so  kann  der  Be- 
leidigte unbeschadet  der  strafgerichtlichen  Verfolgung 
— insofern  eine  solche  zulässig  ist  * — darüber  beim 
Landtagspräsidenten  Beschwerde  führen  und  verlangen, 
daß  die  Angelegenheit  vor  den  Disziplinarausschuß  ge- 
lange. Eine  solche  Beschwerde  kann  nur  in  der  Sitzung, 
in  welcher  die  Beleidigung  gefallen  ist,  oder  längstens 
innerhalb  acht  Tagen  vorgebracht  werden.  Über  ein  der- 
artiges Verlangen  veranlaßt  der  Landtagspräsident  den 
Zusammentritt  des  Disziplinarausschusses,  welcher  die 
Angelegenheit  zu  erheben  und  nötigenfalls  den  Be- 
leidiger sowie  den  Beleidigten  zu  hören  hat.  Rach 
durchgeführter  Erhebung  fällt  der  Disziplinarausschuß 
seine  Entscheidung,  welche  dahin  zu  lauten  hat: 

1.  daß  in  dem  Vorfälle  eine  Beleidigung  nicht  ge- 
funden werden  könne  oder 

2.  daß  über  den  Beleidiger  vom  Landtagspräsiden- 
ten in  öffentlicher  Sitzung  des  Landtages  eine  Rüge 
ausgesprochen  werde. 
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Im  letzteren  Falle  kann  der  Ausschuß  außerdem 
die  Entscheidung  treffen,  daß  dem  Beleidiger  für  eine 
bestimmte  Zeit  — bis  zu  vier  Wochen  — das  Taggeld 
entzogen  oder  daß  der  Beleidiger  für  eine  bestimmte 
Zeit  — bis  zu  14  Tagen  — mit  Entziehung  des  Tag- 
geldes aus  dem  Landtage  ausgeschlossen  werde. 

Der  Beschluß  des  Disziplinarausschusses  wird  so- 
fort rechtskräftig  und  unterliegt  keiner  Überprüfung 
durch  den  Landtag,  doch  hat  der  Disziplinarausschuß 
über  die  Entscheidung  des  Falles  dem  Landtage  zu 
berichten. 

Das  gleiche  Verfahren  hat  stattzufinden,  wenn  ein 
Mitglied  des  Landtages  jemanden,  der  zur  Teilnahme 
an  den  Verhandlungen  des  Landtages  nicht  berechtigt 
ist,  im  Landtage  in  einer  mündlichen  Äußerung  oder 
in  einem  eingebrachten  Schriftstücke  einer  strafbaren 
Handlung  beschuldigen  oder  ehrenrührige  Behauptun- 
gen über  dessen  Privat-  oder  Familienleben  Vorbringen 
sollte.  — In  diesem  Falle  steht  dem  Beleidigten  das 
Recht  zu,  beim  Präsidenten  schriftlich  Beschwerde  zu 
führen. 

Die  Beschwerde  muß  binnen  vier  Wochen,  nach- 
dem jene  Äußerung  gefallen  oder  das  Schriftstück  ein- 
gebracht worden  ist,  an  den  Präsidenten  gelangt  sein. 

Der  Präsident  weist  jede  rechtzeitig  eingelangte 
Beschwerde  dem  Disziplinarausschüsse  zu,  welcher  den 
Beschwerdeführer  und  den  Beleidiger  hören  kann  und 
sodann  ebenso  wie  im  Falle  einer  von  einem  Landtags- 
mitgliede  oder  einem  Regierungsvertreter  erhobenen 
Beschwerde  zu  entscheiden  hat. 

XI.  Amtliches  Protokoll  und  stenographische  Berichte. 

56.  Über  die  Sitzungen  des  Landtages  wird  von 
den  Schriftführern  ein  amtliches  Protokoll  verfaßt,  das 
vom  Landtagspräsidenten  verifiziert  und  gefertigt  wird. 


XI.  Protokoll  und  stenographische  Berichte. 
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Das  amtliche  Protokoll  einer  Sitzung  kann  am 
Tage  nach  derselben  von  den  Abgeordneten  eingesehen 
werden. 

Einwendungen  gegen  eine  Fassung  sind  dem  Land- 
tagspräsidenten mitzuteilen,  der  sie,  wenn  er  ihnen 
nicht  stattgibt,  dem  Landtage  zur  Entscheidung  vorlegt. 

5 7.  Das  amtliche  Protokoll  einer  Sitzung  hat  außer 
dem  Datum  der  Sitzung  und  der  Fertigung  des  Land- 
tagspräsidenten die  Bestätigung  über  die  Anwesenheit 
der  zur  Beschlußfähigkeit  notwendigen  Anzahl  der  Mit- 
glieder zu  enthalten. 

Ferner  sind  — entweder  im  Wortlaute  oder  durch 
den  Hinweis  auf  andere  den  Wortlaut  wiedergebende 
Urkunden  einschließlich  der  stenographischen  Berichte 
— anzuführen:  alle  eingebrachten  oder  zur  Verhand- 
lung kommenden  Regierungsvorlagen  und  Anträge,  letz- 
tere mit  Hamen  der  Antragsteller,  beziehungsweise  mit 
der  Bezeichnung  der  die  Anträge  stellenden  Aus- 
schüsse und  Berichterstatter ; die  eingebrachten  Inter- 
pellationen ; die  schriftlich  oder  mündlich  erteilten 
Interpellationsbeantwortungen ; endlich  die  in  der  Sit- 
zung gefaßten  Beschlüsse  des  Landtages. 

Der  Landtag  kann  auf  Vorschlag  des  Landtags- 
präsidenten oder  auf  Antrag  eines  Landtagsmitgliedes 
auch  beschließen,  daß  im  amtlichen  Protokoll  bestimm- 
ter Vorkommnisse  gedacht  werde. 

58.  Das  amtliche  Protokoll  wird,  ohne  in  Druck 
gelegt  zu  werden,  in  der  Landtagskanzlei  aufbewahrt. 

Die  Landesregierung  kann  jederzeit  in  das  Proto- 
koll Einsicht  nehmen. 

59.  Außer  dem  amtlichen  Protokolle  werden  nach 
den  Anordnungen  des  Landtagspräsidenten  über  die 
Sitzungen  des  Landtages  vom  landtäglichen  Steno- 
graphenbureau stenographische  Berichte  hergestellt, 
welche  die  vollständige  Darstellung  der  Verhandlungen 
enthalten. 
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Die  stenographischen  Berichte  werden  in  Druck  ge- 
legt und  an  die  Abgeordneten  verteilt. 

Die  Einrichtung  des  landtäglichen  Stenographen- 
bureaus obliegt  dem  Landtagspräsidenten,  beziehungs- 
weise der  Landtagskanzlei. 

Die  im  landtäglichen  Stenographenbureau  verwen- 
deten Stenographen  sind  vor  ihrem  Dienstantritte  hin- 
sichtlich gewissenhafter  Erfüllung  ihrer  Pflichten  und 
Obliegenheiten  in  Eid  zu  nehmen. 


(12)  Vereinsgesetz  für  Bosnien 
und  die  Hercegovina. 

§ 1.  Vereine  sind  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  gestattet. 

2.  Vereine  und  Gesellschaften,  welche  auf  Gewinn 
berechnet  sind,  dann  Vereine  für  Bank-,  Kredit-  und 
Versicherungsgeschäfte  sowie  Bentenanstalten,  Spar- 
kassen, Pfandleihanstalten  und  Bezirksunterstützungs- 
fonds sind  von  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  ausge- 
nommen und  unterliegen  den  besonderen  hierauf  be- 
züglichen Gesetzen. 

3.  Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  ferner  keine 
Anwendung : 

a)  auf  geistliche  Orden  und  Kongregationen,  dann 
Beligionsgenossenschaften  überhaupt  und  nament- 
lich auf  die  in  einem  Allerhöchst  genehmigten  kon- 
fessionellen Statute  vorgesehenen  Korporationen, 
welche  nach  den  für  dieselben  bestehenden  Ge- 
setzen und  Vorschriften,  beziehungsweise  Statuten 
zu  beurteilen  sind; 

b ) auf  gewerbliche  Genossenschaften  sowie  auf  ge- 
Averbliche  Ililfs-  und  Versicherungskassen ; 
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c ) auf  die  nach  dem  Berggesetze  gebildeten  Gewerk- 
schaften und  Bruderladen; 

d ) auf  die  im  Grunde  besonderer  Verordnungen  für 
gewisse  Zwecke  gebildeten  Verwaltungsverbände 
als  landwirtschaftliche  Genossenschaften,  Wasser- 
genossenschaften u.  dgl. 

4.  Die  beabsichtigte  Bildung  eines  den  Vorschrif- 
ten dieses  Gesetzes  unterliegenden  Vereines  ist,  bevor 
derselbe  in  Wirksamkeit  tritt,  von  den  Gründern  der 
Landesregierung  im  Wege  der  kompetenten  politischen 
Behörde  I.  Instanz  schriftlich  unter  Vorlage  der  Sta- 
tuten anzuzeigen. 

Dieselben  haben  zu  enthalten  genaue  Bestimmun- 
gen über: 

a)  den  Zweck  des  Vereines,  die  Mittel  hiezu  und  die 
Art  ihrer  Aufbringung; 

b)  die  Art  der  Bildung  und  der  Erneuerung  des 
Vereines ; 

c)  den  Sitz  der  Vereinsleitung  und  die  örtliche  Aus- 
dehnung des  Vereines; 

d)  die  Rechte  und  Pflichten  der  Vereinsmitglieder; 

e)  die  Organe  der  Vereinsleitung; 

f)  die  gültigen  Beschlußfassungen,  Ausfertigungen 
und  Bekanntmachungen ; 

g)  die  Art  der  Schlichtung  von  Streitigkeiten  aus 
dem  Vereinsverhältnisse; 

h)  die  Vertretung  des  Vereines  nach  außen; 

i)  die  Vereinsabzeichen,  Fahne,  Siegel,  Kleidung 
u.  dgl. 

h)  die  Auflösung  des  Vereines  und  die  Verwendung 
des  Vereins  Vermögens  in  diesem  Falle. 

5.  Wenn  ein  Verein  besondere  Vereinsabzeichen, 
Fahne,  Siegel,  Kleidung  u.  dgl.  zu  verwenden  beab- 
sichtigt, muß  vor  der  Verwendung  derselben  eine  be- 
sondere behördliche  Bewilligung  seitens  des  Vereines 
eingeholt  werden. 
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6.  Die  Statuten  sind  in  fünf  Exemplaren  vorzu- 
legen. Über  die  erstattete  Anzeige  ist  auf  Verlangen  so- 
fort eine  Bescheinigung  zu  erteilen.  In  die  bei  der  Lan- 
desregierung erliegenden  Statuten  ist  jedermann  Ein- 
sicht und  von  denselben  Abschrift  zu  nehmen  gestattet. 

7.  Wenn  der  Verein  nach  seinem  Zwecke  oder  nach 
seiner  Einrichtung  gesetzwidrig,  rechtswidrig  oder 
staatsgefährlich  ist,  kann  die  Landesregierung  dessen 
Bildung  untersagen.  Diese  Untersagung  muß  binnen 
sechs  Wochen  nach  Überreichung  der  Anzeige  der  Bil- 
dung des  Vereines  (§§  4 und  6)  schriftlich  unter  An- 
gabe der  Gründe  erfolgen. 

8.  Erfolgt  binnen  dieser  Frist  keine  Untersagung, 
so  kann  der  Verein  seine  Tätigkeit  beginnen  und  hat 
die  Landesregierung  in  diesem  Falle  die  Statuten  mit 
einer  Vidierungsklausel  zu  versehen. 

9.  Gegen  eine  durch  die  Landesregierung  erfolgte 
Untersagung  kann  binnen  30  Tagen  der  Bekurs  an  das 
mit  der  Leitung  der  bosnisch  - hercegovinischen  Ver- 
waltung betraute  gemeinsame  Ministerium  ergriffen 
werden. 

10.  Die  Bestimmungen  der  §§  4 bis  9 dieses  Ge- 
setzes gelten  auch  für  die  Vornahme  von  Statutenände- 
rungen sowie  für  die  Errichtung  von  Zweigvereinen 
(Filialen)  und  für  die  Bildung  von  Verbänden  meh- 
rerer Vereine  unter  sich,  insoferne  solche  überhaupt 
gesetzlich  gestattet  sind. 

11.  Die  Vereinsleitung  hat  ihre  Mitglieder  unter 
Angabe  ihrer  Funktion  sowie  ihres  Wohnortes  drei 
Tage  nach  ihrer  Wahl  der  Behörde  bekanntzugeben,  sie 
hat  ferner  über  sämtliche  Vereinsmitglieder  ein  Ver- 
zeichnis evident  zu  führen  und  in  dasselbe  der  Behörde 
Einsicht  zu  gewähren,  eventuell  dasselbe  der  Behörde 
über  gestellte  Aufforderung  in  Abschrift  vorzulegen. 

12.  Jede  Vollversammlung  (General-,  Jahresver- 
sammlung) ist  mindestens  drei  Tage  vorher  der  Be- 
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liörde  durch  die  Vereinsleitung  schriftlich  anzuzeigen 
und  auch  die  ausgeschriebene  Tagesordnung  dieser  An- 
zeige beizulegen  sowie  Ort  und  Zeitpunkt  der  Vollver- 
sammlung  der  Behörde  bekanntzugeben.^ 

Die  Behörde  ist  berechtigt,,  eine  Vereinsversamm- 
lun°'  welche  gegen  die  Vorschrift  dieses  Gesetzes  ver- 
anstaltet wird,  zu  untersagen,  sowie  Gegenstände, 
welche  nach  den  Statuten  oder  den  Gesetzen  unzulässig 
erscheinen,  von  der  Tagesordnung  abzusetzen,  wogegen 
der  Vereinsleitung  die  Beschwerde  an  die  Landes- 
regierung offen  steht.  # - 

Vereinsunterhaltungen,  gesellige  Zusammenkunite 
u.  dgl.  unterliegen  der  Anzeigepflicht  nur  nach  Maß- 
gabe der  örtlichen  Polizeiordnung. 

13.  Bei  allen  Vereins  Versammlungen,  beziehungs- 
weise Ausschußsitzungen  hat  der  Vorsitzende  für  die 
Wahrung  des  Gesetzes  und  für  die  Aufrechterhaltung 
der  Ordnung  Sorge  zu  tragen. 

Er  hat  gesetzwidrigen  Äußerungen  oder  Handlun- 
: gen  sofort  entgegenzutreten  und,  wenn  seinen  Anord- 
nungen keine  Eolge  geleistet  wird,  die  Versammlung 
oder  Sitzung  zu  schließen. 

14.  Die  Behörde  ist  berechtigt,  zu  allen  Versamm- 
lungen der  Vereine  einen  Vertreter  zu  entsenden,  wel- 
cher bei  Überschreitungen  des  statutenmäßigen  Wii 
kungskreises  oder  der  Tagesordnung  oder  bei  gesetz- 
widrigen Vorgängen  oder  größerer  Unordnung  in  der 
V ersammlung  im  IVege  des  V orsitzenden  mahnend  ein- 
zuschreiten und,  falls  seine  Mahnungen  unbeachtet  oder 
erfolglos  bleiben,  die  Versammlung  aufzulösen  befugt 
ist.  In  Ermanglung  eines  behördlichen  Vertreters  kann 
die  Behörde  unter  obigen  Voraussetzungen  auch  un- 
mittelbar die  Auflösung  der  Versammlung  verfügen. 

Über  Verlangen  der  Behörde  hat  der  Vereinsvor- 
stand derselben  in  das  Sitzungs-  oder  Versammlungs- 
protokoll Einsicht  zu  gewähren. 
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15.  Sobald  eine  Vereins  Versammlung  als  behörd- 
lich geschlossen  erklärt  ist,  sind  die  Anwesenden  ver- 
pflichtet, den  Versammlungsort  sogleich  zu  verlassen 
und  auseinanderzugehen. 

Im  Falle  der  V ichtbeobachtung  der  Anordnung 
kann  die  Entfernung  durch  Anwendung  von  Zwangs- 
mitteln in  Vollzug  gesetzt  werden. 

16.  Die  Behörde  ist  berechtigt,  Statuten-  oder  ge- 
setzwidrige Beschlüsse  des  Vereinsvorstandes  oder  der 
Vollversammlung  zu  sistieren,  wogegen  der  Vereins- 
leitung binnen  14  Tagen  der  Bekurs  an  die  Landes- 
regierung offen  steht. 

17.  Im  Falle  als  der  Verein  seinen  statutarischen 
Wirkungskreis  überschreitet,  gesetzwidrige  Beschlüsse 
faßt  oder  im  allgemeinen  eine  gegen  die  öffentliche  Ord- 
nung gerichtete  Tätigkeit  entwickelt,  steht  der  Landes- 
regierung das  Hecht  zu,  den  Verein  aufzulösen. 

Gegen  diese  letztere  Maßregel  können  die  Mit- 
glieder der  bestandenen  Vereinsleitung  binnen  30  Tagen 
an  das  mit  der  Leitung  der  bosnisch-kercegovinischen 
Verwaltung  betraute  gemeinsame  Ministerium  Be- 
schwerde ergreifen,  welche  nur  insoferne  eine  auf- 
schiebende Wirkung  hat,  als  mit  der  für  den  Auflösungs- 
fall statutenmäßig  festgestellten  Verfügung  über  das 
Vereinsvermögen  bis  zur  Entscheidung  über  diese  Be- 
schwerde zugewartet  werden  muß. 

18.  Die  freiwillige  Auflösung  eines  Vereines  ist 
von  dem  abtretenden  Vereins, Vorstand  sogleich  der  Be- 
hörde anzuzeigen,  welche  die  für  diesen  Fall  statuten- 
mäßig vorgesehene  Verwendung  des  Vereinsvermögens 
zu  überwachen  hat. 

19.  Für  politische  Vereine  haben  außer  den  allge- 
meinen Anordnungen  dieses  Gesetzes  noch  die  nach- 
folgenden besonderen  Bestimmungen.,  zu  gelten. 

20.  Ausländer,  Frauen  und  Minderjährige  dürfen  als 
Mitglieder  politischer  Vereine  nicht  auf  genommen  werden. 
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21.  Der  Vorstand  ist  aus  wenigstens  fünf  und 
öchstens  zehn  Mitgliedern  zu  bilden. 

22.  Politische  Vereine  sind  verpflichtet,  der  poli- 
i sehen  Behörde  ihre  Mitglieder  binnen  drei  Tagen  nach 
em  Beginne  der  Vereinstätigkeit  und  beziehungsweise 
.ach  jeder  Aufnahme  eines  neuen  Mitgliedes  anzu- 
eigen  und  alljährlich  einen  Ausweis  über  die  Zahl 
hrer  Mitglieder  vorzulegen. 

23.  Politischen  Vereinen  ist  untersagt,  Zweigver- 
ine  (Filialen)  zu  gründen,  Verbände  unter  sich  zu 
dlden  oder  sonst  mit  anderen  Vereinen,  sei  es  durch 
chriftlichen  Verkehr,  sei  es  durch  Delegierte  in  Ver- 
lindung  zu  treten.  Desgleichen  darf  kein  V orstands- 
nitglied  dem  Vorstande  eines  anderen  politischen  Ver- 
eines angehören. 

24.  Das  Tragen  von  Vereinsabzeichen  ist  poli- 
iischen  Vereinen  untersagt. 

25.  Wenn  ein  nicht  politischer  Verein  seine  Tätig- 
zeit auf  politische  Angelegenheiten  ausdehnen  will,  hat 
t sich  den  für  die  Bildung  eines  politischen  Vereines 
geltenden  Anordnungen  dieses  Gesetzes  zu  unterziehen. 
3b  ein  Verein  als  ein  politischer  zu  betrachten  sei,  ist 
ron  der  Landesregierung  und  in  Rekursfällen  von  dem 
nit  der  Leitung  der  bosnisch-hercegovinischen  Verwal- 
ung  betrauten  gemeinsamen  Ministerium  zu  beurteilen. 

26.  Die  schon  genehmigten  Statuten  bestehender 
Vereine  werden  durch  vorliegendes  Gesetz  nicht  . be- 
rührt, doch  treten  auch  diese  Vereine  unter  die  Wirk- 
samkeit des  Vereinsgesetzes. 

27.  Verletzungen  der  Bestimmungen  des  Vereins- 
Gesetzes  werden,  insoferne  sie  nicht  in  den  Bereich  des 
Strafgesetzes  fallen,  an  den  Schuldtragenden  von  der 
kompetenten  politischen  Behörde  erster  Instanz  mit 
Geldstrafen  von  5 bis  1000  K,  im  Mchteinbringungs- 
Palle  aber  mit  Arrest  von  1 bis  30  Tagen  bestraft. 

Geller,  Bosnisch-hercegovinische  Verfassungsgesetze.  7 
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Gegen  diese  Strafverfügungen  findet  der  normierte 
Rekurszug  des  politischen  Strafverfahrens  statt. 

28.  Dieses  Gesetz  tritt  30  Tage  nach  der  Kund- 
machung in  Kraft. 


(13)  Versammlungsgesetz  für 
Bosnien  und  die  Hercegovina. 

§ 1.  Versammlungen  sind  nach  Maßgabe  der  Be-^ 
Stimmungen  dieses  Gesetzes  gestattet. 

2.  Wer  eine  Volksversammlung  oder  überhaupt 
eine  allgemein  zugängliche  Versammlung  ohne  Be- 
schränkung auf  geladene  Gäste  veranstalten  will,  muß 
dies  wenigstens  drei  Tage  vor  der  beabsichtigten  Abhai- : 
tung  unter  Angabe  des  Zweckes,  des  Ortes  und  der 
Zeit  der  Versammlung  der  kompetenten  politischen 
Behörde  erster  Instanz  schriftlich  anzeigen. 

Auf  geladene  Gäste  beschränkt  ist  eine  Versamm-j 
lung  nur  dann  anzusehen,  wenn  die  Kamen  der  Ge-: 
ladenen  dem  Einberufer  im  voraus  bekannt  waren  und 
wenn  die  Zahl  der  Geladenen,  falls  es  sich  nicht  umj 
eine  rein  gesellige  Zusammenkunft  handelt,  hundert 
nicht  überschreitet. 

Die  Behörde  hat  über  die  erfolgte  Anzeige  sofort 
eine  Bescheinigung  zn  erteilen. 

3.  Öffentliche  Versammlungen  unter  freiem  Him-  j 
mel  und  Aufzüge  auf' öffentlichen  Straßen  oder  Plätzen 
bedürfen  der  vorausgehenden  Genehmigung  der  poli-j 
tischen  Behörde  erster  Instanz. 

Das  Ansuchen  um  die  Genehmigung  liegt  denjeni- 
gen ob,  welche  die  Versammlung  veranstalten,  und  es-! 
ist  sowohl  in  dem  Gesuche  als  in  der  Genehmigung  der 
Zweck,  der  Ort  und  die  Zeit  der  Versammlung  sowie 
deren  Programm  zu  bezeichnen. 
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Bei  Aufzügen  ist  auch  der  beabsichtigte  Weg  an- 

zugebem^  ^ Genehmigung  verweigert,  so  hat  dies 
schriftlich  unter  Angabe  der  Grunde  wenigstens 
24  Stunden  vor  Abhaltung  der  Versammlung  zu  ge- 

SCM Gegen  diese  Entscheidung  steht  der  Partei  der 
Rekurs  an  die  Landesregierung  binnen  acht  Tagen  offen. 

4 Öffentliche  Versammlungen,  deren  Zweck  den 
Strafgesetzen  zuwiderläuft  oder  ^n  Abhaltung  die 
öffentliche  Sicherheit  oder  das  öffentliche  Woh  ö 
fährdet,  sind  von  der  Behörde  zu  untersagen. 

5.  Während  der  Landtag  versammelt  ist,  darf  am 
Orte  seines  Sitzes  oder  in  einem  Umkreise  ^ 20  Di  - 
metern keine  Versammlung  unter  freiem  Himmel  ge 

stattet  werjm  der  alg  Veranstalter  noch 

als  Ordner  oder  Leiter  einer  Versammlung  zur  Ver- 
handlung öffentlicher  Angelegenheiten  auftretem 

7 Eür  die  Wahrung  des  Gesetzes,  für  die  Emhal- 
tim„  deg  behördlich  genehmigten  Programmes  und  aller 
sonst  von  der  Behörde  gestellten  Bedingungen  sowie 
für  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  sind  zunachs 
die  Leiter  und  Ordner  der  Versammlung  persönlich 

verantwoitlic^e^  ^ Versammlung  ist  verpflichtet,  der 
Behörde  binnen  48  Stunden  nach  abgehaltener  Ver 
Sammlung  die  etwa  gefaßten  Beschlüsse  oder  Reso  u- 
tionen  dieser  letzteren  schriftlich  mitzuteilen. 

8.  Es  steht  der  Behörde  frei,  zu Jeder  Versamm- 
lung (§§  2,  3)  einen  oder  mehrere  Vertreter  zu  ent- 
senden, welchen  ein  angemessener  Platz  in  der  Ver- 
sammlung nach  ihrer  Wahl  emgeraumt  und  auf  Ver- 
langen Auskunft  über  die  Person  der  Antragsteller  und 
Redner  gegeben  werden  muß. 
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9.  Insbesondere  ist  der  Leiter  verpflichtet,  Red- 
nern, welche  die  Grenzen  des  Programms  der  Versamm- 
lung überschreiten,  sofort  das  Wort  zu  entziehen,  ge- 
setzwidrigen Äußerungen  und  Handlungen  sofort  ent- 
gegenzutreten, programm-  oder  gesetzwidrige  Anträge  I 
weder  zur  Diskussion  noch  zur  Abstimmung  zuzulassen,  j 

10.  Wenn  den  Anordnungen  des  Leiters  der  Ver- 
sammlung keine  Folge  geleistet  wird  oder  die  Ordner 
nicht  imstande  sind,  die  Ordnung  aufrechtzuerhalten,  j 
so  hat  der  Leiter  die  Versammlung  aufzulösen. 

11.  Der  Vertreter  der  Behörde  ist  berechtigt,  bei 
wahrgenommenen  Ordnungswidrigkeiten  den  Leiter 
der  Versammlung  oder  diese  selbst  zu  mahnen  und,  im  j 
Falle  diese  Mahnung  fruchtlos  bleiben  sollte,  die  Ver-  j 
Sammlung  aufzulösen. 

12.  Ist  ein  Vertreter  der  Behörde  zu  einer  Ver-  j 
Sammlung  nicht  entsendet,  so  ist  die  Auflösung  der  j 
Versammlung  von  der  politischen  Behörde  oder  den 
Sicherheitsorganen  zu  verfügen,  wenn  dieselbe  gesetz- 
widrig veranstaltet  ist  oder  wenn  sich  in  derselben  ge-  j 
setzwidrige  Vorgänge  ereignen,  oder  wenn  dieselbe  i 
einen  die  öffentliche  Ordnung  bedrohenden  Charakter  j 
an  nimmt. 

13.  Wenn  eine  Versammlung  als  aufgelöst  erklärt 
ist,  sind  alle  Anwesenden  verpflichtet,  den  Versamm-  j 
lungsort  sogleich  zu  verlassen  und  auseinanderzugehen,  j 

Im  Falle  des  Ungehorsams  kann  die  Auflösung  I 
durch  Anwendung  von  Zwangsmitteln  in  Vollzug  gesetzt 
werden. 

14.  Die  Teilnehmer  an  einer  Versammlung  dürfen 
nicht  bewaffnet  erscheinen. 

15.  Adressen  oder  Petitionen,  welche  von  Ver- 
sammlungen ausgehen,  dürfen  von  nicht  mehr  als  fünf 
Personen  überbracht  werden. 

16.  Wer  sein  Lokal  zu  Zwecken  einer  Versamm- 
lung überläßt,  ist  verpflichtet,  sich  die  Überzeugung 
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von  der  erfolgten  behördlichen  Genehmigung  derselben 

zu  verschaffen.  . ~ 

17.  Verletzungen  dieses  Gesetzes  sind,  msoierne 
sie  nicht  dem  Strafgesetze  unterliegen,  in  erster  In- 
stanz von  dem  ortszuständigen  Bezirksamte  (dem  Ke- 
gierungskommissär  für  die  Stadt  Sarajevo)  polizeilich 
mit  Geldstrafen  von  5 bis  1000  K,  im  Nichteinbrin- 
gungsfalle mit  Arrest  bis  zu  30  Tagen  zu  ahnden.  . 

Gegen  diese  Strafverfügungen  findet  der  normierte 
Rekurszug  des  politischen  Strafverfahrens  statt. 

18.  Von  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind 
ausgenommen: 

1.  Versammlungen  der  Wähler  zu  Wahlbespre- 
chungen, dann  zu  Besprechungen  mit  den  gewählten 
Abgeordneten,  wenn  sie  zur  Zeit  der  ausgeschriebenen 
Wahlen  und  nicht  unter  freiem  Himmel  vorgenommen 
werden ; 

2.  Leichenbegängnisse,  kirchliche  Versammlungen, 
Prozessionen,  Wallfahrten  und  Bittgänge; 

3.  Öffentliche  Belustigungen,  gesellige  Zusammen- 
künfte  (Sijela  teferici  u.  ä.),  Hochzeitszüge,  volks- 
gebräuchliche Feste  und  Aufzüge. 

19.  Dieses  Gesetz  tritt  nach  der  Kundmachung 

in  Kraft. 


(14)  Gesetz  über  die  Bezirksräte. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§ 1.  Für  jeden  Bezirk  wird  ein  Bezirksrat  zur 
Teilnahme  an  der  Verwaltung  öffentlicher  Angelegen- 
heiten des  Bezirkes  bestellt. 

2.  Diejenigen  Bezirke,  welche  behufs  Erleichte- 
rung der  Geschäftsführung  in  Stadt-  und  Landbezirke 
geschieden  sind  (nämlich  Mostar,  Banjaluka  undDolnja 
Tuzla),  bilden  im  Sinne  dieses  Gesetzes  jeder'  für  sich 
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nur  einen  sowohl  die  städtischen  wie  auch  die  Landge- 
meinden umfassenden  Bezirk  und  werden  nur  durch  je 
einen  Bezirksrat  vertreten. 

Ebenso  wird  für  den  Bezirk  und  die  Stadtgemeinde 
Sarajevo  nur  ein  Bezirksrat  bestellt. 

Alle  Funktionen  und  Amtshandlungen,  welche  nach 
diesem  Gesetze  dem  Bezirksvorsteher,  beziehungsweise  I 
dem  Bezirksamte  zukommen,  übt  in  den  vorgenannten 
Stadt-  und  Landbezirken  der  Landbezirksvorsteher,  be-  i 
ziehungsweise  das  Landbezirksamt,  in  .Sarajevo  der  : 
Bezirksvorsteher  von  Sarajevo  aus. 

3.  Der  Wirkungskreis  des  Bezirksrates  erstreckt  1 
sich  über  den  ganzen  Bezirk  und  somit  entfallen  auch  ■ 
die  bisherigen  Expositursbeiräte. 

4.  Die  Mitglieder  des  Bezirksrates  werden  von 
den  Wahlberechtigten  des  ganzen  Bezirkes  gewählt. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Wahlbereeh-  i 
tigung  und  das  Wahlverfahren  sind  im  II.  Abschnitte 
dieses  Gesetzes  enthalten. 

5.  Das  Mandat  eines  Mitgliedes  des  Bezirksrates 
wird  unentgeltlich  ausgeübt. 

6.  Jedes  Mitgied,  welches  nach  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  ein  Mandat  in  den  Bezirksrat  erhalten 
hat,  ist  verpflichtet,  dasselbe  anzunehmen  und  die  mit  | 
demselben  verbundenen  Obliegenheiten  bis  zum  Ab- 
laufe der  Mandatsperiode  auszuüben. 

Ein  Becht,  das  Mandat  abzulehnen,  haben  nur: 

a ) Personen,  die  über  60  J ahre  alt  sind ; 

b ) diejenigen,  welche  dieses  Amt  durch  die  letztver- 
flossenen sechs  Jahre  bekleidet  haben,  jedoch  nur 

für  die  nächste  Mandatsperiode; 

c ) diejenigen,  welche  dauernd  krank  sind. 

Wer  ohne  einen  solchen  Ablehnungsgrund  ungeach- 
tet wiederholter  Aufforderung  die  Annahme  und  Aus- 
übung seines  Mandats  im  Bezirksrate  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  verweigert  oder  das  angenommene 


I.  Allgemeine  Bestimmungen. 


103 


Mandat  ohne  gesetzlichen  Ablehnungsgrund  zurücklegt, 
Sh  in  eine  Geldbuße  zugunsten  der  Bezxrksverwal- 
Vö6),  welche  der  Bezirksrat  bis  zum  Hochst- 
lusmaJte  von  200  Kronen  bemessen  kann,  und  verliert 
hiedurch  sein  Mandat  für  die  Dauer  der  betreffenden 

SltZUWenn  ^iner  der  Ablehnungsgründe  sub  a und  c 
innerhalb  der  sechsjährigen  Mandatspermde  bei  einem 
Mits:liede  des  Bezirksrates  emtntt,  so  kann 
teim  Bezirksrate  um  Enthebung  vom  Mandat  bitten 
gegen  die  abweisliche  Entscheidung  des  Bezirksrates 
fteht  binnen  14  Tagen  der  Eekurs  an  die  Kreisbehorde 

°ffenAuf  den  Ablehnungsgrund  sub  b kann  sich ^ nur 
binnen  14  Tagen  nach  Konstituierung  berufen  werden 
und  derselbe  wird  später  nicht  mehr  berücksichtig  und 
wird  angenommen,  daß  das  betreffende  Mitglied  des 
Bezirksrates,  wenn  es  innerhalb  dieser  Enst  diesen  Ab- 
ehnungsgrund  nicht  geltend  macht,  das  Mandat  still- 

ichweigend  übernommen  bat.  • "ivTan 

7 Ein  Mitglied  des  Bezirksrates  wird  seines  Man- 

iates  verlustig,  wenn  in  Ansehung  desselben  ein  Cxrnnd 
iintritt,  welcher  es  von  der  Wählbarkeit  ausschließt 

Sollte  ein  Mitglied  des  Bezirksrates  wegen  eines 
Verbrechens  oder  eines  aus  Gewinnsucht  begangenen 
Vergehens  in  Untersuchung  gezogen  oder  über  sein 
Vermögen  der  Konkurs  verhängt  werden,  so  darf  er- 
lange die  Strafuntersuchung,  beziehungsweise  das  1 
kursverfahren  dauert,  sein  Mandat  nicht  ausuben. 

8 Die  Mitglieder  des  Bezirksrates  werden  auf  die 
Dauer  von  sechs  Jahren  gewählt  Drei  Jahre  nach  der 
ersten  Konstituierung  eines  in  seiner  Ganze  neugewahl- 
ten  BeSsrates  hat  die  Hälfte  der  Mitglieder  aus  dem 
Bezirksrate  auszutreten  und  werden  die  dadur 
werdenden  Mandate  durch  Neuwahlen  wieder  für  sechs 
Jahre  besetzt,  wobei  darauf  zu  achten  ist,  daß  für  jedes 
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austretende  Mitglied  des  Bezirksrates  ein  derselben 
Wählergruppe  wie  das  austretende  Mitglied  angehöriger 
Kandidat  gewählt  wird.  Die  Liste  der  austretenden 
Mitglieder  wird  durch  ein  Los  bestimmt,  welches  in 
voller  Sitzung  des  Bezirksrates  durch  ein  von  der  Ver- 
sammlung hiezu  gewähltes  Mitglied  desselben  zu 
ziehen  ist. 

Vach  Ablauf  der  sechsjährigen  Funktionsdauer 
der  übrigen  Mitglieder  des  Bezirksrates  findet  wieder 
eine  Neubesetzung  der  hiedurch  freigewordenen  Man- 
date jeder  Konfession  durch  Neuwahlen  statt. 

9.  Wenn  aber  während  der  Mandatsperiode  ein- 
zelne Mitglieder  ihre  Mandate  rechtsgültig  ablehnen, 
beziehungsweise  zurücklegen  (§  6),  mit  Tod  abgehen 
oder  ihres  Mandates  verlustig  werden  (§  7),  so  sind  Er- 
satzwahlen für  die  in  Erledigung  kommenden  Mandate 
auszuschreiben. 

Diese  Mandate  werden  dann  nur  für  den  Best  der 
Mandatsperiode  besetzt. 

10.  Der  Bezirksrat  hat  sich  über  Einberufung 
durch  den  Bezirksvorsteher  in  der  Kegel  zweimal  im 
Jahre  im  Bezirksorte  zu  versammeln. 

11.  In  der  ersten  konstituierenden  Sitzung  des 
Bezirksrates,  in  welcher  der  Bezirksvorsteher  oder  dessen 
von  der  Landesregierung  bestimmter  Vertreter  den 
Vorsitz  zu  führen  hat,  wählt  der  Bezirksrat  aus  seiner 
Mitte  seinen  Präsidenten  und  dessen  Stellvertreter 
sowie  zwei  Schriftführer  auf  die  Zeit  von  drei  Jahren. 

Die  Wahl  des  Präsidenten  und  des  Stellvertreters 
(Vizepräsidenten)  erfolgt  bei  Anwesenheit  von  minde- 
stens der  Hälfte  sämtlicher  Mitglieder  des  Bezirksrates 
in  zwei  Wahlgängen,  wobei  jedes  Mitglied  nur  einen 
Kandidaten  für  den  Präsidenten-  und  einen  anderen 
Kandidaten  für  den  Vizepräsidenten posten  zu  nennen 
hat  Als  gewählt  gilt  für  jeden  der  beiden  Posten  jener 
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Kandidat,  der  für  denselben  die  meisten  Stimmen  er- 
halten hat. 

Wenn  mehr  als  ein  Viertel  der  Wahlberechtigten 
nicht  derselben  Konfession  angehört  wie  der  gewählte 
Präsident,  so  ist  sein  Stellvertreter  nur  aus  den  an- 
deren Konfessionen  zu  wählen. 

Kommt  die  Stelle  des  Präsidenten  oder  seines 
Stellvertreters  vor  Ablauf  ihrer  Funktionsperiode  durch 
Verzicht,  Tod  oder  Mandatsverlust  oder  auf.  andere 
rechtsgültige  Weise  in  Erledigung,  so  erfolgt  eine  Neu- 
wahl für  diese  Stelle  in  analoger  Weise  für  den  Rest 
der  Mandatsdauer  des  Ausgetretenen. 

II.  Wahlordnung. 

A.  Wahlrecht. 

12.  Der  Bezirksrat  wird  von  den  Vertretern  der 
nachstehenden  nach  Interessen  gebildeten  zwei  Gruppen 
gewählt : 

a)  der  Dorfgemeinden, 

b ) der  Stadtgemeinden  und  der  Höchstbesteuerten. 

Jede  Gruppe  wählt  ihre  Vertreter  für  sich  direkt 

in  den  Bezirksrat  und  wird  zu  diesem  Behufe  in  beson- 
dere nach  der  Konfession  der  Wahlberechtigten  zusam- 
mengestellte Wahlkörper  geschieden. 

13.  Wahlberechtigt  in  der  Gruppe  der  Dorfgemein- 
den sind  sämtliche  Mitglieder  der  im  Bezirke  im  Sinne 
des  Gesetzes  über  die  Verwaltung  der  Dorfgemeinden 
vom  8.  Februar  1907  (GBL  13)  bestellten  Dorf- 
medzlisse. 

14.  Die  zweite  Gruppe  der  Wahlberechtigten  be- 
steht aus  sämtlichen  Mitgliedern  der  Gemeinderäte  der 
in  dem  betreffenden  Bezirke  gelegenen  städtischen  Ge- 
meinden und  den  nach  Maßgabe  der  §§  15  und  16  die 
höchste  Leistung  an  direkten  Steuern  aufweisenden 
Steuerträgern  des  Bezirkes. 
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15.  Die  Zahl  der  höchstbesteuerten  Wähler  wird 
mit  dem  Dreifachen  der  Zähl  der  städtischen  Gemeinde- 
ratsmitglieder bestimmt.  Behufs  Festsetzung  der  Liste 
der  Höchstbesteuerten  wird  das  Steueramt  alljährlich 
aus  den  Steuerbüchern  nach  der  Reihenfolge  des 
Steuerbetrages  die  der  obigen  Ziffer  entsprechende  An- 
zahl von  Personen,  die  im  Bezirke  die  meisten  Steuern 
zahlen,  ermitteln. 

16.  Bei  Feststellung  der  Reihenfolge  der  Höchst- 
besteuerten wird  die  gesamte  direkte  Steuerleistung  in 
den  nachbenannten  direkten  Landessteuern  in  Betracht 
gezogen,  nämlich  Zehentpauschalsteuer  nebst  Tabak- 
kulturzuschlag und  Bodenzins  vom  Waldlande,  Grund- 
und  Gebäudewertsteuer,  Einkommensteuer,  •Hauszins- 
steuer und  Kleinviehsteuer. 

Hiebei  ist  jenen,  welche  mindestens  eine  Mittel- 
schule in  Bosnien  und  der  Hercegovina  oder  in  einem 
der  beiden  Staaten  der  Monarchie  absolviert  haben, 
ferner  den  Mitgliedern  der  Handels-  und  Gewerbekam- 
mern und  den  Apothekern  die  Steuer  doppelt  anzu- 
rechnen. 

In  die  Steuer  des  Gatten  oder  Vaters  ist  die  Steuer 
der  Frau  sowie  der  minderjährigen  Kinder  einzurech- 
nen, wenn  derselbe  das  Vermögen  der  Frau  oder  der 
minderjährigen  Kinder  verwaltet. 

17.  Sollten  unter  den  Höchstbesteuerten  innerhalb 
der  im  § 15  bestimmten  Zahl  derselben  zwei  oder  meh- 
rere Personen  dieselbe  Steuersumme  zahlen,  so  sind 
beide,  beziehungsweise  alle  die  betreffenden  Personen 
in  die  Liste  der  Höchstbesteuerten  einzutragen,  aus- 
genommen wenn  in  der  untersten  Reihe  derselben  nur 
mehr  eine  Stelle  zu  besetzen  ist  und  für  diese  zwei  oder 
mehrere  die  gleiche  Steuer  summe  bezahlende  Personen 
in  Betracht  kommen.  In  diesem  Falle  entscheidet  unter 
diesen  in  der  Regel  das  unter  Aufsicht  des  Bezirksamtes 
zu  ziehende  Los;  nur  wenn  es  sich  um  solche  Steuer- 
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träger  handelt,  von  welchen  der  eine  infolge  der  ein- 
fach, der  andere  infolge  der  zweifach  gerechneten  Lan- 
dessteuer in  die  Liste  aufgenommen  werden  sollte,  so 
hat  der  letztere  den  Vorzug  vor  dem  ersteren. 

18.  Ein  in  mehreren  Bezirken  des  Landes  wahl- 
berechtigter Steuerträger  kann  sein  Wahlrecht  nur  in 
einem  Bezirke  ausüben  und  hat  deshalb  zu  optieren,  in 
welchem  Bezirke  er  sein  Wahlrecht  auszuüben  beab- 
sichtigt. Der  Optierende  hat  zu  diesem  Zwecke  sogleich 
nach  der  Wahlausschreibung  die  sämtlichen  Bezirks- 
ämter, bei  denen  er  Steuer  zahlt,  zu  verständigen,  in 
welchem  Bezirke  er  sein  Wahlrecht  ausüben  wird. 

Bei  der  Einreihung  eines  solchen  Steuerträgers  in 
die  Liste  der  Höchstbesteuerten  sind  auch  die  in  an- 
deren Bezirken  gezahlten  direkten  Steuern  der  im  § 16 
bezeichneten  Kategorien  zu  berücksichtigen. 

Ein  schon  als  Vertreter  einer  städtischen  oder 
Dorfgemeinde  zur  Wahl  Berechtigter  kann  in  die  Liste 
der  Höchstbesteuerten  nicht  aufgenommen  werden,  son- 
dern es  tritt  an  seine  Stelle  der  an  Steuerleistung  ihm 
zunächtstkommende  Steuerträger. 

19.  Bei  Zusammenstellung  der  Liste  der  Höchst- 
besteuerten sind  nicht  zu  berücksichtigen : 

a)  wer  das  24.  Lebensjahr  nicht  zurückgelegt  hat; 

b ) wer  unter  Kuratel  oder  väterlicher,  bezw.  vor- 
mundschaftlicher Gewalt  steht,  solange  dieselbe 
dauert ; 

i;  c)  wer  sich  in  Konkurs  befindet,  solange  das  Konkurs- 
verfahren dauert; 

d ) wer  wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  aus  Ge- 
winnsucht begangenen  Vergehens  schuldig  erkannt 
worden  ist,  solange  die  mit  dem  Strafurteile  ver- 
bundenen Rechtsfolgen  in  Kraft  stehen;  desglei- 
chen jene,  gegen  welche  wegen  einer  solchen  Hand- 
lung das  strafgerichtliche  Verfahren  eingeleitet 
worden  ist,  insolange  das  Strafverfahren  dauert. 
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20.  Vor  jeder  Wahl  wird  die  Liste  der  Höchst- 
besteuerten gleichzeitig  mit  der  Liste  der  übrigen  Wäh-  ■ 
ler  öffentlich  kundgemacht  nnd  dnrch  14  Tage  im  Be-  ’ 
zirksamte,  in  jedem  Stadt-  oder  Landgemeindenamte  j 
nnd  in  den  Dorfgemeinden  beim  betreffenden  Dorf-  J 
Vorsteher  zu  jedermanns  Einsicht  aufgelegt. 

21.  Reklamationen  gegen  die  Eintragung  in  diese  J 
Wählerlisten  oder  gegen  die  Auslassung  aus  denselben 
können  von  denjenigen,  welche  hiedurch  nach  ihrer 
Ansicht  in  ihren  Rechten  verletzt  werden,  sofort,  späte-  -j 
stens  aber  bis  drei  Tage  nach  Ablauf  des  im  § 20  er-  ; 
wähnten  Termins  bei  dem  Bezirksamte  zur  Vorlage  an 
die  Vorgesetzte  zuständige  Kreisbehörde  eingebracht  I 
werden.  Verspätet  eingebrachte  Reklamationen,  das 
heißt  solche,  welche  nach  Ablauf  der  obigen  Präklusiv-  J 
frist  einlangen,  bleiben  unberücksichtigt. 

22.  Die  Kreisbehörde  hat  über  die  eingereichten 
Reklamationen  binnen  acht  Tagen  nach  Einlangen  der 
von  einem  aufklärenden  Berichte  des  Bezirksamtes  j 
einbegleiteten  Reklamation  zu  entscheiden. 

Gegen  die  Entscheidung  der  Kreisbehörde  findet  ^ 
kein  weiterer  Rechtszug  statt. 

23.  Die  auf  Grund  des  Reklamationsverfahrens  j 
sich  ergebenden  Korrekturen  der  Wählerlisten  müssen 
jedenfalls  längstens  14  Tage  vor  dem  ersten  Wahltage  ; 
veröffentlicht  werden. 

24.  Das  Wahlrecht  ist  in  der  Regel  persönlich 
auszuüben;  doch  können  Frauenspersonen,  welche  in 
die  Liste  der  Höchstbesteuerten  aufgenommen  wurden 
und  bei  denen  die  Voraussetzung  des  Alinea  3 des  § 16 
nicht  zutrifft,  ihr  Wahlrecht  — wenn  sie  in  ehelicher 
Gemeinschaft  leben  — nur  durch  ihren  Ehegatten, 
sonst  aber  nur  durch  einen  Bevollmächtigten  ausüben. 

J uristische  Personen,  Handelsgesellschaften  nnd 
Genossenschaften  üben  ihr  Wahlrecht  durch  einen  spe- 
ziell hiezu  bevollmächtigten  Vertreter  aus,  welcher  je 
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nach  seiner  Konfession  in  den  einen  oder  den  anderen 

Wahlkörper  aufzunehmen  ist.  . Wnhlberech- 

25  Auf  Grund  der  Verzeichnisse  der  Wahlberec 

tigten  beider  Gruppen  ist  zur  Bildung  der  Wahlkorper 
zu  schreiten,  und  zwar  ist  in  jeder  Gruppe  für  jede 
Konfession,  welcher  im  Sinne  des  Q *^er 

„■raphen  (26)  ein  Mandat  zukommt,  ein  besonderer 

Wahlkörper  zu  bilden  (vgl.  § 27). 

26.  Jeder  Konfession  gebührt  das  R-cht  sm 
'Besetzung  einer  verhältnismäßigen  Anzahl  von  Manda 
ten  im  Bezirksrate.  Diese  Zahl  richtet  sich  nach  den 
auf  Grund  der  letzten  amtlichen  V olkszählung  ermittel- 
ten Bevölkerungsziffern,  so  zwar,  daß  m der  ^ 

PTUDtie  auf  ie  1500  Angehörige  jeder  m derselben  ver 
tretenen  Konfession  und  in  der  II.  Wahlgruppe  (mi^ 
Ausnahme  der  Stadtgemeinde  Sarajevo)  auf  ]e  750 
gehörige  jeder  Konfession  ein  Mandat  entfallt  Aur  in 
der  Stadtgemeinde  Sarajevo  (welche  nach  § 2 dieses 
Gesetzes  mit  dem  gleichnamigen  Bezirke  zusamm  n d 
Bezirksrat  zu  wählen  hat)  entfallt  erst  auf 
gehörige  einer  Konfession  ein  Mandat  für  diesen  Be- 
zirksrat. Hinsichtlich  der  Erteilung  der  Mandate  sind 
die  Wähler  nicht  an  die  eigene  Konfession  gebunden. 

Bei  Berechnung  der  auf  die  einzelnen  Konfessio- 
nen entfallenden  Mandate  werden  Bruchteile  ubei  die 
Hälfte  als  ein  ganzes  gezählt,  kleinere  Brachtet  e a ei 

nlCl1^;  Entfällt  auf  eine  der  unter  den  ^Wahlberechtig- 
ten vertretenen  Konfessionen  der  Bevölkerung  na 
dem  im  § 26  festgestellten  Vertretungsmodus  kein  Man- 
dat so  sind  die  Wahlberechtigten  dieser  Konfession  be- 
rechtigt an  der  Wahl  in  dem  Wahlkorper  einer  ande- 
ren Konfession  derselben  Wählergruppe  teilzunehmen. 

Entfällt  in  einer  Wählergruppe  nach  dem  erwähn 
ten  Schlüssel  auf  keine  der  in  derselben  vertretenen 
Konfessionen  ein  Mandat  im  Bezirksrate,  so  haben  alle 
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Wahlberechtigten  dieser  Gruppe  zusammen  einen  j 
Wahlkörper  ohne  Rücksichtnahme  auf  die  Konfession  1 
zu  bilden  und  so  viele  Mandate  zu  besetzen,  als  der  Ge- 
samtzahl der  in  dieser  Gruppe  vertretenen  Bevölkerung  3 
entspricht. 

28.  Wählbar  ist  in  allen  Wahlkörpern  einer  der  , 
beiden  Interessengruppen  jeder  nach  § 13  bis  19  dieses  j 
Gesetzes  in  derselben  Gruppe  des  Bezirkes  berechtigte 
männliche  Wähler,  der  bosnisch-hercegovinischer  Lan- 
desangehöriger oder  österreichischer  oder  ungarischer 
Staatsangehöriger  ist, 

B.  Wahlverfahren. 

29.  Die  Wahlen  finden  in  der  Regel  am  Sitze  des  i 
Bezirksamtes  statt.  Behufs  Erleichterung  des  Wahl- 
geschäftes  können  in  größeren  Städten  mehrere  Wahl- 
lokale und  in  großen  Bezirken,  in  welchen  eine  oder 
mehrere  Exposituren  bestehen,  auch  Expositursorte  als  \ 
Wahlorte  für  eine  oder  mehrer  Konfessionen  bezeichnet  ■; 
werden. 

30.  Mindestens  14  Tage  vor  Vornahme  des  ersten 
Wahlganges  hat  das  Bezirksamt  die  Einteilung  der 
Wahlberechtigten  in  Wählergruppen  und  Wahlkörper,  ^ 
die  Zahl  der  von  jedem  Wahlkörper  zu  wählenden  Mit-  ; 
glieder  des  Bezirksrates,  die  Tage  und  den  Ort  der 
Wahlhandlung  für  jeden  Wahlkörper  zu  publizieren 
und  hievon  sämtliche  Wahlberechtigte  durch  eine  Ein- 
berufungskarte zu  verständigen,  welche  zugleich  als 
Wahllegitimation  zu  dienen  hat. 

Das  Bezirksamt  hat  dafür  zu  sorgen,  daß  späte- 
stens zum  obigen  Termine  sämtliche  Wahlvorbereitungs- 
arbeiten vollständig  abgeschlossen  und  die  Ein- 
berufungskarten zur  Wahl  den  Wahlberechtigten  zu- 
gestellt sind. 

31.  Bei  den  ersten  Wahlen  ist  die  in  der  Ein- 
berufungskarte anzugebende  Zahl  der  vom  Wähler  zu 
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nominierenden  Kandidaten  gleich“  der  Zahl  der  seiner 
Konfession  in  der  betreffenden  Interessengruppe  nach 
§26  gebührenden  Mandate. 

Bei  allen  später  (nach  § 8)  von  drei  zu  drei  Jahren 
folgenden  Wahlen  richtet  sich  diese  Zahl  nach  dem  Er- 
gebnisse der  Auslosung  und  ist  in  den  Einberufungs- 
karten (im  Sinne  des  § 8)  nur  jene  Zahl  vorzuschrei- 
ben, welche  notwendig  ist,  um  der  betreffenden  Kon- 
fession die  in  ihrer  Interessengruppe  für  sie  reservierte 
Mandatanzahl  zu  erhalten.  Es  sind  jedoch  zu  diesen 
periodischen  Wahlen  immer  alle  Wahlkörper  der 
Gruppe  einzuberufen. 

Im  Ealle  aber  als  einzelne  Mandate  nach  § 9 va- 
kant werden,  ist  die  Ersatzwahl  nur  in  dem  davon  be- 
troffenen Wahlkörper  vorzunehmen. 

32.  Der  Wahlvorgang  selbst  wird  in  jedem  Wahl- 
körper durch  eine  besondere  Kommission  geleitet. 

Die  Wahlkommission  besteht  aus  dem  Bezirksvor- 
steher (Expositursleiter)  oder  einem  von  diesem  zu  be- 
stimmenden Beamten  als  Vorsitzenden  und  aus  vier 
dem  betreffenden  Wahlkörper  zu  entnehmenden  schreib- 
kundigen Mitgliedern,  von  denen  zwei  durch  den  Vor- 
sitzenden der  Wahlkommission  und  zwei  von  den  an- 
wesenden Wählern  des  betreffenden  Wahlkörpers  nam- 
haft gemacht  werden. 

Die  Schriftführer  werden  vom  Vorsitzenden  aus 
dem  Personal  des  Bezirksamtes,  bezw.  der  Bezirksexpo- 
situr (§  29),  eventuell  auch  aus  dem  Lehrpersonal  des 
Wahlortes  ernannt. 

33.  Ergeben  sich  Zweifel  über  die  Wahlberechti- 
gung irgend  eines  Wählers  beim  Wahlgange  selbst,  so 
entscheidet  die  Wahlkommission  sogleich  mit  Stimmen- 
mehrheit ohne  Gestattung  eines  weiteren  Bechtszuges, 
ob  der  Betreffende  zur  Wahl  zuzulassen  sei  oder  nicht. 

34.  Beim  Wahlgange  selbst  haben  die  Mitglieder 
der  Wahlkommission  (mit  Ausnahme  des  Vorsitzenden) 
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ihre  Stimmen  vor  allen  anderen  Wahlberechtigten  ab- 
zugeben. 

Die  Stimmenabgabe  der  übrigen  Wahlberechtigten 
erfolgt  nach  besonderem  Namensaufrufe  jedes  Wählers 
(§  30)  in  alphabetischer  Reihenfolge. 

Nach  Beendigung  des  ersten  Namensaufrufes  der 
Wähler  Erschienene  haben  das  Recht,  beim  zweiten 
Namensaufrufe  ihre  Stimme  abzugeben. 

Wähler,  welche  später  als  zwei  Stunden  nach  be- 
endetem zweiten  Namensaufrufe  erscheinen,  werden 
zur  Wahl  nicht  mehr  zugelassen. 

35.  Jeder  bei  dieser  Wahl  zur  Stimmenabgabe 
aufgerufene  Wähler  hat  zunächst  dem  Vorsitzenden  der 
Wahlkommission  seine  Einberufungskarte  zu  über- 
geben, welcher  dieselbe  zu  dem  Wahlakte  hinterlegt. 

Der  Name  des  Wählers  wird  laut  vorgelesen  und 
derselbe  auf  gef  ordert,  Namen,  Charakter  und  Wohnort 
jener  Personen  zu  nennen,  welche  er  zu  wählen  wünscht 
und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Konfession  und  in 
jener  Zahl,  welche  auf  der  mitgebrachten  Einberufungs- 
karte für  den  betreffenden  Wahlkörper  verzeichnet  ist. 

36.  Die  Namen  der  von  jedem  Wähler  bezeichne- 
ten  Personen  sind  von  einem  Schriftführer  in  der 
Wählerliste  bei  jedem  Wähler  einzutragen,  während 
ein  zweiter  Schriftführer  die  Gegenliste  führt. 

Nennt  ein  Wähler  mehr  Namen,  als  Personen  zu 
wählen  sind,  so  sind  die  über  diese  Zahl  angeführten 
Namen  unberücksichtigt  zu  lassen,  werden  jedoch  weni- 
ger Namen  genannt,  so  ist  der  Wähler  zur  Ergänzung 
der  erforderlichen  Anzahl  einzuladen. 

Namen  von  Personen,  welche  nicht  Mitglieder  der 
betreffenden  Wahl  (Interessen) gruppe  sind,  werden  un- 
berücksichtigt gelassen. 

37.  Nachdem  alle  rechtzeitig  erschienenen  Wähler 
ihre  Stimmen  abgegeben  haben,  hat  die  Wahlkommis- 
sion sofort  die  Stimmzählung  in  der  Weise  vorzuneh- 
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men,  daß  die  auf  jeden  Kandidaten  entfallenden  Stim- 
men in  der  Liste  wie  in  der  Gegenliste  addiert  und 
beide  Listen  kollationiert  werden. 

38.  Uber  den  Wahlvorgang  ist  em  Protokoll  zu 
führen,  welches  die  Zusammensetzung  der  Wahlkommis- 
sion, den  Vorgang  bei  der  Wahl  und  etwa  auf  getauchte 
Inzidenzfälle  nebst  deren  Entscheidung  sowie  das 
Wahlergebnis  kurz  zu  enthalten  hat. 

Dieses  Protokoll  wird  von  den  Mitgliedern  der 
Wahlkommission  unterfertigt  und  ist  samt  der  Wähler- 
liste und  Gegenliste  versiegelt  beim  Bezirksamte  zu 

hinterlegen.  . -,.  . 

39.  Als  gewählt  werden  diejenigen  erklärt,  die  mi 
Rahmen  der  für  den  betreffenden  Wahlkörper  normier- 
ten Mandatszahl  die  meisten  Stimmen  aufweisen. 

Tritt  der  Fall  ein,  daß  unter  den  Gewählten  an 
der  letzten  Stelle  der  festgesetzten  Zahl  mehrere  mit  der 
gleichen  Stimmenzahl  gewählt  wurden,  so  entscheidet 

unter  denselben  das.  Los.  . 

Das  Los  wird  von  einem  vom  Vorsitzenden  be- 
stimmten Mitgliede  der  Wahlkommission  gezogen  und 
die  Schilderung  des  hiebei  beobachteten  Vorganges  m 
das  Wohlprotokoll  eingetragen. 

Ist  jemand  in  zwei  oder  mehreren  Wahlkorpern 
gewählt  worden,  so  hat  er  binnen  drei  Tagen  nach  er- 
haltener Benachrichtigung  sich  darüber  zu  erklären, 
von  welchem  Wahlkörper  er  die  Wahl  annimmt,  ln 
dein  Wahlkörper,  dessen  Wahl  er  ausschlägt,  tritt  der- 
jenige Kandidat  an  seine  Stelle,  welcher  dort  nach  ihm 
die  meisten  Stimmen  erhalten  hat.  Sollte  in  diesem 
Wahlkörper  kein  anderer  Kandidat  gewählt  worden 
sein,  so  hat  in  demselben  eine  Neuwahl  stattzufinden. 

40.  Einwendungen  jeder  Art  gegen  das  Wahlver- 
fahren können  nur  binnen  drei  Tagen  nach  geschlosse- 
ner Wahlhandlung  beim  Bezirksamte  eingebracht  wer- 
den, welches  diese  Reklamationen  samt  dem  Wahl- 

Gen  er,  Bosnisch-hercegovinische  Verfassungsgesetze. 
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Protokolle  und  den  übrigen  Wahlakten  im  Dienstwege 
der  Kreisbehörde  zur  endgültigen  Entscheidung  sofort 
vorzulegen  hat. 

41.  V rerden  die  erhobenen  Einwendungen  als  be- 
gründet erkannt,  so  wird  die  Kreisbehörde  die  Vor- 
nahme von  Neu-,  respektive  Ergänzungswahlen  sofort 
anordnen,  im  gegenteiligen  Falle  aber  die  Gültigkeit 
der  Wahl  bestätigen. 

Nach  Ablauf  der  im  § 40  festgesetzten  Präklusiv- 
frist eingebrachte  Einwendungen  werden  nicht  berück- 
sichtigt. 

42.  Nach  erfolgter  Erledigung  der  rechtzeitig  ein- 
gebrachten  Reklamationen,  bezw.  nach  fruchtlosem  Ab- 
laufe der  im  § 40  erwähnten  Frist  veröffentlicht  das 
Bezirksamt  das  Wahlergebnis  aller  Wahlkörper  beider 
Gruppen  und  fertigt  für  die  Gewählten  die  Wahlzerti- 
fikate aus,  welche  dieselben  zur  Teilnahme  an  den  Sit- 
zungen des  Bezirksrates  berechtigen. 

III.  Wirkungskreis  des  Bezirksrates. 

43.  Dem  Bezirksrate  obliegt  die  Wahrnehmung 
der  kulturellen  und  ökonomischen  Interessen  des  be- 
treffenden Bezirkes  und  die  Verwaltung,  respektive 
Kontrolle  der  für  den  betreffenden  Bezirk  geschaffenen 
Institutionen  und  Anstalten, 

Politische,  konfessionelle  und  Nationalit-äts- Ange- 
legenheiten sowie  allgemeine,  das  ganze  Land  betref- 
fende Gesetze  und  Verordnungen  sind  von  der  Erörte- 
rung und  Beschlußfassung  des  Bezirksrates  ausge- 
schlossen. 

44.  Demgemäß  werden  folgende  Angelegenheiten 
im  Rahmen  der  in  den  §§  45  bis  52  enthaltenen  Be- 
stimmungen den  Gegenstand  der  Wirksamkeit  des  Be- 
zirksrates zu  bilden  haben : 

a)  öffentliche  Arbeiten  im  Bezirke, 
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f) 

ü) 


b)  Maßregeln  zur  Hebung  der  Landwirtschaft  und 
Viehzucht , 

c)  öffentlicher  Unterricht, 

ß Abhilfe' heTgrößeren  Unglücksfällen  oder  einem 

düf Mitwirkung  ^ bä  der  Verwaltung  der  Bezirks- 
unterstützungs-  und  Zuchttierfonds,  . 1+ 

Errichtung  und  Verwaltung  von  Bezirksanstalten 
für  Armen  Versorgung,  Krankenpflege  und  die  Mit- 
wirkung bei  der  Gesundheits-  und  Veterinär- 

polizei  überhaupt,  . j__ 

h)  Kontrolle  der  Gebarung  der  Dorfgemeinden  des 

betreffenden  Bezirkes. 

a)  Öffentliche  Arbeiten. 

45.  Als  solche  sind  anzusehen: 

Die  Angelegenheiten  betreffs  solcher  Land-  unc 
Wasserbauten,  die  das  Gesamtinteresse  des  Bezirkes  oder 
mehrerer  Gemeinden  betreffen,  so  zum  Beispie 
zirks-  und  Gemeinde-Straßenbauten,  Brucken-  und 
Kanalbauten,  Bauten  zum  Zwecke  der  Bewässerung  und 
Trockenlegung  des  Bodens,  Regulierung  der  Bache  und 
deren  Ufer,  Aufführung  von  Stau-  oder  Schwemmvor 
richtungen  sowohl  zu  technischen  Zwecken  als  auch  zui 
Abwendung  von  Überschwemmungsgefahren,  lnsoferne 
sie  nicht  ihrer  Natur  nach  ein  allgemeines  Landesinter- 
esse  betreffen. 

b)  Landwirtschaftliche  An  ge  1 e g e n he  i- 

t e n. 

46  Als  solche  kommen  vorzüglich  in  Betracht: 
Die  Anschaffung  und  Verteilung  oder  Aufstellung 

von  verbesserten  landwirtschaftlichen  Gerätschaften  und 
Maschinen,  von  Samensorten  und  Fruchtreisern,  vo 
Zuchttieren  zur  Verbesserung  der  einheimischen 
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Schläge,  die  Errichtung  von  Musterwirtschaften,  von 
Seiden-  und  Eischzuehtanst alten,  Baumschulen  und  son- 
stigen der  Landwirtschaft,  der  Eorstkultur,  dem  Obst-  i 
und  Weinbau,  der  Seiden-  und  Bienenzucht  dienenden 
Versuchsanstalten,  die  Übernahme  der  Erhaltung  sol-  ; 
eher  etwa  bestehenden  Anstalten,  die  Aufstellung  von 
Bezirks-Pferde-  und  Viehzuchts-Kommissionen,  die  Er- 
richtung von  landwirtschaftlichen  Bezirksgenossenschaf- 
ten und  von  Bezirksgetreidespeichern  und  die  Bildung 
von  Stieranschaffungsfonds,  die  Erteilung  von  Vor- 
schüssen und  Subventionen  zu  den  vorgedachten  Zwek-  1 
ken  und  zur  Begründung  und  Erhaltung  von  diesen 
Zwecken  gewidmeten  Vereinen,  die  Beitragsleistung  zu 
Maßnahmen  behufs  allgemeiner  Einführung  der  Stall- 
wirtschaft und  einer  geregelten  Eutterwirtschaft,  die 
Aussetzung  von  Prämien  für  Vernichtung  von  Schäd- 
lingen (Raupen,  Maikäfern,  Phylloxera  und  Perono- 
spora,  Borkenkäfern,  Können,  Dohlen,  Elstern  und 
Schlangen),  unbeschadet  der  für  die  Erlegung  und 
Vertilgung  einiger  Gattungen  derselben  schon  seitens 
der  Landesregierung  erfolgten  Festsetzung  von  Prä-  : 
mien,  die  Errichtung  öffentlicher  Musteranstalten, 
Marktstellen,  Schlachthäuser,  insoweit  hiedurch  schon 
bestehende  Befugnisse  und  Verpflichtungen  nicht  tan- 
giert werden. 

c)  Öffentlicher  Unterricht. 

47.  Der  Bezirksrat  ist  berechtigt,  Anträge  auf  Er- 
richtung von  allgemeinen  Elementarschulen  zu  stellen 
und  zur  Erhaltung  solcher  beizutragen,  sowie  die  Bei- 
tragsleistung für  die  Errichtung  und  Erhaltung  von 
Webeschulen,  Holzschnitzanstalten,  Schulen  für  Kera- 
mik, Handwerker-  und  andere  Fachschulen  zu  votieren. 
Desgleichen  ist  der  Bezirksrat  berechtigt,  Maßnahmen 
zur  Hebung  der  Frequenz  aller  dieser  Anstalten  durch 
Erteilung  von  Stipendien,  Prämien  u.  dgl.  zu  treffen 
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, fllV  _r  Förderung  des  Schulbesuches  ihm  notwen- 
üg  erscheinenden  Abänderungen  der  Schulordnung  zu 
jeantragen. 

d)  Markt  wesen. 

48  Der  Bezirksrat  ist  ferner  berufen  Anträge  auf 

habung  der  Marktpolizei  sowie  Ausarbeitung 
Marktordnung  Gutachten  abzugeben. 

e)  Abhilfe  beif?r1°eß^ren  UnglÜCkS" 

49.  Der  Bezirksrat"  beschließt  Maßnahmen  zur 
TTi  n t n nlialtun0,  von  Feuers-  oder  Wassergefahi  in  den 
“n  Gemeinden  de.  ^ ” 

Errichtung  von  Feuerwehren  und  Anschalti  g 

Löschgeräten^  allgemeinen  oder  partiellen  Not- 

standes im  Bezirke  votiert  der  Bezirksrat  Darlehen  und 
Unterstützungen  aus  seinen  Mitteln  fu 
leidenden. 

f)  Bezirksunterstiitzungs-Fonds.  _ 

50.  Dem  Bezirksrate  obliegt  die  Mitwirkung  _ bei 
organisatorischen  Arbeiten  rucksichtlic  er 
Unterstützungsfonds  die  ^orge  fur^dreBestel  ^g  ^ 

Eondsausschusses  nach  § ^ cies  tTber- 

organisierte  Bezirksunterstutzungsfonds  ^ die  Ub 

wachung  des  Fondsausschusses  m seiner  Tätigkeit. 

ot  Armenfürsorge,  Krankenpflege,  hu- 
manitäre Anstalten,  d i e M it  w i r ku  n g 
bei  der  Ge  s u n d li  e 1 1 s-  _ u n d Veterinär 

51.  In  dieser  Beziehung  fallen  in  den  Wirkungs- 
kreis des  Bezirksrates  die  Errichtung  und  Erhaltu  g 
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von  öffentlichen  Armen-  und  Wohltätigkeitsanstalten, 
die  Beitragsleistung  an  solche,  die  Subventionierung 
solcher  schon  bestehender  Anstalten.,  die  Errichtung 
einer  Armenversorgung  in  den  Dorfgemeinden  des  Be- 
zirkes, die  Begleichung  der  Spitalsverpflegskosten,  so- 
weit hiezu  die  Mittel  der  organisierten  Gemeinden  nicht 
ausrsichen,  und  die  Unterstützung  mittelloser  Bezirks- 
bewohner ; 

ferner  die  Errichtung  und  Erhaltung  von  öffent- 
lichen Krankenhäusern  und  Badeanstalten,  die  Bei- 
tragsleistung zur  Errichtung  von  solchen  oder  zur  Er- 
haltung solcher  bestehender  Anstalten  ; die  Festsetzung 
der  V erpflegstaxen  in  den  vom  Bezirksrate  errichteten 
Krankenhäusern  und  die  Festsetzung  der  Verwaltungs- 
und Benützungsmodalitäten  in  den  von  ihm  errichteten 
öffentlichen  Badeanstalten ; 

dann  die  Beitragsleistung  zur  Assanierung  unge- 
sunder Ortschaften  .und  Gegenden,  die  Subventionie- 
rung der  Gemeinden  zur  Anstellung  und  Erhaltung  von 
Ärzten,  Tierärzten,  Hebammen  und  sonstigem  Sani- 
tätspersonal. 

Ebenso  obliegt  dein  Bezirksrate,  die  Maßnahmen 
der  Kegierung  zur  Bekämpfung  von  Epidemien  und 
Epizootien  zu  unterstützen  durch  Votierung  von  Bei- 
trägen zur  Anschaffung  von  Desinfektionsmitteln  und 
zur  Errichtung  von  Kontumaz-  und  Konfinierungs- 
anstalten, von  Blattern-  und  Malaria-Spitälern  und  von 
E p i dem  ies  p i t äl  e r n über li  au p t . 

h)  Kontrolle  der  Gebarung  der  Dorf- 
gemeinde n. 

52.  Dem  Bezirksrate  steht  ein  Aufsichtsrecht 
über  die  Geldgebarung  der  im  Bezirke  befindlichen 
Dorfgemeinden  zu,  ferner  die  Begutachtung  von  An- 
trägen in  Betreff  der  Änderung  von  Gemeind egrenzen, 
der  Vereinigung  zweier  oder  mehrerer  Dorfgemeinden 
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gemeinden  m zw®x  . d lmd  Gemeindefraktionen 

Bildung  neuer  Gemeinden  u . d einer 

und  der  Erhebung  ^orf  (Lang^emem  ^ ^ 

'Stadtgemern.de.  Fern  Angelegenheiten  der  Aus- 

:—SzÄ^^£r  in  teSSÄ 

Stimmungen^  obiiegt  au&rdem 

waltung  des  Bezirksvermogens  und  d Fondg;  An_ 

des  Be- 
stalten und  Anlagen,  p ,,f  der  Bezirksrecli- 

zirksvoranschlages  ^md  die^Prafung  qA  die 

<'»  •*“ 

Anstalten.  ^ und  Beehtsmigeleg^lÄ 

der  obbichneten  Art  repräsentiert  den  Bezirksrat 

naCh DktezügliAentmtiichen  Ausfertigungen  werden 

ssrÄ^Än: 

nen  und  von  der  Landesregierung  bestaiigwi 

*•  KÄ  r«»““»  £ 

Präsidenten  für  die  Dauer  seiner  Verhinderung  sein 
Stellvertreter. 
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54.  Dem  Bezirksrate  obliegt  auch  die  Vornahme 
der  Wahl  aller  jener  Beisitzer,  Vertrauensmänner  oder 
Kommissionsmitglieder,  welche  auf  Grund  besonderer 
Verordnungen  zur  Unterstützung  der  Behörden  in  ge- 
wissen Angelegenheiten  aus  dem  Bezirksrate  oder  aus 
der  Bevölkerung  zu  wählen  sind. 

55.  Der  Bezirksrat  ist  überdies  berufen,  über  alle 
Gegenstände,  über  welche  er  von  der  Begierung  zurate 
gezogen  wird,  Auskunft  zu  erteilen,  respektive  Gut- 
achten zu  erstatten ; er  ist  befugt,  Wünsche  und  Be- 
schwerden, insoweit  sie  Gegenstände  des  Wirkungs- 
kreises des  Bezirksrates  betreffen,  zur  Kenntnis  der 
Begierung  zu  bringen. 

56.  Zur  Bestreitung  des  Aufwandes  für  die  Maß- 
nahmen, Einrichtungen  und  Anstalten,  welche  der  Be- 
zirksrat im  Sinne  der  vorstehenden  Paragraphen  zu  be- 
schließen befugt  ist,  dienen  jene  Mittel,  welche  in  die- 
sem Gesetze  als  Bezirksmittel  erklärt  oder  in  der  Eolge 
dem  Bezirksrate  von  der  Begierung  zugewiesen  werden. 
Als  Bezirksmittel  werden  erklärt,  bezw.  werden  hiemit 
dem  Bezirksrate  zugewiesen : 

a)  Der  aus  den  Zinseneingängen  jedes  Verwaltungs- 
jahres nach  Abzug  aller  Auslagen  erübrigende 
Überschuß  jener  Bezirksunterstützungsfonds,  deren 
Beserve-  und  Sicherstellungsfonds  die  vorgeschrie- 
bene Höhe  bereits  erreicht  haben. 

b)  Ein  im  Ealle  nachgewiesener  Kotwendigkeit  von 
der  Landesregierung  besonders  zu  bewilligender 
aliquoter  Teil  des  in  dem  betreffenden  Bezirke 
eingehobenen  Erträgnisses  der  mit  Allerhöchst  ge- 
nehmigter Verordnung  der  Landesregierung  vom 
27.  März  1907  reformierten  Ausschanksteuer. 

Die  Höhe  dieses  aliquoten  Teils  wird  für  die 
ersten  zehn  Jahre  der  Gültigkeit  dieses  Gesetzes 
mit  höchstens  fünf  Prozent  des  Erträgnisses  die- 
ser Steuer  festgesetzt. 
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c)  Etwaige  auf  Grund  des  § 6 eingehobene  Geld- 
strafen. 

d)  Insoferne  die  in  den  vorstehenden  drei  Punkten 
oder  in  der  Folge  noch  zugewiesenen  weiteren 
Mittel  zur  Erfüllung  der  Wirksamkeit  des  Bezirks- 
rates nicht  hinreichen  würden,  ist  derselbe  berech- 
tigt, für  das  laufende  Steuer jahr  eine  Bezirks- 
umlage durch  Zuschlag  auf  gewisse,  nachstehend 
angeführte  Landessteuern,  welche  ihre  Steuerquelle 
im  Bezirksbereiche  haben,  zu  beschließen,  und 
'zwar : 

Einen  höchstens  2prozentigen  Zuschlag  auf  die 
Zehentpauschal-  und  die  Kleinviehsteuer  und  einen 
höchstens  Iprozentigen  Zuschlag  auf  die  Einkom- 
mensteuer vom  Werte  der  Grundstücke,  vom  Werte 
der  Gebäude,  vom  Erwerbe  und  von  der  Haus- 
zinssteuer. 

Alle  anderen  direkten  sowie  alle  indirekten 
Steuern  und  Abgaben  sind  von  der  Bezirksumlage 
ausgeschlossen. 

57.  Hie  im  Rahmen  dieses  Gesetzes  gefaßten  Be- 
schlüsse des  Bezirksrates  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit 
der  Genehmigung  der  Landesregierung. 

Hie  Landesregierung  kann  aber  den  Beschluß  vor 
der  Genehmigung  mit  ihren  einschlägigen  Bemerkun- 
gen zur  neuerlichen  Behandlung  an  den  Bezirksrat 
leiten  oder  dem  Beschlüsse  ihre  Genehmigung  gänzlich 
versagen. 

58.  Hie  Ausführung  der  von  dem  Bezirksrate  ge- 
faßten und  von  der  Landesregierung  genehmigten  Be- 
schlüsse steht  dem  Bezirksamte  zu.  Hoch  kann  der  Be- 
zirksvorsteher bei  Ausführung  dieser  Beschlüsse  die 
Mithilfe  von  Fachausschüssen  des  Bezirksrates  in  An- 
spruch nehmen. 

In  jenen  Bezirken,  in  welchen  Bezirksunter- 
stützungsfonds, landwirtschaftliche  Bezirksgenossen- 
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schäften,  Pferde-  und  Viehzuchtkommissionen  oder  an- 
dere, auf  öffentlich-rechtlicher  Basis  errichtete  öffent- 
liche Körperschaften  bestehen,  sind  dieselben,  bezie- 
hungsweise ihre  Ausschüsse  verpflichtet,  die  genehmig- 
ten Beschlüsse  des  Bezirksrates,  insoferne  deren  Aus- 
führung in  ihren  Wirkungskreis  fällt,  nach  den  Wei- 
sungen des  Bezirksamtes  auszuführen. 

Eine  vom  Bezirksrate  beschlossene  und  von  der 
Landesregierung  genehmigte  Bezirksumlage  wird  durch 
die  Steuerämter  berechnet,  vorgeschrieben  und  zu- 
gunsten der  Bezirksmittel  eingehoben. 

Die  vom  Bezirksrate  beschlossenen  Anträge  und 
vorgebrachten  Wünsche  und  Beschwerden  gelangen  durch 
das  Bezirksamt  zur  Vorlage  an  die  Landesregierung, 
welche  dieselben  prüfen  und  ihre  Entscheidung  dem 
Bezirksamte  zur  Mitteilung  an  den  Bezirksrat  in  der 
nächsten  Session  des  Bezirksrates  bekanntgehen  wird. 

IV.  Geschäftsordnung. 

59.  Die  Vorlagen  an  den  Bezirksrat  gelangen  an 
denselben : 

a)  durch  den  Bezirksvorsteher  in  dessen  Eigenschaft 
als  Vertreter  der  Regierung; 

b ) durch  die  Anträge  einzelner  Mitglieder  des  Be- 
zirksrates ; 

c ) durch  die  Anträge  von  speziellen,  aus  dem  Bezirks- 
rate während  der  einzelnen  Sessionen  desselben 
gebildeten  Ausschüssen. 

60.  Der  von  dem  Bezirksyorsteher  einberufene  Be- 
zirksrat hat  die  zu  seinem  Wirkungskreise  gehörigen 
Angelegenheiten  in  Sitzungen  zu  verhandeln  und  zu 
erledigen. 

Der  Bezirksvorsteher  hat  für  die  rechtzeitige  Ver- 
ständigung der  Mitglieder  des  Bezirksrates  von  dem 
Beginne  der  Sitzungen  sowie  für  die  Beistellung  der 
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zur  Abhaltung  der  Sitzungen  notwendigen  Räume  Sorge 
zu  tragen. 

Etwaige  Mietnahmen  solcher  Räumlichkeiten  wer- 
den aus  Landesmitteln  bestritten. 

61.  Der  in  Gemäßheit  des  § 11  in  der  ersten  kon- 
stituierenden Sitzung  des  Bezirksrates  gewählte  Prä- 
sident. eröffnet  und  schließt  die  Sitzung,  leitet  die  Ver- 
handlung, wacht  über  die  Beobachtung  der  Geschäfts- 
ordnung, erteilt  da»  Wort,  stellt  die  Fragen  zur  Abstim- 
mung, spricht  deren  Ergebnis  aus,  sorgt  für  die  Ordnung 
in  der  Versammlung  und  hat  das  Recht,  im  Falle  einer 
Störung  die  Sitzung  zu  unterbrechen  und  auch  aufzu- 
heben, Ruhestörer  aus  dem  Zuschauerraume  zu  ent- 
fernen und  letzteren  notwendigenfalls  räumen  zu  lassen. 

Falls  ein  Mitglied  des  Bezirksrates  von  dem  Gegen- 
stände der  Beratung  abweicht,  zieht  dies  den  Ruf:  „Zur 
Sache !“  nach  sich,  nach  zweimaligem  Rufe  „Zur 
Sache !“  kann  der  Vorsitzende  dem  Redner  das  Wort 
entziehen ; würde  ein  Mitglied  des  Bezirksrates  in 
seiner  Rede  den  Anstand  oder  die  Sitte  verletzen,  so 
spricht  der  Vorsitzende  die  Mißbilligung  darüber  durch 
den  Ruf:  „Zur  Ordnung!'“  aus. 

Der  Präsident  kann  die  Rede  unterbrechen  und 
dem  Redner  auch  das  Wort  entziehen. 

62.  Den  Diszipliharverfügnngen  des  Präsidenten 
hat  sich  der  Bezirksrat  stets  zn  fügen. 

Falls  sich  ein  Mitglied  des  Bezirksrates  eines  Aus- 
druckes' oder  einer  Handlung  schuldig  macht,  welche 
die  Würde  des  Bezirksrates  verletzt  oder  eine  einzelne 
Person,  sei  diese  an-  oder  abwesend,  beleidigt,  so  steht 
ledern  Mitglied©  des  Bezirksrates  das  Recht  zu,  die  Ver- 
hängung der  Zensur  über  den  Beleidiger  zn  begehren. 

fj  her  einen  solchen  Antrag  hat  der  Präsident  den 
Beleidiger  sofort  znm  Verlassen  der  Versammlung  auf- 
zufordern und  in  dessen  Abwesenheit  über  den  Antrag 
abstimmen  zu  lassen.. 
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Wenn  das  also  gemaßregelte  Mitglied  des  Bezirks- 
rates dieser  Aufforderung  nicht  nachkommt  oder  nicht 
fofort  genügende  Abbitte  leistet,  hebt  der  Präsident  die 
Sitzung  auf  und  stellt  in  der  nächsten  in  Abwesenheit 
des  Zensurierten  abzuhaltenden  Sitzung  den  Antrag  an 
den  Bezirksrat,  das  erwähnte  Mitglied  für  eine  zu 
fixierende  Reihe  von  Sitzungen  von  der  Teilnahme  an 
den  Verhandlungen  auszuschließen.  Eine  solche  Aus- 
schließung kann  jedoch  höchstens  auf  die  Dauer  der 
Session  erfolgen.  Durch  diese  Strafe  wird  ein  weiteres 
gerichtliches  Verfahren  wegen  desselben  Faktums  nicht 
ausgeschlossen. 

63.  Sämtliche  Obliegenheiten  und  Hechte  des  Prä- 
sidenten übernimmt  für  den  Fall  und  die  Dauer  der 
Verhinderung  desselben  sein  Stellvertreter. 

Falls  auch  dieser  verhindert  sein  sollte,  so  bestellt 
für  die  Dauer  dieser  Verhinderung  der  Bezirksrat  selbst 
eines  seiner  Mitglieder  zur  provisorischen  Führung 
des  Vorsitzes. 

Die  Schriftführer  haben  die  Sitzungsprotokolle  ab- 
zufassen, die  Abstimmungsliste  und  Vormerkung  über 
die  Anträge  der  Mitglieder  des  Bezirksrates  zu  führen 
und  nach  der  Anordnung  des  Vorsitzenden  in  der 
Reihenfolge  die  Famen  derjenigen  zu  verzeichnen, 
welche  das  Wort  verlangen. 

64.  Die  Sitzungen  des  Bezirksrates  sind  in  der 
Regel  öffentlich. 

Ausnahmsweise  kann  eine  vertrauliche  Sitzung  ge- 
halten werden,  wenn  entweder  der  Vorsitzende  eine 
solche  anordnet  oder  wenn  wenigstens  ein  Viertel  der 
Mitglieder  des  Bezirksrates  es  verlangt  und  — im 
letzteren  Falle  — nach  Entfernung  der  Zuhörer  der 
Bezirksrat  mit  absoluter  Majorität  sich  dafür  ent- 
scheidet. *'  ' \ 

65.  Die  Mitglieder  des  Bezirksrates  sind  verpflich- 
tet, an  den  Verhandlungen  desselben  ununterbrochen 
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teilzunelnnen,  jedoch  kann  der  Vorsitzende  einem  Mit 
o’liede  hei  Vorhandensein  triftiger  Gründe  einen  Ur- 
laub  gewähren. 

66.  Nach  Eröffnung  der  Sitzung  wird  das  Proto- 
koll der  vorhergegangenen  Sitzung,  insofern  diese  eine 
öffentliche  war,  vorgelesen,  über  allfällige  Erinnerung 
berichtigt  und  nach  nochmaliger  Lesung  der  berichtig- 
ten Stellen  die  Richtigkeit  der  Fassung  durch  den  Vor- 
sitzenden ausgesprochen. 

Hierauf  werden  Anträge  und  Berichte  angekün- 
digt, sodann  Mitteilungen  der  Regierung  und  Referate 
des  Ausschusses  der  Versammlung  bekanntgegeben, 
endlich  etwaige  Anfragen  vorgebracht  und  beantwortet. 

Der  Vorsitzende  kann  besonders  dringenden  An- 
trägen den  Vorrang  geben. 

67.  Die  nach  § 59  an  die  Versammlung  gelangen- 
den Vorlagen  und  Anträge  können  im  Plenum  und  in 
speziell  gewählten  Ausschüssen  verhandelt  werden. 

Selbständige,  sich  nicht  auf  Vorlagen  der  Behörde 
beziehende  Anträge  einzelner  Mitglieder  sowie  die  zur 
Vorbringung  bestimmten  Wünsche  und  Beschwerden 
müssen  vorher  dem  Vorsitzenden  angezeigt  werden. 

Solche  Anträge  werden  nach  dem  Ermessen  des 
Vorsitzenden  in  der  Sitzung  bekanntgegeben,  dem  An- 
tragsteller eine  kurze  Begründung  gestattet  und  hierauf 
ohne  Zulassung ‘einer  Debatte  die  Unterstützungsfrage 
gestellt.  Ein  Antrag,  der  nicht  von  einem  Viertel  der 
Mitglieder  unterstützt  ist,  wird  nicht  in  Verhandlung 
gezogen. 

68.  Gegenstände,  welche  außerhalb  des  Wirkungs- 
kreises des  Bezirksrates  liegen,  sind  durch  den  Vor- 
sitzenden von  jeder  Besprechung  auszuschließen. 

69.  Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge 
der  zu  verhandelnden  Gegenstände. 
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Die  von  Seite  des  Bezirksamtes  in  den  Bezirksrat 
gelangenden  Vorlagen  sind  vor  allen  anderen  Beratungs- 
gegenständen in  Beratung  zu  nehmen. 

70.  Wer  über  einen  auf  der  Tagesordnung  stehen- 
den Gegenstand  sprechen  will,  kann  dieses  auch  schon 
vor  Beginn  der  Sitzung  persönlich  und  mündlich  bei 
dem  Vorsitzenden  mit  der  Angabe  anmelden,  ob  er  für 
oder  gegen  den  Antrag  sprechen  werde. 

Dem  Vorsitzenden  obliegt  es,  die  Reihenfolge  der 
Redner  zu  bestimmen.  Wer,  zur  Rede  auf  gef  ordert, 
nicht  anwesend  ist,  verliert  das  Wort. 

Mit  Ausnahme  des  Antragstellers  oder  Referenten 
darf  kein  Redner  zum  selben  Beratungsgegenstande 
mehr  als  zweimal  das  Wort  erhalten. 

71.  Der  Vorsitzende  hat  das  Recht,  jederzeit  das 
Wort  zu  nehmen. 

Wenn  es  der  Vorsitzende  für  angemessen  hält, 
kann  er  an  den  Regierungsvertreter  das.  Ersuchen 
stellen,  zur  Erteilung  von  Auskünften  und  Aufklärun- 
gen bei  einzelnen  Verhandlungen  das  Erscheinen  der 
Fachreferenten  des  Bezirksamtes  oder  sonstiger  Sach- 
verständigen zur  Verhandlung  zu  verfügen. 

72.  Zur  Beschlußfassung  im  Bezirksrate  ist  die 
Anwesenheit  von  mehr  als  einem  Drittel  der  Gesamt- 
zahl aller  Mitglieder  und  zur  Gültigkeit  eines  Be- 
schlusses die  absolute  Stimmenmehrheit  der  Anwesenden 
erforderlich.  Der  Vorsitzende  gibt  seine  Stimme  nur  bei 
eintretender  Stimmengleichheit  ab,  in  welchem  Falle 
seine  Stimme  dirimiert. 

Die  Wahl  von  Ausschüssen  behufs  Beratung  von 
Vorlagen  oder  Anträgen  kann,  wenn  kein  Widerspruch 
erfolgt,  durch  Akklamation  vorgenommen  werden. 

73.  Ein  Redner  darf  während  seines  Vortrages 
von  niemandem,  außer  von  dem  Vorsitzenden,  unter- 
brochen werden.  Störende  Beifalls-  oder  Mißbilligungs- 
Äußerungen  sind  zu  unterlassen. 
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74.  ISTacli  geschlossener  Verhandlung  verkündet 
der  Vorsitzende  die  Reihenfolge  der  Fragen,  über 
welche  abgestimmt  werden  soll. 

75.  Vor  dem  Hauptantrage  sind  die  vertagenden, 
dann  die  abändernden  Anträge  und  zunächst  diejenigen 
Anträge  zur  Abstimmung  zu  bringen,  die  den  liaup.- 
antrag  gänzlich  aufheben  oder  in  größerem  Maße  em- 
schränken. 

76.  Der  Vorsitzende  hat  die  krage  stets  so  zu 

stellen,  daß  sie  mit  „Ja“  oder  „Rein"  beantwortet  wer- 
den kann.  , 

77.  Die  Abstimmung  erfolgt  m der  Regel  durch 

Auf  stehen  oder  Sitzenbleiben. 

Rach  Ermessen  des  Vorsitzenden  kann  die  Ab- 
stimmung mündlich  durch  Namensaufruf  vorgenommen 
werden,  in  welchem  Falle  die  Namen  der  Abstimmen- 
den im  Protokolle  auf  geführt  werden. 

Bei  der  Abstimmung  darf  keine  Begründung  vor- 
gebracht werden.  . 

78.  Die  Vertagung  einer  Verhandlung  kann  jeder- 
zeit beantragt  und  beschlossen  werden.  Anträge  auf 
Schluß  der  Debatte  können  mit  Zustimmung  des  Vor- 
sitzenden sogleich  zur  Abstimmung  gebracht  werden. 

79.  Der  Vorsitzende  bestimmt  am  Schlüsse  jeder 
Sitzung  die  Tagesordnung  für  die  nächste  Sitzung.  Auf 
diese  Tagesordnung  sind  vor  allem  die  unerledigten  Be- 
ratungsgegenstände und  sodann  die  bezirksämtlichen 
Einläufe  und  die  Ausschußberichte  zu  setzen. 

80.  Die  Vorberatung  über  die  vor  den  Bezirksrat 
Gelangenden  Gegenstände  kann  durch  Ausschüsse  erfol- 
gen. Nach  dem  Ermessen  des  Bezirksrates  können  zu 
diesem  Zwecke  für  bestimmte  Gattungen  von  Geschäf- 
ten oder  für  einzelne  Geschäfte  Ausschüsse  gebildet 

werden.  , 

Über  jeden  genügend  unterstützten  Antrag  be- 
I schließt  der  Bezirksrat,  ob  derselbe  einem  der  schon  be- 
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stellenden  oder  einem  besonders  zu  bestellenden  Aus- 
schüsse zugewiesen  werde,  welcher  darüber  noch  in  der 
nämlichen  Session  zu  berichten  hat. 

Der  Vorsitzende  bestimmt,  ob  auch  Zuschriften  des 
Bezirksamtes  einem  Ausschüsse  zugewiesen  werden 
sollen. 

81.  Kein  Mitglied  des  Bezirksrates  hat  das  Recht, 
eine  ihn  betreffende  Wahl  in  einen  Ausschuß  abzu- 
lehnen, außer  wenn  der  Vorsitzende  die  Gründe  der 
Nichtannahme  der  Wahl  als  stichhältig  anerkennt. 

82.  Die  Sitzungen  der  Ausschüsse  sind  nicht 
öffentlich. 

Dem  Präsidenten  des  Bezirksrates  und  seinem 
Stellvertreter  steht  das  Recht  zu,  allen  Ausschußsitzun- 
gen beizuwohnen. 

Mit  Zustimmung  des  Regierungsvertreters  kann 
jeder  Ausschuß  solche  Mitglieder  des  Bezirksrates, 
denen  er  besondere  Kenntnisse  des  Gegenstandes  zu- 
traut, zur  Teilnahme  an  den  Ausschußberatungen  bei- 
ziehen und  Sachverständige  zur  mündlichen  Verneh- 
mung vorladen. 

83.  Jeder  Ausschuß  hat  einen  Obmann  zu  wählen. 

Berichterstatter  und  Referent  ist  der  jeweilig  vom 

Präsidenten  des  Bezirksrates,  beziehungsweise  seinem 
Stellvertreter  zu  designierende  Schriftführer. 

84.  Als  Regierungsvertreter  fungiert  bei  den  Ver- 
handlungen des  Bezirksrates  der  Bezirksvorsteher  oder 
dessen  zu  diesem  Zwecke  von  der  Landesregierung  be- 
stimmte Stellvertreter ; derselbe  ist  berechtigt,  den 
Sitzungen  des  Bezirksrates  und  aller  Ausschüsse  beizu- 
wohnen und  hiebei  seine  Ansichten  über  die  zur  Ver- 
handlung gelangenden  Gegenstände  abzugeben,  die  Mit- 
teilungen des  Bezirksamtes  zur  Kenntnis  des  Bezirks- 
rates zu  bringen,  in  die  Sitzungsprotokolle  Einsicht  zu 
nehmen  und  dieselben  nach  Verifizierung  zu  fertigen. 
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85  Jedem  Mitgliede  des  Bezirksrates  steht  das 
Recht  zu,  durch  Fragen  an  den  Regierungsyertreter 
Gegenstände,  die  zum  Wirkungskreise  des  Bezirksrates 
gehören,  jedoch  nicht  auf  der  Tagesordnung  stehen,  zur 

Sprache  zu  bringen.  . 

86.  Solche  Anfragen  sind  vor  Beginn  der  bitzung 
dem  Vorsitzenden  schriftlich  oder  mündlich  mitzuteilen. 

Der  Regierungsvertreter  kann  sogleich  Antwort 
geben,  diese  für  eine  spätere  Sitzung  zusichern  oder  mit 
Angabe  der  Gründe  die  Beantwortung  ablehnen. 

Tiber  gestellte  Anfragen  und  deren  Beantwortung 
ist  jede  Debatte  unzulässig. 

'87.  tiberschreitet  der  Gegenstand  der  Verhand- 
lung den  dem  Bezirksrate  gesetzlich  eingeräumten  Wii 
kungskreis,  so  hat  der  Regierungsvertreter  durch  den 
Vorsitzenden  die  Diskussion  darüber  zu  verhindern  nnd 
und  kann,  wenn  der  Vorsitzende  seinem  diesbezüg- 
lichen Ansinnen  nicht  Folge  leistet,  die  Sitzung  sofort 

auf  heben.  Ty  . 

Desgleichen  hat  der  Regierungsvertreter  das  Recht, 
im  Sinne  der  Bestimmungen  des  § 62  einen  Antrag  auf 
Verhängung  der  Zensur  über  ein  Mitglied  des  Bezirks- 
rates zu  stellen. 

88  Falls  durch  das  fortgesetzt  störende  Verhalten 
einer  größeren  Anzahl  der  Mitglieder  des  Bezirksrates 
die  ruhige  und  sachgemäße  Erörterung  der  demselben 

- obliegenden  Angelegenheiten  unmöglich  gemacht  wird, 
ist  der  Regierungsvertreter  berechtigt,  die  Sitzung  zu 
schließen  und  im  Wiederholungsfälle  die  Session  aut 

- unbestimmte  Zeit  zu  vertagen.  > 

Dasselbe  gilt  auch  für  die  vom  Bezirksrate  gewahl- 

I ten  Ausschüsse. 

V.  Schlußbestimmungen. 

89.  Eine  etwaige  Veränderung  in  den  bestehen- 
I den  Bezirksgrenzen,  die  Bildung  neuer  oder  die  Zusam- 

Geller,  Bosnisch-hercegovinische  Verfassungsgesetze.  9 
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menlegung  bestehender  Bezirke  zieht  die  korrespon- 
dierenden Veränderungen  in  dem  Umfange  der  terri- 
torialen Wirksamkeit  des  Bezirksrates  nach  sich. 

Die  infolge  einer  derartigen  Veränderung  etwa 
notwendig  werdende  Auseinandersetzung  zwischen  den 
beteiligten  Bezirken  in  Ansehung  der  Bezirksmittel,  der 
Bezirksanstalten  und  des  sonstigen  Bezirksvermögens 
wird  nach  Anhörung  der  Anträge  der  beteiligten  Be- 
zirksräte von  der  Landesregierung  verfügt. 

90.  Wenn  der  Bezirksrat  die  ihm  durch  dieses 
Gesetz  vorgezeichneten  Pflichten  vernachlässigt  oder 
wenn  seine  Tätigkeit  gegen  die  Bestimmung  dieses  oder 
anderer  bestehender  Gesetze  im  allgemeinen  verstößt, 
wenn  ferner  die  Wirksamkeit  des  Bezirksrates  das 
öffentliche  Wohl  gefährden  könnte,  so  ist  die  Landes- 
regierung jederzeit  berechtigt,  den  Bezirksrat  auf- 
zulösen. 

In  einem  solchen  Falle  sind  innerhalb  drei-  Mona- 
ten nach  erfolgter  Auflösung  die  Neuwahlen  zum  Be- 
zirksrate auszuschreiben. 

91.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund- 
machung in  Wirksamkeit  und  werden  hiemit  die  Be- 
stimmungen der  mit  Allerhöchster  Entschließung  vom 
14.  Mai  1879  genehmigten  Landesregierungsverordnung 
vom  20.  Juli  1879,  Z.  471/präs.  über  die  Bildung  und 
über  die  Obliegenheiten  der  Verwaltungsräte  außer 
Kraft  gesetzt. 

Wien,  am  17.  Februar  1910. 

Franz  Joseph  m.  p. 

(L.  S.) 


B u r i ä n m.  p. 
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